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33. Sitzung, am 4. November 1964 1057 

33. Plenarsitzung des Landtages von Rheinland-Pfalz 
am 4. November 1964 

Die Sit:oung wird um 9.40 Uhr durch Vizepräsident 
Rothley eröffnet. 

Vbeprfi.sldcnt Rothlcy: 

Die 33. Sitzung des Landtage::; ist eröffnet. Beisitzer 
der heutigen Sitzung sind Frau Abgeo~dnete Wetzel 
und Herr Abgeordneter Gaddum. Die Rednerliste führt 
Herr Abgeordneter Gaddum. Entschuldigt fehlen die 
Herren Abgeordneten Veltin, Dr. Ludwig, V.an Volxem, 
Theisen. Piedmont, Dedcnbach, Lorenz, Heller und 
Trccs. 

Als Gas thörer begrüßen wir den Kreisverband der 
Jungen Union Unterwesterwald, den Ortsjugendaus
schuß der Postgewerkschaft Mainz und Schüler der 
Kreisbcru!sschule in Ahrweiler. 

(Bei:flall des Hauses.) 

Meinc:- Damen und Herren! Die Tagesordnung liegt 
Ihnen vor. Ich habe dem Hohen Hause dazu bek.annt
zugebcn, daß der Punkt 1 der Tagesordnung nicht be
handelt werden kann, weil der Herr Kultusminister 
zur Zelt c-ine dringende Besprechung hat. 

Ich dar! Ihnen weiter bekanntgeben, daß der Tages
ordnungspunkt 4 - Regierungserklärung über das Ab
kommen zur Vereinheitlichung auf dem Gebiet des 
Schulwesens vom 28. Oktober 1964 - zu Beginn der 
morgigen Sitzung behandelt wird. Wird zur Tages
ordnung das Wort .gewünscht? - Herr Abgeordneter 
Dr. Kohl (CDU), bitte! 

Abg. Dr. Kobl: 

Herr Pt·äsidcnt! kh darf für die CDU-Fraktion das 
Hohe Haus bitten, unseren Urantrag Drucksache II/310 
als Punkt 19 b in die Tagesordnung n och aufzunehmen. 
Es handelt sich hierbei um die erste Beratung eines 
Landesgesetz über Elternbeiräte. Wir haben hier 
einen cntspr<'Chenden Gesetzentwurf. Ich darf der Zweck
mäßigkeit halber bitten, beides zusammen in der ersten 
Lesung zu beraten. 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort h<1t Herr Abg~ordneter Fuchs (SPD). 

Abg. Fuchs: 

Ich stt.>lle die Frage an Herrn Dr. Kohl, ob dieser Ur
antrag nicht an sich überflüssig ist, weil bereits dem 
Ausschuß ein Gcsetz.cntwurf vorliegt, der den Landes
cltcmbcit·at bet·ücksichtigt? 

Vizepräsident Rothley: 

Bitlt', Herr Abgeordneter Dr. Kohl (CDU)! 

Abg. Dr. Kohl: 

Das muß man schon der CDU-Fraktion und ihrem An
trag überlassen, was überflüssig und nicht überflüssig 
ist. Wir halten diesen Antrag nicht für überflüssig. 

Vhepräsldent Rotbley: 

Wird dem Antrag widersprochen? 

(Abg. Fuchs: Nein!) 

Das ist nicht der Fall. Dann darf ich feststellen, daß 
die Tagesordnung angenommen ist. 

Ich t'Ufe auf den Punkt 2 der Tagesordnung: 

a) Erste Beratung eines Landesgesetzes über die 
Feststellung des Haushaltsplanes für das 
Rechnungsjahl' 1965 (Haushaltsgesetz 1965) 

- Drucksache II/303 -

und 

b) El'ste Beratung eines Landesgesetzes über die 
Feststellung eines Nachtrags zum Haushalts· 
plan des Landes Rheinland-Pfab. für das 
Rechnungsjahr 1965 (Haushaltsgesetz 1965) 

- Drucksache IV302 -

Ich erö!fne die Ausspriache und erteile das Wort dem 
Herrn Abgeordneten K önig (SPD.) 

Abg. König: 

Herr Pi>äsident! Meine Damen und Herren! An den 
Anfang meiner Bemerkungen zu den Ausführungen 
des Herrn Finanzministers anläßlich der Einbringung 
der beiden eben genannten Etats, nämlich des Nach
tragsetats für 1964 und des Haushalts für 1965, möchte 
ich einen Dank stellen. Ich möchte d em Herrn Finanz
minister danken für den in finanzpolitischer Hinsicht 
unseres Erachtens klar umrissenen, wenn auch nicht 
neuen und von ·uns auch nicht als richtig oder wenig
stens als wegweisend anerkannten Standpunkt der 
Landesregierung. 

Wir sind dennoch froh darüber, daß der Herr Minister 
seine finanzpolitische K onzeption so eindC"Ulig vorge
tragen hat, daß sie von uns nicht erst gedeutet :tu wer
den braucht. Wir haben verstanden, wie er sie sieht. 
Ich möchte Ihnen nun darlegen, wie wir sie .sehen. Da r
über wird sich dann die Debatte in den nächsten 
Wochen bei der Beratung im Hausha lt.s- und Finanz
ausschuß zu ergeben haben. Ich bin der Meinung, daß 
es eine gute Basis für die Erfüllung der Funktionen 
ist, die zur Zeit noch der sozialdemokratischen Fraktion 
in diesem Hause übertragen sind, nämlich:· Kritik zu 
übon und Kontrolle auszuüben, um gegenüber der 
Politik der Landesregierung bzw. der Regierungspar
teien - in diesem Falle speziell der CDU - eine Alter
nativpolitik zu entwickeln. Das ist die Aufgabe der 
sozialdemokratischen Fraktion in diesem Hause. Wir 
wollen uns ihr unterziehen. 

Ich möchte zum Eingang noch eine Bemerkung machen 
au! die ich im Zusammenhang mit der Beratung de~ 
Etats nicht verzichten kan n. In den Ausführungen des 
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(König) 

Herrn Finanzministers fand auch die Novelle zum 
vierten Andenmgsgesetz zur Besoldungsordnung Er
wähnung. Der Herr Minister hat dazu einiges gesagt 
und insbe~ondere darauf hingewiesen, daß diese Vor
lage dem Hause bereits :.1ugegan.gen sei. Sie wissen, daß 
kh ab und zu scli.on etwas über Stilfragen geäußert 
habe. Ich maße mir das auch heute wieder an. Ich 
h<iHe ~ für keine sehr gute Absicht, daß über eine 
Vorlage gesprochen wir<l, die dem Anschein nach uns 
nicht ohne Absicht erst heute morgen zugeht, so daß 
ich keine Möglichkeit habe, zu dieser Vorlage Stellung 
zu nE"hme-n, 

(Bei(all bei der SPD.) 

obwohl ,jch schon VOt' dt'ei Wochen in der Presse lesen 
konnte, was das Kabinett nach der Kabinettsberatung 
von diesem Gesetzentvrurf der Öffentlichkeit zu sagen 
hat!R. 

Wenn mm .in der verg.anitenen Woche det' Herr Finanz
minii'ite-r eben.falls dazu Stellung genommen hat, dann 
.ist da~ Bescheidenste, wa'S man verlangen kann, daß 
da;; Haus <lie Vorlage in der Hand hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Id1 bin also nur angewiesen auf das, was er ausgeführt 
hat. Das kann nicht viel sein; es war auch nicht von 
mir zu prüfen. Id1 bin mlt verschiedenen Damen und 
Herren in diesem Hause einig. die vor der Gemeinde
ratswahl am 25. Oktober einiges von dem haben ver
lauten lassen, was sie von diesem Vierten Besoldungs
ände-rungsgesetz erwartRn. Da war die Rede von neuen 
1'nziol0gisehen Wertvorstellungen, über die man sich in 
d"n B(•ratungcn zusammenraufen muß, wie man das so 
schön !<agt. Ich will ohne weiteres zugeben, das ~st die 
Grundlage, auf der man die Dinge behandeln muß. 
Nicht ~-innvoll ist es, mit prozentualen Berechnungen 
der Grundgehälter im Vergleich zu 1927 den NarhwcLs 
erbringen ru wollen, was heute der Beamte bekommt; 
kh h<ilte es für schlecl1t, daß der Herr Finanzminister 
ft~st.st.Pllt, daß auf <lPr Gnmnfag,,. von 1957 eine Ste-i
e:crung der Grundgehälter von 165 Prozent zu beobadt
Len s,,.i, un<l daß durch das Dritt.e Dc·.;oldungsände
rung<;g~c-tz. weitere 36 Prozent hinzugekommen wären. 
Nun f.ehlt nur noch die Ausrechnung, was durch das 
Vierte Gesetz hinzukommt. Dann werden es vielledcht 
200 Prozent sein. Das ist mir zu einfachl 

kh h!;lbe auch noch eine andere Frage, die im Aus
schuß behandelt werden muß, ·auf die ich aber heute 
schon hinweisen will. kh glaube, Sie waren es, Herr 
KoHE'ge Dr. Kohl. der in einer Zusamrnenk.unft mit 
Vertr~·1ern der Beamten gesagt hat, daß der Volks
schu!lP>hr!'r als der moderne Eckmann gesehen werden 
rnü..- st:"". 

kh teile diese Auffassung und begrüße es, daß man 
dt'n Volksschullehr~t' jetzt nach A 11 einstufen wilL 
Nicht begrüße ich es, daß der Herr Ministerpräsident 
sich wieder durchgesetzt und damit eine eigene Lehrer
Lesüldung verhindert hat. Nur weil man vor einigen 
Jahren im Bundesrat als Ministerpräsident diesen Stand
punkt bezogen hat, muß man ihn ja nicht rmbedingt bis 
zum LPbensende weiterverfolgen, v.:enn man inzwisc1len 
bessere Erkenntnis~e hat. 

(R~ifall bei <ler SPD.) 

Daß die Lehrerbe:'loldung noc:-h in der allgemeinen 
Be!'oklungsordnung eingebaut ist, gibt zu Dü!ereuzen 
Anlaß, dje -auch Sie versucht haben, zu lösen, Herr Dr. 
K0hl, ind~ Sie sagten, der Volksscli.ullehrer solle der 

moderne Eckmann sein. Leider gestatten die Rah
menvorschrilten zur Zeit aber nicht, von diesem Eck
mann ausgehend - ich nenne nur den Rechtspfleger 
oder die Beamten der Finanzverwaltung -, die übrigen 
Beamtengruppen nachzuziehen oder danach aus7.urich
ten. 

Der Ausgleich durch Verbesserung ciP..~ Stellenschlfü;
sels ist nach meiner Auffasi.;;ung unz.ut'elchend. Das 
kann nie funktionieren und das kann niemanden be~ 
friedi.gen. Das hat der Herr Finanzministc1· Gott sei 
Dank auch selbet· festgestellt. Id1 hR!te es sogar für 
sehr gefähl:lich, die Besoldungsgruppe A 9 allmählich 
abzuschaffen, jndem man jeden Inspektor naci'l abseh
barer Zeit über das Alterspninzip :r.um Oberinspektor 
oder Amtmann befördert. Das können die Gemeinden 
in dem Umfange zum Beispiel gar nicht. 

E.s ist vor 8 oder zehn .JahrP.n di1r<·h ml'i nPn K{IHegen 
Fraktionsvorsitzenden, Herrn Schmidt, schon einmal 
darauf hingewiesen worden, daß übr~r Stellenkegel nie 
eine Besoldung in Ordnung :zl• hringl'"n .ist. Daf.; muß 
man modern anpackc-n und dazu muß man auch mo
derne Gedanken entwickeln. Ich hoffe, claß wir auf der 
Grundlage der Außernmgcn auch aus anderen Frak
tionen in den nächsten Monaten bei der Beratung des 
Besoldungsgesetzes 2lU einer wirkHch umfas.send-en und 
guten Sache kommen. 

Der Herr Minister hat gesagt. ök•.mom.isch gesehen 
seien die tüchtigsten Beamte die Lilligsten. Nichts da
gegen 7.U sagen! Hoffen!.lich iFt Pr nicht der Meinung, 
daß die billigsten Beamten auci'l die tüchtigsten wären. 
Denn ,50 sieht es ja vorerst .aus, wenn man sich dieser 
Frage nur so widmet , wie ich das hier angeodeutet habe. 

Das sei vorweg gc.~ch[ckt 7.Ut' Bfüolclung und 7111 dem, 
was meines Eracbten\S heute dazu zu sagen ist. kh 
komme zurück •auf den Auftrag, -den die sozialdemo
kratische Fraktion hier im Hause auszul.ib·~n hat, näm
lich AlternativpolitJk zu entwickeln. fd1 mücht.e bei
nahe boshaft •sein, verzeihen Sie mit·. wenn ieh e.<; i;agc. 
in Rheinland-Pfalz ist das leirht, da Sie: im Grunde 
genommen als Regierung .gar koine Polttik entwickeln. 
weil Sie Finanzpolitik betreiben nach Spielplänen Kai
ser Wilhelms I. - das habe ·ici'l Ihnen schon einmal ge
sagt -. Dieser Spielplan geht bei Ihn«n üb(•r die Bühne 
wie in einem verstau!Jten Opernhaus, in dem es keinen 
Intendanten gibt. 

(Bdfäll bei der SPD.) 

Darum ist es auch nicht schwer, Alt.em11ti11en ~.u ent
w·ickeln. 

(Abg. Dr. Kohl: Was füt• eine Roll~ h!iben Sie in 
dem Thea1t:-r?) 

- Darauf komme i.ch doch sicherlich jetzl zu sprechen, 
Herr Kollege Dr. Kohl. <"las ist <lf>r Rinn. w"""h11lh iC'h 
hier stehe. 

(Abg. Dr. Kohl: Studieren Sie mal gut die Theater
gesch:ichte, daß Sie den richtigen Pussus f·inden!) 

- Ic:h versuche es, Herr Kollege Dr. Kohl! Vor allen 
D!.n,gen glaube _ich, daß ich mit dem, was ach a'USZU

füh ren habe, Ihnen einiges jetzt andeuten kann. 

Sie wklsen, Kritik zu üben hat die o;ozialdemokratische 
Fraktion in diesem Hause immer Vt'rstanden. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. - Beifall 
des Abg. Dr. Kohl!) 
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(König) 

- S icherlich, warum klatschen Sie, das ist eine der Auf-
1'.\<iben der sozialdemokratischen Fraktion in diesem 
Hause! Und ich hoffe, Sie empfinden es auch als eine 
sold1c. 

<Bl'ifall bei der SPD. - Abg. Fuchs: Herr Kollege 
König, die CDU wird es noch lernen!) 

- Sicherlich lernt sie es noch! - Sie wissen auch genauso 
gut wie ich, dnß wir Ideen haben. Wir haben Ihnen 
dave)n eine Menge mitgegeben. Einen Te il davon hab en 
Sie verwandt und benutzt; dafür sind wir Ihnen dank
bar. 

(Abg. Hachser: Abgeschl'iebenl) 

Und ich glaube. wir können sagen - das wissen Sie 
auch - , daß wir in vielen Fragen Alternativvorschläge 
(•ntwidrnll und damit die Regierungspolitik häufig ent
schddcnd mitbccinflußt, wenn nicht sogar mitgestaltet 
ht•bcn. Dafür gibt es eine ganze Reihe von Beispielen. 
D<1s wii·d auch wieder die Beratung, die jetzt vor 
uns Stl'ht, sehr l'indcutig beweisen. kh brauche die Bei
spicll' nicht aufzuführen. Aber eines w ill ich Ihnen 
sagen: Für mich war in den letzten Monaten und auch 
im ld ?.t1•n Jahr - so auch in der Rede des Herrn Finanz
minisk rll - besonders überraschend der Sinneswandel, 
d<.'I' sid1 hl'i Ihnen vollzieht. Das gilt speziell an Ihre 
AdresSl' gt'richtct, meine Damen und Herren von der 
CDU. für den Sinneswandel in bezug auf Notwendigkei
tm dct' Plunung. Ich denke dabei besonders an die For
d('rung1•n der sozialdemokratischen Fraktion nach einer 
Bildungsplnnung. Was huben Sie sich noch vor zwei 
nd<>r dr<>i Jt1hrcn alles einfallen lassen, wenn wir eine 
Konzeption oder Planung anregten und darum baten, 
gcmdnsum dat'übcr zu diskutieren. Ich denke immer 
noch an dil'sc heute spassig zu empfindende, damals 
!;<.•lu· cm:;t vorgdt·ugene Bemerkung von der punktuel
len Sicht dct· Dinge, daß man sie also nicht plane
risch bctrac:htt•n dürfe. Heute sind wir uns darin einig; 
das ist zu begrüßen. Sie haben teilweise - gestatten Sie 
mir, dnU kh das uusführc - geradezu mit häßlichen 
M1~lhoclcn dns Wort .,Planung" in der Vergangenheit in 
Vt•n ·ur gcbrucht. Heute reifen nun in den anderen west
liclwn Länd••r d ie Früchte einer weit vorausschauenden 
Plammg, und wir hier zahlen für die Fehler Ihre1· Poli
tik. Wir zahlen für sie - die Fehler - , daß Sie in der 
N:1chlo·Jegszc>it den Begriff ,.Planung" zu einem bösen 
Wort gemach t haben. obwohl man ohne sie keine öffent
lichC' Wirt:>diaft - geschweige Finanzwirtschaft - b etrei
lwn kmm. 

{Beifall bei der SPD.) 

kh gebe iu - das sei auch hier nur noch rückschauend 
bdrnchtd -: diese Begriffsverwirrungen haben Sie in
zwisdwn :r.u <'in1~m wesentlichen Teil überwunden. 
namc>n und IIcrrcn unter Ihnen haben sich ehrlich be
müht und ~<'pl agt. diese Begriffsverwirrung zu beseiti
g,~n. Lkm sei Anerkennung gezollt. Nur durchgreifend 
llab('ll SiC' es noch längst nicht ge:>chafft, nach uem, was 
ich :.:o gclcsl'l1 habe in den Wochen des Wahlkampfes. 
ViC'llcicht kommen wir noch darauf zu sprechen, anson
sl<'n kii11twn wir es uns aber auch sparen. Ich wollte 
11u1· sagl'll: Dit'se Bcgriffsvenvirrung haben Sie über
wundt'll, und ich möchte· denen ganz speziell Dank sagt, 
diP s id1 darum gemüht haben. Das ist der Eindruck. 
dc>n kh aus d(!m H<1ushaltsentwurf und d en Ausführun
glm des Herrn 1"inunzministers entnommen habe. 

Vit• Lnn<lC'~t'egierung will und wird sich offensichtlich 
aueh im kommenden Haushultsjahr streng an die Be
achtung ihn!r l.>bhcl'igcn Maxime halten. Und die - so 
lwbo kh das Gefühl - lautet: Es wird gespart, damit, 
Wl'tlll irgend möglich, aus laufenden Steuereinnahmen 

Schulden getilgt werden können ohne Berücksichtigung 
der wichtigen Gemeinschaftsaufgaben unserer Zeit. Statt 
einer umfassenden in die Zukunft weisenden Gesamt
konzeption wird die Landesregierung - immer a usge
richtet nach den Richtlinien ih1·es Ministerpräsidenten -
am bisherigen Konzept, das heißt an den kleinen Be
h elfen festhalten. Es fehlt also im G1·unde genommen 
- das habe ich andeuten wollen, wenn ich sagte, daß Sie 
sich geplagt haben, Begr iffsverwirrungen zu beseitigen -
an dem Umschwung der Überlegungen innerhalb der 
Regierung. Ich sage Ihnen ganz eindeutig - auch ganz 
unmißverständlich - : Der Ptoporz kann Ideen nicht er
setzen. Das muß man anders a npacken, u nd da muß 
ma n sich etwas anderes e infallen lassen als das bisher 
in der Regierung der Fall war. 

Was ich Ihnen vortragen möchte, soll keine zornige 
Rede werden. Wir alle erkennen an und wissen sehr 
gut, daß seit dcl' Währungsreform - das heißt seit rund 
16 Jahren - sehr Vieles und Entscheidendes geschehen 
ist, um die Wunden des Kl'ieges und der Nachkr ic>gszcit 
zu heilen. Nur stehen wir auf dem -Standpunkt - und 
den werden Sie mit uns teilen - : An dem inzwischen 
Erreichten haben der Landtag in seiner Gesamtheit und 
die von dem Land tag geschaffenen Einrichtungen - dazu 
zähle ich die La ndesregierung - in der Zeit ab Grün
dung des Landes gleichen Anteil. Darüber haben wir 
keine MeinungsverschicdC'nheitcn. Wenn wir uns darin 
einig sind, möchte ich a n dieser Stelle festhalten: Alle 
unsere Bemühungen und unsere vielschichtigen An
strengungen konnte n n ur fußen auf dem Fleiß und 
dem Aufbauwillen der Bürger in unseren Städten und 
Gemeinden. Und darum, meine Da men und Herren, 
müssen wir diesen Anstrengungen gerechter werden als 
das außerhalb der Außerungen in Wahlversammlun
gen aus den Reden von RegierungsvertrNcrn herauszu
hören ist. Auch aus der in der vorigen Woche gehalte
nen Rede konnte ich nicht entnehmen, daß wir diesen 
Anstrengungen die Anerkennung zollen, die notwendig 
ist. Wenn ich sage: Ich bitte, daß die Regierungspar teien 
oder die Vertreter der Regierung selbst außerhalb von 
Versammlungen dem mehr Rechnung tragen wollen, 
dann nehme ich Bezug auf eine Notiz - ich konnte sie 
in der „Rheinpfalz" lesen am 23. Septemb<?r 1964 - un
ter der übcrschi·i.ft : „Für vernünftigere Finanzausstat
tung der Gemeinden hat unser Kommunalminister, der 
Herr Innenminister Wolters, a usgcfüh1·t, daß er ein e> 
vernünftigere finanzielle Ausstattung der Gemeinde n 
fordere". 

Eine ,.vernünftigere" heiß t zwei fellos, daß die derzeitige 
nicht vernünftig ist. Da haben wir keine Meinungsver
schiedenheiten. Nur, er müßte d as auch hier heute und 
morgen bestätigen, wenn wir über Fim1nzausglcich 
debattieren. 

CAbg. Beckenbach : Und bei den Eta tberntungen!) 

Es hat keinen Sinn, in Glan-!VIüncll\Veiler zu sugen, die 
Finanzordnung zwischen Gemeinden und Land sei nicht 
vernünftig, und dann hier in den nächsten 'Wochen uns 
den Beweis zu erbringen, daß das, wie gesagt, nur für 
Glan-Münchwciler gelte und nicht da. wo man vom 
Mundspitzen zum Pfeifen übergehen muß. 

Ich sage das deshalb, weil ich den Ausfülu·ungen des 
Herrn Finanzministers eine Passage entnehm en möchte. 
Er sagt: Ich glaube, Sie werden mir nicht widerspre
chen, wenn ich behaupte, daß die Finanzlage der Ge
meinden s ich in den letzten Jahren ständig gcbessc>rt 
h at. - Nun, sicherlich kann da niemand widersprechen, 
und sicherlich kann der Herr Finanzminister das mit 
gutem Rec:ht bohaupten. Nur, die Finanzlage des Landc>s 
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hat skh ja zweifellos auch recht wesentlich verbessert, 
~o da[j also die Dinge Hand in Hand gegangen sind und 
dcsh<ilb vermutlich dennoch weitere überlegungen not
wPndig sind als die: Die Gemeinden kommen zurecht; 
demzufolge brauchen wir uns um das Problem gemeind
liche Finam:en nicht mehr viel zu sorgen. 

Wf.'Tln kh sage ,.viel zu sorgen", dann deshalb, weil ich 
auf eine Methode gestoßen hin in den Ausführungen 
des Herrn Ministers und einige Tage vorher auch schon, 
als wir in der Rechnungsprüfungskommission - die Her
ren Kollegen Saxler und Dr. Storch waren dabei - die 
Ausführungen behandelten, die der Rechnungshof über 
die tinanzielle Lage, speziell gesehen aus der Vermö
gens- und Schuldensituation der kreisfreien Städte, ge-
incH.:ht h~t. \ 1!ir haben uns mit diesen längeren und me!-
nes Eradliens seh1· sorgfältig getroffenen Ausführungen 
bc:schüftigt. Das Exempel, das der Rechnungshof für 
jede der 15 Städte - der zwölf kreisfreien und drei gro
lkn krei1>angehörigen Städte - aufgestellt hat, kommt 
zu folgendem Ergebnis: Bad Kreuznach, Neuwied und 
Trier können im Grunde genommen keine Mark Schul
den mehr aufnehmen; dies wäre aus ihrer finanziellen 
Sü:hl ukht mehr zu verantworten. Er kommt des wei
teren zu dem Ergebnbl, daß Städte wie Mainz und Zwei
bril<.'ken eine unwahrscheinlid1 hohe Schuldenbt'l::istung 
bereits haben, und fülu·t aus, daß auch sein Rechen
exempel, nämlich bezogen auf Zweibrücken, am Ende 
nicht ganz reicht, daß diese Stadt aber nicht in die 
Rubrik derer falle, die keine Mark Schulden mehr ma
ch•>n könne - obwohl man weiß, daß auch Zweibrücken 
\1.;eit über die Grenze des Zumutbaren hinaus verschul
del i~t 

Und was macht die Landesregierung, was macht das 
Finanzminii;tPri11m? Es addiert die 15 Fälle, stellt eine 
Querschnittsberedmung auf und rechnet dabei, bezogen 
auf den Kopf der Einwohner in den 15 Städten, aus, 
d11ß es allen diesen Städten ausgezeichnet geht. 

Was soll denn der ganze Föderalismus, meine Damen 
und Herren'? Er hat doch darin, daß man im Detail sol
che Ermittlungen anstellen kann, seinen Sinn. Es ist 
doch das Großartige an der Konstruktion unseres Bun
dei<staal!:'S, daß wir, projiziert auf eine Einzelstadt, uns 
hier im Plenum mit Unterlagen beschäftigen können, 
die uns sagen, wie es der Stadl Zweib1ücken, wie 
es der Stadt Mainz, der Stadt Neuwied oder der 
Stadt Trier gchL Es hat abct" doch gar keinen 
Sinn, d;:iß diese Arbeit angestellt wird, wenn sie 
arn Ende ein Ministerialbeamter in einen Topf wirft, 
durmeimmder~chüt.telt, das Ganze auf den Einwohner 
au~rechnet und sagt: Denen geht es ausgezeichnet; denn 
daz\vischen habe ich ja Ludwigshafen. Die per Zufall 
in den letzten Monaten dort angefallenen beträchtlichen 
Einnahmen aus vergangenen Jahren reichen dann aus, 
um die~e Querschnittsberechnung so anzustellen, 'l.V:ie 
das hier gemacht wurde. 

Und das wird dann in einem Satz wie folgt verschach
telt: „Weis die finanz.v:irtsL:l.uiütlichen Verhältnisse der 
kreisfreien und großen kreisangehörigen Städte anbe
langt, so möchte ich mich auf die Bemerkungen des 
Landesrechnungshofes zur Haushaltsrechnung 1962 be
ziehen«' So weit, so gut. Dann heißt es: „Der Landes
r•~i:.huungsh<)f hat danach in den Rechnungsjahren 1957, 
1959, 1961 und 1962 bei den von ihm untersuchten 15 
Städten - insgesamt gesehen - festgestellt, daß die fort
dauernden Einnahmen stärker anwuchsen als die fort
dauernden Ausgaben." 

Das mir nicht Sympathische j1>t die Einfügung „insge
::;amt gesehen·•. Denn dann können wil:" uns diese ganzen 

Arbeiten ersparen; dann sind wir bei meiner „berühm
ten" Querschnittsdarstellung von dem Mann, der mit 
einem Bein au! dem Kühlschrank und mit dem anderen 
auf dem Ofen steht und eine gute Durch.schnittstempera
tur hat. Damit kann man einfach nichts an!angen. ll:ier 
Ueat letzten Endes der Sinn des Föderalismus; darin 
muß et" sich ausweisen als gut und als zweckmäßig. 

(Zustimmung bd der SPD.) 

Eine andere Bemerkung des Herrn Ministers möchte ich 
noch kurz erwähnen. Er sieht es als eine Aufgabe des 
L.andes an, den Gemeinden - obwohl _er nachweist, daß 
es ihnen gut geht - zukünftig zu „helfen ". Darauf kommt 
es den Geme.lnden nicllt an. Es kommt den Gemeinden 
darauf an, daß der Verfassuhgsanspruc.lt, den sie haben, 
erfüllt wird, 

(Beifall der SPD.) 

daß sie die Mittel in die Hand und an die Hand bekom
men, mit denen sie ihre Aufgaben lösen müssen und 
lösen sollen im Inten'sse der Bürger, die in diesen Ge-· 
meinden wohnen und leben. Wir wollen keine Hilfs
dienste oder irgendwelche LeistungE.'n als Gnadenakt, 
des Landes, sondern wir wollen bei den Verhandlungen 
in den dafür zuständigen Gremien den R€Chtsanspruch 
gewahrt und auch entsprechend behandelt wissen. 

Ich gebe zu - und das bringe ich hier auch unmißver
ständlich zum Ausdruck -, die Nöte der G0meinden 
!q)fegeln sich nicht in den ordentlichen Haushaltsplänen, 
Das mag zwar da und dort me1l der Fall sein, aber in 
den ordenUichen Haushaltsplänen spiegeln sich nicht 
die allgemeinen Nöte der Gemeinden, sondern es geht 
um die Sorgen der nicht er!ü!Iten Aufgaben, die sich 
St:!lber immer drängender nach F.dülhmg Rnm::ihnP.n. 

(Abg. Fuehs: Sehr richHg!) 

Und das hat sich bei der zwillChen Bund, Ländern und 
Gemeinden eingetrelenen Lastenversdliebung in einem 
Umfange ergeben, daß hier endlich einmal etwas ge
schehen muß. Es reicht nicht, daß man alljähl'lich ein
mal davon redet. Wenn es sonst nichts gäbe, der Bun
d~egierung einen Vorwurf zu mad1en - obwohl dieser 

: · "~afälög"meme' Zeit' zu seht· in Anspt·uch nähme, wollte 
ich aufzählen, was es alles gibt, das man der Bundes
regierung zum Vorwurf machrn kann -, dann wäre es 
mit Bestimmtheit der Vorwurf, daß sie seit zehn Jahren 
von eine1· Finanzi·eiorm i·edct, sie aber einfach nicht 

. 'ernsthaft angepackt hat. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig! - Beifall der SPD.) 

Und wenn man dem früheren Bundesfinanzminister 
Schäf.f.er. einen Vorwurf machen muß. über den er mei
ni:>s Erachtens nie mt>hr hinwe~kommen wird, selbst 
wenn er nkht mehr unter den Lebenden weilt, dann ist 
es der, daß er sich nach den Möglichkeiten, die er da
mals hatte, nkhl aui;gerichtd hal, sondern sich auf alte 
Gl.e.t::.e gesetzt hat, die einfach nicht meh1: bei;ihrbax 
waren. Nun sind wir festgefahren; nun stockt der ganze 
Verkehr in diesen Beziehungen. Herr Schäffer ist abge
treten. Aber - erinnern Sie sich bitte - alles, was er mal 
gesagt hat, war bei Ihnen doch i;akrosankt. Wer hat 
auch schon riskiert, an Schäffer Kritik :lU üLt:n! Das 
war doch etwas, was man sich gar nicht erlauben konnte; 
denn „der versteht doch etwas von Finanzwirtschaft". 
Dann kam die Geschkhte mit dem nJu:liusturm"; das 
übrige v;isscn Sie. I<,:h. bin der Meinung, das ist einer der 
bärtesten Vorwürfe, die man ihm machen muß, daß er 
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damals nicht neue Wege gesucht hat, als die Möglich
keiten dafür denkbar gut waren, weil es sich um einen 
neuen Aufbau handelte. 

Ich deutete es schon an und will es hiermit ausdrück
lich gesagt haben: Vor uns stehen viele, viele neue Auf
gabc'n, über deren Ausmaß wir alle vor einigen Jahren 
gar keine Ahnung hatten. Und - das gilt nun einmal -
für die Bewältigung all dieser Aufgaben ist die her
kömmliche Konzeption untauglich geworden. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

Insoweit ist der vorliegende Haushaltsentwur! ein Haus
halt der Kapitulation vor den gestellten Aufgaben. 

(Abg. Fuchs: Sehr gut!) 

Man redet zwat· von Schwerpunkten, aber man packt 
sie nicht an. Wir brauchen - das betone ich erneut und 
füge auch noch einiges hinzu - eine langfristige Pro
grammierung. Das soll zwar keine endgültige Festle
i:ung bedeuten; es muß aber eine Arbeitsgrundlage sein, 
die nicht ohne Not geändert werden darf. „Nicht ohne 
Not geändert werden darf", das ist das Gegenteil von 
dem, was der Herr Ministerpräsident und der Herr 
Finanzminister immer wieder als Standpunkt äußern, 
nämlich sich nicht binden zu wollen, weil man anson
sten Verpflichtungen übernimmt, vor denen man sich 
aus der Sorge um die finanzielle Lage des Landes be
wahren will. 

Ich stehe demgegenüber auf dem Standpunkt - und das 
isl auch der Standpunkt meiner Fraktion -, daß wir 
eine langfristige Programmierung brauchen. Die mag 
da und dort v'on Jahr zu Jahr verändert werden. Aber, 
wie gesagt, das muß von uns diskutiert werden. Und 
dann tt'ifft es nicht zu - wie behauptet wurde -, daß 
wir uns damit selbst politisch entmachten würden, im 
Gegenteil, dann hätten wir die politische Steuerung in 
der Hand, 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

und es hinge nicht mehr ab von dem Wollen irgend
eines Ministerialbeamten, zu welcher Maßnahme er 
Beihilfon gibt, sondern dann haben wir die Dinge ge
steuert und gelenkt, dann haben wir sie auch zu ver
treten und zu verantworten. 

(Beifall der SPD.) 

Die - unseres Erachtens zwangsläufig - sich damit er
gebende Zunahme der öffentlichen Investitionen, meine 
Damen und Herren, wird vielfach nicht nur als unnötig, 
sondern - das lesen Sie immer wieder, und dieses Argu
ments bedienen sich auch die Vertreter der Landes
regierung und der Regierungsparteien - auch als ge
fährlich bc:i:cichnL't. Der Frankiut-ter Allgemeinen Zei
tung h<tbe ich sogar folgendes entnehmen können: 

Da wird geschrieben: Zudem ist sich die Finanzwirt
~chaft darin einig - auch das ist eine sehr gewagte Be
mct'kung -, daß eine antizyklische Nachfrage dann wohl 
nm raschesten und wirkungsvollsten durch eine Be
i>chränkung der öf!entlichen Ausgaben erreicht werden 
kann. - Es war nicht anders zu erwarten, daß die Lan
de;;IJank und Girozentrale in das gleiche Horn stößt und 
i;agt: Die moderne Wirtschaftstheorie sieht daher im 
Finanzgebarcn des Staates ein wichtiges Instrument der 
Konjunkturpolitik - das ist richtig -, und sie knüpft 
<fann drmm die Feststellung, daß die öffentlichen Aus
gaben auch in unserem Lande gedrosselt werden müß
ten. 

... 

Ich habe hier ein Blatt, das zweifellos au! diesem Ge
biet als überaus seriös gelten kann: „Der Volkswirt", -
eine Wirtschafts- und Finanzzeitung, vom 30. Oktober. 
Dieses Blatt sagt: Nicht ohne einen Untergrund der Be
friedigung hat beispielsweise die Bundesbank kürzlich 
fül' 1965 eine deutliche Abschwächung der öffentlichen 
Investitionstätigkeit vorausgesagt. - Es fährt dann fort: 
Sie erhofft sich davon offenbar eine gewisse konjunk
turelle Beruhigung. - Und nun kommt das Wesent
liche: Ob jedoch gerade die öffentlichen Investitionen 
das richtige Feld für Maßhaltungen sind, ist heute zwei
felhafter denn je, zumal in der Konjunkturentwicklung, 
soweit sie sich voraussehen läßt, kein Grund liegt, die 
Bremsen anzuziehen. 

(Abg. Fuchs: Sehr richtig!) 

Schulen, Universitäten, Verkehrsbauten und Kranken
häuser können wohl gegenüber vielen anderen ö[fent
lichen Ausgaben einen gewissen Vorrang beanspruchen, 
nicht zuletzt, weil die Infrastruktur die Voraussetzung 
des langfristigen Wirtschaftswachstums ist. 

(Abg. Völker: Sehr richtig! - Abg. Fuchs: Sehr 
richtigl - Beifall bei der SPD.) 

Das ist eine sehr interessante Feststellung, die erken
nen läßt, daß vieles von dem, was in dem Vokabel
schatz dieser Fragen als selbstverständlich überliefert 
wird, längst nicht mehr gilt. Ich brauche Ihnen nicht 
die Wissenschaftler, speziell aus dem amerikanischen 
Lager, aufzuzählen, die sich alle mit diesem Thema 
beschäftigt habt!n und zu der Auffassung gekommen 
sind, daß nicht gelten muß, was da gesagt wird, daß 
nämlich die öffentliche Hand besonders sparsam sein 
muß, wenn die Wirtschaft eine besondere Expansion 
nach oben durchmacht. 

Im übrigen zieht auch der Hinweis auf die Spartätig
keit nicht. Wir haben gute Zahlen - lesen Sie sie nach; 
ich will Sie nicht noch damit hier beschiHtigcn - über 
die Spartätigkeit in der Welt aus dem Heft „Die Spar
kasse". Aus diesen Zahlen können Sie sehr gut und 
sehr eindeutig entnehmen, daß Deutschland zur Zeit 
eine erfreuliche Aufwärtsentwicklung in der Spar
tätigkeit gegenüber anderen Ländern ausweist. Ich 
habe nie gelten lassen, was immer in bezug au! die 
Besteuerung gesagt wird, daß man die Millionenein
kommen braucht, weil diese umgekehrt die Grundlage 
für den Kapitalmarkt cibgäben. Das lasse ich nicht 
gelten und würde ich nie gelten lassen. 

1955/56 haben Sie den Höhepunkt der wirtscllaftlichen 
Entwicklung für erreicht erachtet. Lesen Sie nach, was 
darüber von Ihnen gesagt wurde. Ich gebe zu, wir 
konnten das alle nicht wissen, und ich teile Ihre Mei
nung, wenn Sie sagen: Gott sei Dank haben sich die 
Dinge anders entwickelt! Ich zitiere das Jahr 1955/56 
als den damals vermeintlichen Höhepunkt der wirt
schaftlichen Entwicklung, weil es damals keine Millio
näre gab. Das Statistische Monatsheft vom Oktober 
1964 weist aus, das 1953 ganze 50 Einkommensmillionäre 
in Rheinland-Pfalz gelebt haben; am l. Januar 1963 
waren es 416. Herzlichen Glückwunsch den Leuten, daß 
sie ein Millioneneinkommen haben! 

(Abg. Haehser: Bravo!) 

Aber man komme mir nur nicht und sage, daß die 
Höchstbesteuerung solcher Einkommen nicht möglich 
sei, weil dieses Einkommen gebraucht würde, um eine 
Spartätigkeit zu e ntwickeln, und die Spartätigkeit wie -
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derum würde gebraucht, um den Kapitalmarkt flott zu 
ll;.1ltt>n : 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

das ist Pinfam nirht wflhr. und das stimmt auch nicht ! 

(Bei fa li bei der SPD.) 

Mit anderen Worten: Die wirtschaftliche Aufwärtsent
wicklung ist zweifellos nicht von der Zahl der Millio
uät•t- Hbhänglg, sondern sie ist abhän~ig von der allge
ml'inE"n Wirtl'-chaftskraft und ArhPitslt>i!;hmg des ganzen 
Volkes: darüber wird man auch keine Zweifel haben. 
Abl!!' kh will damit sagen und möchte fortfahren: Kein 
V:i„tl'.r~1Hfti;"y»tem wird auf die Erzeugung gewisser 
Gütf\1'. für d!e die öffentliche Hand allein übrig bleibt, 
V('l'Zid1 ti:-n. Selbst der Bundesfinanzminister Dr. Rolf 
Dethlgrün - ich darf ihn einmal zitieren - stellt fest, 
d::i!l es Wechselwirkungen zwischen dem wirtschaft
lich<.'n Portschritt einerseits und den öffentlichen Inve
stitionE>n andert>r~eif_c; gibi. Er nennt das die soge
m1tmt~ dynamische Entwicldung; Herr Kollege Dr. 
Kohl. für Sie. der Sie das Wort für die CDU hier in 
dl•n Landtag .e;«:bracht haben. sicherlich ein interessan
\e1· Hinweis, den Sie kennen müssen. Er sagt im übri
l(~ll- chHI er der Auffassun~ sei, daß der Widerstreit 
zwischen den wechselnden Anforderungen an die ö.f
fentlkhen L<:>istungen einerseits und dem unter Wah
run!{ r!P.r PrP.iRsbihilität m<ir;(lichen An~t.ieg dieser Inve
stitionen andererseits nur durch eine langfristig voraus
gcplante Fimrnzierungsmethode gelöst werden könne. 
kli hin der Meinung, daß ich mir damit einen guten 
AnwHI\. ~esucht habe. der unserem Finanzminister ge
l(••niilJ„1· !<i<'herli<'h für mich verstärkend in Erscheinung 
t.1 1-t ... 11 l\'ann, wenn kh eini:- i::o1"h langfristige Pla nung 
fnr<.!<'r"'. die dann natürlkh ihre Bindungen haben muß. 
'iV<'nn wil' darüber Meinungsverschiedenheiten haben, 
·w<'il sie auf Kabinettsooschlüssen Lcruhcn, dann müs
sc·n wir 11 11<'h diese Beschlüsse zum Ge.e:enstand ungerer 
w;•i!E>r<"n F.1·wit~ung.-n mad1en. Tm Zusammenhang mit 
dPI' J~ngfri~tigen Planung wird dann auch zu erörtern 
s.-.i11, ''" (•!' nicht sinnvoll ist, die Mittelbereitstellung 
fi11· !'<llMP Anfg::ihPn über i;ogenannte Mehrjahrespläne 
v• •!'Jlln ... hm1.•n. 

JJas gegenwärtige Haushaltsrecht stammt in seinen 
Grund.r.:edimken - das babe ich vorhin angedeutet - zum 
Teil aus Zeiten, in <lenen man den Begriff ,.Konjunk
tur" nicht lrnnnte. De~.halh k:mn auch unser Haushalts
l't?C'ht <l<>n heutigen Erfordcrnisst>n nicht mehr gerecht 
'Wct·dc-n. M<1n wird trennen müssen zwischen Vcnval
tungi1- und Investitionsausgaben. Die lE't?.teren wkd 
m;,in langfristig planen können. Solche Überlegungen 
hah('n Sie i;;chon einmal mit einem Antrag angedeutet, 
Hcri· Knllege Dr. Neubauer, nur wurden Sie nachher 
vic-llE>ir.ht in eine falsche Richtung gebracht - wenn ich 
mir diese Bemerkung erlauben darf -, nämlich in eine 
Richtung. die sich nicht mit der unsrigen gedeckt hat. 
kh hit.te. mich eventuE>ll 7.U korrigieren. 

Mit c>inem Wort: Das Kassen- und Haushaltsrecht ist 
:.-.\~1'if<:>llos - darüher gibt es doch keine Meinungsver
sd1iedenheit; das hat der Herr Minister auch angedcu
lcl - museumsreif. Ich stehe aber auf dem StandpWlkt: 
Wir müsi:en ni<'ht Musenmsriiener sein! 

<Beifall der SPD.) 

Wir k· 'mn~n uns etwas einfallen lassen, um aus diesem 
Haushfllt etwas Neues zu machen; versuchen wir, Motor 
zu sein in diesen Dingen. Eine langfristige Finanzpla
nung h;t in jedem größeren wirtschaftlichen Unterneh
m<>n ~o selbstverständlich, daß man darübet• gar nicht 

diskutieren kann. Und wollte man es diskutieren. ge
hörte man sicherlich. zu denen, die am nächsten. Tag 
entlassen würden ! 

\Ver sich heute nocll ausrichten will an den Erforder
nissen der hinter uns liegenden Zeit des Wiederauf
baues, der wird einfach nicht teilhaben an der Lösung 
der Dinge, die sich auf den künftigen Lauf der Ent
wicklung be:i:ieheu. Wer sich in der Vergangenheit be
wegt, der wird nicht teilhabL'n an einer künftigen 
Gesialtwig, der darf sie aber heute auch nicht mehr 
beeinflussen wollen! Und das ist unser Appell an die 
Regierung: entweder neue Übcdegungen anzustellen 
oder solclwn den P latz freizumachen, die solche Über
legungen vorzutragen in der Lage sind. 

Ich kann mich au! ein gutes Material beziehen, wenn 
ich von solchen Investitionsüberlegungen sprech.e - und 
das soll der Mittelpunkt meiner Ausführungen sein -. 
Der Deutsl'he Beamtenbund hat ein in der Aufmachung 
bescheidenes Heftehen herausgegeben: ,.Die volkswirt
schaitlich_e Bedeutung der öffentlichen Investitionen." 
Es ist eine großartige Schrift, und ich sage ihm Dank. 
Genau wie die Gewerkschaften uns hcuLe sehr häufig 
gutes Material an die Hand geben, so haben wir hier 
in <liesem E'alle mit dieser Belrachlung vom Beamten
bund et was Gutes an die Hand bekommen. Da wird 
gesagt, daß das Geschrei übe1· den Moloch Staat, der 
laufend dem Bürger Geld abschöpft, sich zwar sehr 
leicht erheben läl.\t, daß aber die Dienste für die Ge
meinschaft, die jeder fordert - auch derjenige, der 
schreit -, nun einmal Geld ko.:iten. 

Und dann kommt dieses Heflcl1t!ll - deshalb erwähne 
ich diese Schrift - auf die Kulturpolitik zu sprechen, 
von der ich der Überzeugung bin, daß sie nicht länger 
Streitobjekt sein darf. Die Kulturpolitik muß aus dem 
Feld der Auseinandersetzungen herau~. Wir müssen bei 
dem Thema Kulturpolitik , und das richte ich mit allem 
Ernst speziell an Ihre Adresse. meine Damen und Her
ren von der CDU - letzte Wahrhaftigkeit üben. Wir 
können nicht gegenseitig versuchen, uns hierin etwas 
vormachen zu wollen. 

Ich Jas vor ein paar Wochen eine Bemerkung in einer 
Zeitung, daß ein Kollege aus Ihren R<:>ihf"n 

· "(Abg. Haehser: Herr Saxler!) 

erklärt hat, daß er sich gegen die Methode des Zusam
meniah.rens von Schülern zu einer Verbands~chule 
wende! - Was soll das heißen? Wk zerbrechtn uns hier 
seit einem Jahr den Kop!, wle man das macht. Wir 
wissen, daß es geschehen muß. Und dann streut \Venige 
Wochen vor der ·w·ahl eine Bemerkung ins Volk, er 
wende sich gegen das Zusammenkarren der Volksschü
ler. Will er etwa den Lehrer zu ihnen schicken, odPr 
will er überhaupt nicht diese Schuleinrichtung, dann 
muß er es sagen! 

(Sehr richtig! und l3cif;:il\ dP.r SPD.) 

Ich bin der Meinung, wir sind uns in diesem Thema 
wesentlich näher gekommen. Deshalb mein Hinweis: 
Lassen Sie uns noch wahrha!tiger werden, weil dieses 
Thema einfach nicht mehr Rtrei1ohjekt sein kann. Die 
wirtschaftliche Bedeutung der Bildung~investitionen 
wird in diesem Heflchen, von d<.'m ich sprach, be
trachtet. E.:; wiro dort ges;:igt - di1s •ist ein ganz neuer 
Gesichtspunkt seit etwa 7.ehn, fünfzehn J~hren -. daß 
Ausgaben für die Bildung Ausgaben sind, die dem 
Vermögen dienen, daß also .AiUS.'labcn auf diesem Ge
biet höclll:t rentier1ich sind. 
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Die Höhe des Einkommens des einzelnen ist demnach 
in hohem Maße von der Investition der öffentlichen 
Hand abhängig. Wenn man das weiß, dann weiß man, 
i.n welcher Konst-qucnz man die ganze Frage bedenken 
und behandeln muß. Deshalb zitiere ich hier eine Stelle, 
die von einem Amerikaner gebracht wird, der einen 
Überblick über die durch die untet-schiedliche Länge 
des Biildungswegcs bedingte differierende Höhe des 
Einkommens männlicher Einkommensbezieher über das 
.A!usmaß der Einwirkung dieser Faktoren ermittelt hat. 
Eine hochinteressante Betrachtung, in der gesagt wird: 
Wenn man davon ausgeht, daß die ein.fache Elementar
schule - so wird sie hier genannt - 100 ist im Durch
schnitt des Einkommens, so wird gesagt, daß derjenige, 
der nut· l bis 4 Schuljahre absolviert hat, nur bei 65 
Prozent, daß der höhere Schüler mit einer vierjährigen 
weiterführenden Schulbildung bei 140 Prozent des Ein
kommens liegt und ein College- bzw. Universitätsbe
sucher im Schnitt bei 235 Prozent. 

Das !lind hochinteressante Betrachtungen, die nämlich 
da~ sagen, was ich hier auch sagen will: Solche Investitio
nen tragen ihre Früchte, sie bringen natürlich auch ent
spre<:hende Steuervermehrung zum gegebenen Zeit
punkt. Sie sind also als rentierlich zu werten und müs
sen so behandelt werden; ganz .abgesehen von der 
Pflicht, clie wir haben, jedem die Chance einzuräumen, 
die er nach seinen geistigen Voraus.setzungen bean
spruchen dar!. 

Ich nenne auch nur noch das weite Feld der öffent
lichen Invc:;tltionen im Verkehrswesen, bei der Bahn 
und bei de1· Post. Ich will das hier n1cht alles noch 
ins einzelne zerlegen. Anstelle der Ermittlung der Auf
gaben haben wir die Aufwärtsentwicklung unserer· 
Steuereinnnahmen dazu benutzt, so zu tun, als ob wir 
uns übel'haupt keine Gedanken mehr zu machen 
brauchten, denn wir gehörten ja nun zu den sogenann
ten rinanzstat'ken Ländern. Wir haben Optimismus 
cntwiclwlt, und wir haben die Mehreinnahmen dazu 
benutzt. außerordentliche Schuldentilgungen durchzu
!ühnm. 

kh erinnere mich heute noch ungern an die Art und 
Weise, wie der damalige Finanzminister Dr. Dahlgrün 
vcrnucht hat, nachzuweisen, daß die Leistungen des 
Landes Rheinland-Pfalz bes::;er und höher dotiert sind, 
als die Leistungen der sogenannten finanzsta!'."ken Län
der. Was war das für eine schlechte Argumentation; 
und wns war das für eine mangelhafte Vorausschau. 
Das war doch fiskalisches Denken im bescheidenen 
Kämmerlein c-!nes Fiskalbeamten. Diesen Vorwurf muß 
ich hier erheben. Wir h aben uns zu dieser Zeit Be
richte vortragen lassen aus Länderkonferenzen, bei 
den<>n dns Land Rheinland-Pfalz durch seinen Mlni
st«:>rprfü;identen nicht sehr gut vertreten war. Ich an-
1.•rkcnnc gerne, daß man dem Finanzminister nachisagt, 
daß <'1' in Konferenzen der Länderfinanzminister här
ter versucht. einen Status für das Land Rheinland
Pfalz zu e rwirken, daß er härter versucht, auf die Son
ders ituation des Landes hinzuweisen. Was ich au& den 
Kon!cnm:zcn der Ministerpräsid<>nten da und dort ein
mul höre, läßt nicht den Schluß zu, daß unser Mirtl
sterpriisldenl allos unternimmt und unternommen 
hätte, um Besserungen zugunsten des Landes, zugun
sten d<?r Bürger in Rheinland-Pfalz zu erwirken. 
Wie sollt<.• c-r auch'! - Wenn man bedenkt, daß dieses 
Land Rh<linland-Pfalz in vier Jahren eine Viertelmil
liarde Steuern dazu benutzt hat, Schulden ~u tilgen, 
obwohl eine ständige Aufwärtsentwicklung unseres 
H<~ushaltsvolumens und damit auch unseres Steuerauf
kommens zu verzeichnen war, dann fehlt einfach die 
Grundlage zu gemeinsamen Überlegungen. Hier wird 

das Bekenntnis kommen mü.ssen, daß die Landesre
gierung einen Fehler gemacht hat. Für die in der Ver
gangenheit ohne Zutun des Landtags, a lso im Grunde 
genommen nur gestützt .aur die antiquierte Haushalts
ordnung, erfolgte Schuldentilgung aus laufenden Steuer
einnahmen lassen sich einfach k eine einleuchtenden 
Argumente vorbringen. Hätten langfristige Bedar!.s
pläne vorgelegen, dann hätten in Sorge um ihre Finan
zierung derartige Maßnahmen, nämlich die vorzeitige 
Tilgung von Schulden aus laufenden Steuereinnahmen, 
nie ernsthaft erwogen werden können; denn die Er
höhung des Volkseinkommens bzw. des Sozialprodukts 
erW.bt automatisch -eine Verminderung der Schulden
last. Das werde ich im einzelnen nicht wdter vorzu
tragen brauchen. Nur weil regelmäßig die Zahlen in 
Zweifel gezogen werden, muß ich sie nennen. Ich bitte 
um Entschuldigung, Zahlen sind immer etwa::; tt'ocken. 

Die Steuereinnahmen des Landes betrugen 1958 = 600 
Millionen DM. Das waren pro Einwohner 185,74 DM. 
1962 "" 1 206 Millionen DM, das waren pro Einwohner 
348,98 DM; .in vier Jahren also eine Verdoppelung der 
Steuereinnahmen. Die Kreditmarktschulden des Lan
des, zu vergleichen mit den unrentierlichen Schulden 
-der Gemeinden, betrugen am 31. März 1958 = 474 Mil
lionen DM, das waren 32,7 Prozent der Gesamtver
schuldung - die hie!'." im übrigen keine Rolle spielt -; 
und am 31. Dezember 1963 "= 212,9 Millionen DM, also 
rund 213 Millionen DM im Jahre 1963. Das Land Rhein
land-Pfalz hat ,also seine Schulden, soweit Kredit
markt.schulden, in vier Jahren um etwa 260 Millionen 
DM abgebaut. 

Die Entwicklung der unrentierlichen Verschuldung der 
Gemeinden in Rheinland-Pfalz darf ich lhnen auch 
noch nennen. Am 31. März 1960 waren es 326 Millionen 
DM, am 31. Dezember 1962, also zwei Jaht·e später, 
502 Millionen DM. Ich konnte nur einen Zweijahres
vergleich bringen; mir fehlen Daten aus 1958 und 1963. 
Aber es läßt sich jetzt sclton an diesen Zahlen eindeu
tig beweisen: Während das Land seine Schulden um 
die Häl!le vermindert hal, obwohl bei Vermehrung des 
Steueraufkommens die Last sowieso nur noch halb so 
drückend wäre, mußten zur gleichen Zeit die Gemein
den -um d iesen Betrag unrentierlichc Schulden aufneh
men. 

Diese Handlungsweise, meine Damen und Herren, 
führte beim Bund zu der Auffassung vom :;ogenann
ten Juliusturm bei den Ländern. kh hab~ schon oft 
mit meinen Freunden darüber nachgooacht: Wie er 
klärt sich eigentlich diese Handlungsweise? Aus wel
cher inneren Einstellung heraus kann man als Mini
sterpräsident eine solche Finanzpolitik kreieren? Ich 
bin zu der Auffassung gekommen: Das muß ein 
Trauma der Landesregierung sein. Der Ministerpräsi
dent muß unter dem Tl'."auma des Artikels 29 leben. Er 
muß meines Er.achtens ständig die Meinung haben, 
daß er unter Beobachtung steht, ob dieses Land lebens
fähig ist. Anders kann ich mir seine Politik n icht vor
stellen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Sie so vergleichen, dann möchte ich sagen: Wenn 
man das Verhältnis Bund - Länder betrachtet, dann 
kommt man zu der Meinung, daß in den Regierungs
parteien - speziell in der CDU - zwischen Bundestags
und Landtagsfraktionen eine Schizophrenie besteht. 
Der Bund stellt erst die Ausgaben zusammen und sucht 
sich dann die Einnahmen dafür auf Kosten der Länder 
und Gemeinden. Er diskutiert die Erhöhung des Bundes
anteils an der Einkommen- und Körperschaftstcuer; 
des weiteren eine Steuerreform mit dem Ziel der Sen-
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kung der Landessteuereinnahmen. Das Land selber tilgt 
d<inn noch außerordentliche Schulden, und zugleich 
stellt man sich in dPn Landtag und erklärt: Der Bund 
rnuU eine imdere Finanzpolitik betreiben. -

kh habe keinen Anlaß, die Bundespolitik zu rechtferti
g('n, AbC'r wenn ich auf ein Land schaue, das trotz Er
hilhuni~ de\\ Ant.,.ils an der Einkommen- und Körper
~chafti•teuer, das trotz einer Senkung der Landessteuern 
dennm:h Sr.huldentilgungcn durchführt, dann muß man 
d<•m Bund nicht böse sein, wenn er seine Politik im 
Finanziellen so durC'hsetzt wie bisher. Das heißt, wir 
sehen, meine Damen und Herren, wenn vvir nicht här
ter argumentieren, wenn wir nicht sicherer in der Her
auHstellung dessen sind, was :für unsere Bürger in 
RhPinland-Pfalz erforderlich ist, dann laufen wir Ge
f;ihr. von den El"eignissen überrundet, überrollt zu wer
den.· Ue:;hCtlb die Verpflichtung der Landesregierung 
und des Landt.ags, in Bonn auf eine finanzielle Sonder
lösung w drängen, damit Rheinland-Pfalz seinen Auf
~01b~·n l{enauso gerecht werden kann wie die finanz
starken Länder. Alle öffentlichen Ausgaben und Auf
g;1J,,~n, ob in Bund, Ländern und Gemeinden, sind 
gleichl"angig. Allein entsd1ddend kann nur sein Cha
rakter und Umfang der Aufgaben sowie ihre Dringlich
keit. Wir haben das oft gesagt; ich brauche es nur mit 
einem .Sat<. zu sagen: Die Finanzreform ist seit langem 
übernillig. 

Und ein <lnciPre:<; in diesem Zusammenhang. Die bishe
rige Töpfchenwirtsch<+.!t, meine Damen und Herren, 
muU <111fhiiren. An ihre Stelle müssen für die Vertei
lung endlich feste Richtlinien treten. 

fAbg. Fuchs: ~hr richtig!) 

Wil" hr~11ch,•n für die Verteilung öffentlicher Mittel 
f"S1" RiC'htlinien. Es k~nn nkht :zu dncr Zm:chußlotterie 
\ '.'"''ci"n in wekl112r Wei'I"' ein Bürgermeister durch die 
Güle del' Ministedalbeamten bedient wird. Es kann 
ülwrlrnupt keine langfristiJ1;e Kommunalplanung betrie
ben w·~rden. wenn man am 1. Janu.ar noch nicht weiß, 
oh m~11 ;i:n1 1. April für eine Maßnahme Geld bekommt. 

(Bei fall bei der SPD.) 

Die lwt-1.:hti'iclRnste V"mu.o;~etzung für eine Finanzpolitik 
in <:'iiwr GPmeinde - Sie verlangen ja TIJicltl, daß wir 
sif' FO mad1•m, wie Sie sie hier im Land Rheinland
Pfalz durch die CDU/FDP-Regierung gema~t haben -
ist die. daß man auf Jahre hinau,; d)spon iert und plant. 
E~ ist nicht erträglich, a) gar nicht zu wd.ssen, ob man 
i.iberh11~1pt eine Beihilfe bekommt und b) daß man 
dif';';e Beihilfe womöglich erst acht Tage vor dem nor
malen Baubeginn del" betreffenden Maßnahme erhält. 
Ga1· nicht. erträgl'ich ist es, wenn es der Bürgermeißfor 
~;pl\k'r weiß als vieHeicht dieser oder jener Abgeord
nete der Regierungspartei. Mit einem Wort, hLer soll
tPn wir uns f!inig .sein und zu einer nc:men Disposi
tionsb,;stimmung kommen. Das ist nicht e.infach und 
w lrd S€-hr viel Arbe<it machen; ich bin dennor.:h der 
Meinun g, <las muß nufhören; denn f'S kann keine lang
fristige Finanzpolitik am Bettelstab bddel>l'[l wei·den. 
Das ist ~;ur Zeit der Fall. Kaum einer unserer Bürger
mPi!>tf'r i~t in <ler Lage. seine Maßnahmen durchzu
di~poniP.ren. Er muß am Ende das Stöckchen nehmen 
und n~rh MAin?: pHgem und dort auf die Güte irgend
eines Ministers, wenn er das Glück hat, ansonsten eines 
Mini~t.eri<!!lheamten warten. Danach wird dann auch 
häufiit seine Beurteilung vongenommen. Das ist schon 
ganz schlecht, daU man gar nicht mehr prüft, ob seine 
QualitiüPn von da oder dort kommen. Die Beziehu,ng 
1,ur Bürokratie dien~ häufig als ausreichender Aus
·w1'i~ ii.ir i:He W<ihl PinP~ Bürgermeist-ers. 

Wir slnd der Meinung, daß für den Bau von Volks
schulen - das ist mehrfach vorgetragen worden - in 
jeQ.ern .fß:Ue zukünftig min{!e8tens 50 Prozent BeLhilfen 
gewährt werden müssen, an wasserwirtschaftlichen Maß
nahmen der· noch nirht zentval versorgten Gemetnden 
müssen 60 Prozent und ·in Rllen übl'igen Fällen minde
stens 50 Prozent vorgesehen werden, fü1· den Bau von 
Sportstätten, Frei- und Hallenbädern 30 Prozent. Ahn
lich hat es ja beim Kt·ankenhatrnh<:iu bero;_•it.s angefan
g~n. 

Nun kommen Sie mir nichl und sagen, wie kann man 
dias finanzieren. Soll'lt„ Planum~en wel·den natürlich 
zur Folge haben, daß diese odet· jene Gemeinde weiß, 
sie ist -erst 1969 dran. Aber d<G ist besser, als wenn ich 
überhaupt nicht weiß, wann kh drankomme. Zum 
anderen wird man dann Dr.ingli.chkciten ermitteln müs
sen und nach diesen Dringlichkciten vorgehen. Ieh kann 
mir vorstellen, daß das eine gute Sache ist. Im übrigen 
haben wir die Beweise uus den anderen Ländern. daß 
das funktionieren k;ann. 

(Abg. Korbach: In Hessen c;.lit:r nicht!) 

- Was Sie .immer mit Hessen habPn, Herr Kollege Kor
bach~ in Hessen bekommt die Regierung bei jeder Wahl 
gewigt, daß der Bürger zu .ihr ~tehl. 

lEcifoll bei der SPD. - Abg. Korbo;wh: ln Hhein
land-Pfalz flUC'h !) 

- It:h weiß, für Ihre spontanf;tl Zwischenl'Ufe wenden 
Sie viel Zeit der Vorbereit.ung au[, Herr Ko!IP.ge Kor-

1 bu.:h, aber dafür i:.ind sie dennl)d1 nil'hl ~llt. 
1 -

1 
Ein Gen emlverkehrsplan ist schon längst übet'fällig. 
Wir müsse>n auch zu e>-inem r[C'ht.iiwn Wohnung;;b,iu
progrnrnm iür einen längeren Zeitraum kommen, da
mit in den GemE"inden - genau w!e i 11 1o-1ndeten Fäl
len - iauf mehrere Jahre hinaus eine Finan:tplammg 
möglich g(>macht wird. Dadun:h kann man nämlich den 
Wohnungsbau wc1'~ntlieh vcrbillige'.1.. Dns brauche ich 
Ihnen nit'ht <iU~7JufiihrPn . Di<" FitHH)t.;-;"11wiid1P unsP.rer 
Gemeinden und die Armsellgk.eit vieler öffentlicher 
Einrichtungen, wie zum Beispi·el der Krankenhäuser 
und der Schulen. mfüiscn übenvunden W~)rdC'n. meine 
Damen und Herren. Das ist das Thoma. Ich will es 
zusanuncnfassen. Solange es in Rheinland-Pfalz im 
öffentlichen Bcrdcl1 not.f1 Armut;-; in;;dn gibl, die den 
auf diesen Inseln l ebenden Mens<'hen keine Chance für 
die Gestaltung eines besseren Lebens b ieten, wie es die 
moderne Indus triegesellsc::hafi möglich macht, solange 
ist die Rede von der Besc::hr'd.nkung der öffentlichen 
Ausgaben ein für die Entwkkltmg unset"er modernen 
Gesellschaft ilbe1·aus ?;efähi-liC'hf'S Wort. 

cSehr l".ichtig! bei der ~PD.) 

D.as. hat zur Folge. daß man sich darin einig ist, daß 
man neue Überlcgimgen .aootellen muß. DCtnn werden 
wir überlegen müssen, was be1·eil'> in den .Jahren vor 
1933 diskutiert ww:de, ob man nicht mit Gesellschaften 
des priv<aten Rechts Instrumente :;chafft, die ab~eits 
der starl.'en Haushaltsovdnung die Finanz,ierunit >:olcher 
Aufgaben möglich machen. Aber vur der Überlegung 
schon kapitulieren, heißt vor der Au(gabeni;tellumt ka
pitulieren, das heißl mit anderen Worten, seiner Auf
gabe nicht gerecht zu werden. 

{Sehr richtig! bei d er SPD.) 

1952 hat ein maßgeblicher Vertreter der deutschen 
Städte oinmal an das Ende seiner Ai1~fühn1n_gen üb~r 
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die Notwendiigkeit der finanziellen Verbesserung der 
Gemeinden das Wort gesprochen: „Es ist das größte Un
glück, Ein.sieht zu haben, ohne die Macht zu besitzen, 
es zu ändern." - Ein ausgezeichnetes Wort! 

Ich bin der Meinung, wir sind ja nicht unbed·ingt ab
hängig von dem, was der Ministerpräsident füt· gut 
hält. Wir als Landtag haben die' Dinge mit zu verant
worten. Wenn wir die Einsicht haben und zu der Auf
fassung kommen, gemeinsam etwas anderes tun zu 
müssen als bisher geschehen ist, dann packen wir es 
an und beschließen es, und die Landesregierung nwß 
t-"S durchführen. Ich horte, daß in diesem Sinne die Be
ratungen des Haushalts stattfinden werden. Ich hoffe, 
duß wir uns bei der zweiten und dritten Lesung so weit 
zusammengefunden haben, um zu wissen, daß wir jetzt 
<~ine moderne Konzeption haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Neubauer 
(CDU). 

!Abg. Haehscl': Er wird es nicht leicht haben!) 

Abg. Dr. Neubauer: 

HetT Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wenn wir heute zusammengekommen sind, um 
auf Grund der Rede des Herrn Finanzministers vor 
einer Woche, mit der er uns den Etatvoranschlag der 
Landesregierung für 1965 begründet hat, nun einige 
grundsätzliche Bemerkuogen seitens der einzelnen 
Fraktionen zu dem uns vorliegenden Voranschlag zu 
macht?n, dann möchte ich im Namen der CDU-Fraktion 
herausstellen: Wir müssen uns darüber klar sein, daß 
wir uns für die Beratung des Etats für 1965 in einer 
Situation befinden, die wesentlich abweicht von der der 
zurückliegenden Jahre. Wir müssen feststellen, daß die 
llnanzwlrtschaftlichen Möglichkeiten für das Jahr 1965 
durch die Auswil·kung des geänderten Anteils an der 
Binkommensteuer zugunsten des Bundes gegenüber den 
?.Urückliegcnden Jahren beschränkt sind. Wir sind wei
terhin durch das Steueränderungsgesetz des Bundes 
cbcn!alls in unseren Finanzmitteln für 1965 beschränkt. 
Auf der anderen Seite wissen wir, daß wir jetzt nur 
noch fünf Jahre Zeit haben, um uns auf die Situation 
vorzubcl'citcn, die am 1. Januar 1970 in der EWG be
~innt. Wir müssen uns auf diese Zeit in der Weise vor
bereiten, daß wir seitens des Staates und zum Teil auch 
seitens dc1· Kommunen möglichst viele Investitionsauf
g;;1bcn zugunsten der Infrastruktur im weitesten Sinne 
des Wortes durchführen. 

Es sind hict· drei Gesichtspunkte genannt worden, die 
di(' bt•.sondere Situation von heute kennzeichnen, die 
sich abcl' widerstreiten, nämlich auf der einen Seite die 
Verengung des flnanzwirtscha!tlichen Volumens für das 
nächste Jahr und auf der anderen Seite die außer
m·ck'ntlich zahlreichen Investitionsaufgaben zugunsten 
11m;(•rer Bevölkerung, um damit wirkungsvoll in die 
EWG hineinzugehen. 

Der Herr Finanzminister hat in seiner Etatrede mit 
bc1·cchtil-(kl' Genugtuung festgestellt, daß die Steige
rungimilc des Bl'uttosozialprodukts im Lande Rhein
lvnd-Pfalz :;eil elwa zwei Jahren über dem Bundes-

durchschnitt liegt, damit auch die Steigerungsrate un
serer Steuereinnahmen. Das ist das Ergebnis - das 
müssen wir klar erkennen - sowohl einer zielstrebigen 
Wirtschaftspolitik wie auch angestrengter Leistungen 
aller unserer Landesbürgel', der Dispositions- und In
vestitionsfreudigkeit der Betriebsinhaber und der hin
gebungsvollen Arbeit der unselbständig Tätigen. 

Es ist notwendig, daß man bei einer solchen Grund
satzbesprechung sich an einige Dinge zurückerinnert, 
damit man den Rahmen für sein Wollen in die 
Zukunft hinein in ein Maß hineinbringt, das möglich ist. 
Wir müssen in diesem Augenblick uns daran erinnern, 
daß nach dem Kriegsende - Herr Kollege König hat 
diese Dinge auch etwas beschworen - die Not der Be
völkerung so groß war, daß jeder einzelne Mensch in 
seinem Sinnen und Trachten nur darauf ausging: Wie 
kann ich das Morgen noch erleben? - und an die Nöte 
unserer Gemeinden, die auf sich damals alleingestellt 
einfach nicht in der Lage waren, dringlichste Gemein
schaftsaufgaben überhaupt anzupacken, viel weniger 
durchzuführen. Auch die Not des Staates seit 1947 un
ter der damaligen Besatzungsmacht ist nicht zu über
sehen, der nicht in der Lage war, die notwendigsten 
Güter des täglichen Lebens für seine Bevölkerung au!
zufinden, zu organisieren und zu verteilen. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen bei solchen 
Gelegenheiten auch einmal etwas Rückschau halten, 
damit wir in dem Maß, in dem immer nur jedes Leben 
weitergehen kann, auch das rechte Maß finden, die 
Zukunftsaufgaben zu bewältigen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU.) 

Herr Kollege König hat mit Recht gesagt, daß das, was 
in den hinter uns liegenden Jahren geschaffen worden 
sei, ein Verdienst der öffentlichen Hand sei, das heißt 
der Landesregierung wie der Parteien, die in der gesetz
gebenden Körperschait des Landes gemeinsam tätig 
seien. Es ist klar, daß, glaube ich, niemand unter uns 
so vermessen wäre, sagen zu wollen, daß die Parteien, 
die in der Regierungskoalition tätig waren, alles, was 
geschehen ist, allein auf die Habenseite ihres Konto
buches schreiben wollten. Wir haben aucll niemals -
ich möchte das betonen, weil das mitunter bei meinem 
Vorredner durchklang - diese Au!fassung vertreten. 
Wir haben immer festgestellt, daß in einer - sagen wir 
vorsichtig - größeren Zahl von Fällen elnc Gemein
scha!tsarbeit als Endergebnis in diesem Hause vor uns 
gestanden hat. 

Bei der Feststellung der heutigen Entwicklung des 
Bruttosozialprodukts müssen wir auch überlegen, wie 
die Aufgaben, die wir für das Jahr 1965 vor uns sehen, 
vor 15 oder 17 Jahren, als wir in diesen Notzeiten be
gannen, ausgesehen haben und wie sie heute aussehen, 
wobei wir mit großer Befriedigung feststellen können, 
daß wir auf dem Weg, auf den wir uns damals bei 
Gründung des Landes in diesem Landtage begeben 
haben zur Erfüllung aller Gemeinschaftsaufgaben, eine 
größere Etappe hinter uns brachten. 

(Zuruf bei der SPD: Aha!) 

Es wird niemand, glaube ich - obwohl von der linken 
Seite ein Aha-Ruf erfolgt -, vermessen genug sein wol
len, zu sagen, daß die erreichte Etappe - von damals 
aus betrachtet - klein gewesen ist. Wir brauchen hier 
nicht darüber Rechenschaft abzulegen. Man braucht nur 
die Hand an den Puls des Volkes zu halten, um das 
bestätigt zu bekommen. Wir wissen aucll, daß wir 
hier als P arteien, die als Regierungsfraktionen in die-
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:>Pm Hause vertreten sind. immer nur von Teilerfolgen 
i;p1·eC'JH:n können und daß v;ir deshalb auch unsere 
Wünsche und Forderungen für die jetzt noch vor uns 
l.iPgPn<i~ Z<.>it für Zukun!tsetappcn von dem Wissen 
mitbest.immen lassen müssen, daß immer noch Jahre 
weiser und kluger Beschränkung auf Erfüllung von 
Teil\\i.inschen vor uns liegen. Ich sage bewußt „Be
si.:hri:inkung", da mein Herr Vorredner gerade zu diesem 
Begriff eine negative Bemerkung gemacht hat. Wir sind 
nicht. d~r Auffassung, daß im Begriff der Besdll'änkung 
und in dem Bekennen zu der selbst auferlegten Be
schränkung ein Negativum enthalten ist. Vielmehr mei
ni:.•n wir, daß das Wollen zur Erreichung des Zieles un
te1· B~eHi~ung selbstgewollter weiser Beschränkung 
7.1! f>inPm ZiPl führt, das kein echtes Endziel sein kann. 
'Nir glauben vielmehr, daß es die vornehmste Pflicht 
von L.indesregierunJ? wie auch aller Parteien dieses 
Hauses ist, die nodl vor uns liegenden gewaltigen Auf
g1-1h1>11 ?.U koordinieren, so daß wir uns mit den jeweils 
Vt.!t'Cügbat· ?.U machenden Mitteln - hier lege ich die 
Be1t)m•nR auf die verfügbar zu machenden Mittel -, 
üb<'r deren Thematisierung man sich ernstlich und rei!
lich unterhalten muß, zum Erreichen des bes tmöglichen 
Erfolges !Ur die Gesamtheit unserer Bürger einsetzen 
können. 

Diellr. I•'nrderung sind wir verpflichtet - das betone ich 
aurl1 mit allem P.m~t. -, irowohl für die dem Land un
mlttPlbar obliegenden wie auch subsidiär für den Kata
log der den kommunalen Körperschaften zugeschriebe
nen Aiifg::ibcn, z.u erfüllen. Ich glaube, das sollten wir 
i11it ;.ilh~m. Ernst sehen. Aber - hier füge i<.h auf Grund 
dQr Auf;fiihrungen des Herrn Kollegen König ein „aber" 
hin:>:u - wlr müssen - das habe ich heute nicht zum 
c>rsten M.<1lf' gesagt - aber auch nicht nur das Augen
nwrk h··i <lt>r Ge;:tl'lltung des Haushaltsplanes richten 
1-\Uf <lie subs idiär zu unterstützenden Aufgaben der 
kommwuden Körperschaften, sondern auch die Mittel 
~iinsetzen für die Aufgab~n, die wir als Land unmittel
b<il' w erfüllen verpftichtet sind. Dabei sollten wir in 
aller Ruhe sachlich diskutieren und versuchen. zu einem 
~c>m1•insam•m Weg zu kommen. 'Vir dürfen nicht nur 
immer die Dinge einseitig beleuchten. 

NnC'h ein anderf'.s sol lten wir bei der Beurteilung und 
li<•r Pnifung des uns vorliegenden Haushalt.~entwurfes 
L1<,jN1kPn: daß wir wohl alle für ein Verhalten der 
ö(foutlicticn Hand e intret<.>n, und zwar für ein Verhal
tr:-n, dR~ zur Kaufki·afterhaltung unseres Geldes und 
;·.ur StHbilitiH unserer Währung beiträgt. Das ist ein 
Ober~atz, den niemand in diesem Hause anzweifeln 
wird. D<1bei sollten wil" auch unter „öffentlicher Hand" 
nith1. nur den Bund, sondern uns selbst - sprich das 
L<i11<:l \m<l die Gemeinden - einbeziehen. 

F.ine nkht weniger wichtige Bemerkung muß zu den 
vorangegangenen Feststellungen speziell für das L and 
Hheinl11nd-Pfalz angefügt werden. Wenn der Finanz
minh;tl:'r auf die überdurchschnittliche Steigerung des 
Bn1tto~ozilllprodukts in unserem Lande seit zwei Jah
l'f>ll et.wa hingewiesen hat, so bedeutet das keinesfalls, 
daß unsC're wirts<.hart im Lande Rheinland-Pfalz insge
sC1mt einen höheren Wirkungsgrad gegenüber den Wirt
:-:chRften d e1· \ihrigen Bundesländer erreicht habe, wie 
vi+>llf'i<'ht aus dieser Festellung vordergründig geschlos
sen werden könnte. Vielmehr dokumentiert docl:t die 
jetzt aufgetretene Erscheinung den Erfolg der ange
stn„ngten Bemühungen aller an der Wirtschaft bcteilig
t<.'n Bürger, die Benachteiligungen \·ielfältlgstcr Art 
<Hli' der <'rsten Zeit, der Besatzungszeit, wettzumachen. 
Di('~e Anfangsschwierigkeiten sind Ihnen allzu gegen
wärtig. als daß ich sie hier aufzuzählen brauche. 

Wir erinnern uns - um die Dinge global anzusprechen -
noch allzu genau der fünfziger Jahre. Wir, die \l.'ir da
mals und schon vor mir im Haushalts- und Finanzaus
schuß tätig wa:ren, können uns dessen ganz genau er
innern, wie wir seinerzeit mit einem gewissen Neid
getühl - so kann man ruhig_ sagen - der schnelleren 
Steigerung des Bruttosozialproduk ts und damit dem 
prozentual schnelleren Ansteigen der Steuereingangs
raten in anderen Bundesländern zusahen„ Auch diesen 
Aspekt, meine Damen und Herren, sollten wir nicht 
außer acht lassen, wenn wir die Stei~enmgsraten des 
Etatvolumens 1965 beurteilen. 

Mit Recht hat der Herr Finamminister diesen Gesichts
punkt in seiner Haushaltsrede anklingen lassen, als er 
die von der Regiet·untt bc.sc:hlo.ssene Steigc1·un,gsrale 
des vorgelegten Etatentwur!s, die bekanntlich etwas 
Ul.Jt:r 6 Prozent ·ausm:acl1t, begründete. Aber Im Inter
"esse einer nach~olgenden Beurteilung aller Beschlüsse, 
die hier im Hatise gefaßt werden, auch gegenüber dem 
Entv.'llrf der Landesregierung, ln der breiten Öf!enUich
keit wäre unseres Erachtens zu wünschen gewesen, daß 
er etwas tiefer in das hier angeschnittene Problem, das 
dahinter steht, eingestiegen wäl·e, um die unterschied
liche Entwickiung des Bruttosozialprodukts und damit 
auch der Steuern in Rheinland-Pfalz gegenüber den 
anderen Ländern - wie übri.11;ens auch g~genüber dem 
Bund - aufzuzclgen. 

Aus dieser von mir kurz skizzierten Sicht der unter
schiedlichen Fortentwicklung der St~uf'1·einnahmen er
hält nämlich auch die Empfehlung der Bundesregie
rung, das näch;;tjährige Etalvolume n auf keinen Fall 
über 6 Prozent hinaus zu steigern, eben ein unter
schiedliches Gewicht. Wir im Lande Rheinland-Pfalz 
sind gegenwärtig zwar langsam im Aufholen begriffen, 
befinden uns aber in der F.nt.wickhmg der Steuerei.n
nl'lhmen - und damit des vorhandenen Volumens - beim 
Ausgangspunkt zur Beschlußfassung über das nächst
jährige Etatvolumen gegenüber den übrigen Bundes
ländern no<.h im Nachteil. 

Au:- dem bishi>r r..esagten folgert automatisc·h. <laß wir 
auch für die Zukunft mverskhtllch der P.ntwicklung 
unseres Bruttosozialprodukts im Lande Rheinland
Pfalz entgegensehen können. Wir sind keinesfalls so 
pessimistisch, zu glauben, daß kleine Anzeichen, die 
innerhalb der Wirtschaft, zum Teil nur t emporär, in 
Erscheinung treten, nun genernlisierend auf eine nega
tive oder s.tagnierende Entwicklung unseres gesamten 
Bruttosozialprodukts in den nächsten Monaten und 
Jahren hinweisen. Wir glauben vielmehr zuversichtlich, 
daß \Vir auch in den nächsten Jahren Zuwachsraten in 
einem angemessenen Umfange zu verzeichnen haben 
werden, und daß dPmzt1fnlgi> - da stimme ich mit mei
nem Vorredner völlig überein - aus den Zuwachsraten 
des Bruttosozialprodukts jeweils auch innerhalb un
seres Steucreing;.:ngs '!ine entsprechende Zunahme ein-
l1·clt:!n wird. · 

Aus dem Gesagten ergibt sich weiterhin, welch großer 
Anstrengungen es auf dem Sekto1· der Investitionen 
bedarf, Investitionen, die überall in unseren - auch 
bereits aufgezählten - Schwerpunktaufgabl'n '7.Utagf' 
treten. Schwerpunktaufgaben und Investitionen dafür 
dürfen aber nicht nur auf den unmittelbaren eigenen 
Be reich bezogen werden, sondern wir müssen größte 
Anstrengungen machen, den zuständigen S tellen - sprich 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden - subsidiär 
wirkungsvoll zu helfen, damit sie ih1·e großen Investi
tionsaufgaben, insbesondere im Hinblick auf die EWG, 
erfüllen können. 
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Nicht zuletzt ergibt sich aus dem bisher Gesagten aber 
<1ud1 dus Bewußtsein der relativen Kürzung der Mittel 
d<.•s Ordinariums im Haushaltsjahr · 1965 durch die 
Steuergesetze und den geänderten Anteil des Bundes 
un der Einkommen- und Körperschaftsteuer. 

Dies alles in eine vernünftige flnanzwirtschaftliche Re
gelung des nächsten Jahres zu bdngen, ist unser aller 
i::emeinsamc Aufgabe, an die wir auch gemeinsam mit 
sachlicher Überlegung und Begründung herangehen 
müssen. 

Wir wissen genau, daß wir für die geistige Aufrüstung, 
also alle~. was mit Bildung und Ausbildung zu tun hat, 
dus Äußerste tun und investieren müssen, um unsere 
nuchfolgende Generation in die Lage zu versetzen, im 
Schu!fonsprozeß des Bruttosozialprodukts am Ende 
wirkungsvoller in Erscheinung zu treten. Wir sind uns 
alle bewußt - die von Herrn Kollegen König verlesene 
Aurstellung dazu war trotzdem interessant -, daß der 
Volksschül<>r innerhalb seines Berufslebens natürlich 
v.:eniger große Verdienstmöglichkeiten hat als der Mit
t<'l:;chük'r, höhere Schüler und Universitätsbesucher, der 
entsprech(:)nd seiner Ausbildung in der Regel auch 
höher<! Einkünfle im Berufsleben erreicht. 

Aber wir sehen daraus, daß - und insofern ist es gut. 
daß man ab und 7.U mal darauf hinweist - tatsächlich 
alle Investitionen auf dem Sektor des Geisteslebens 
echte. reale wirtschartlichc Auswirkungen haben, so
wohl für den einzelnen wie für die Gesamtheit und 
dnmit letzten Ende auch für den Staat bezüglich seiner 
Einnahmen in der Form der Steuer. Darauf sollte man 
immer wieder mit Gewicht hinweisen. 

S('lbslvcrständlich, Herr Kollege König, kann man sich 
immer streiten über das System, mit dem man irgend
ein End:r.icl erreichen will, ob man sich da einig ist, ob 
m;in skh :r.usammcnfindct oder ob man zeitweise aus
cimmdel'iäurt. Es geht dabei nicht um die Wertung der 
Bildung und Ausbildung unseres Volkes, sondern, 
meine Damen und Herren, wir haben uns in den rück
licgenden Jahren hier mitunter in einer Diskussion be
funden über den richtigen Weg, um das, was wir alle 
wollen. zu C'rrcichen. Ich glaube, das sollte man bei der 
G runds11b:bt•.sr11·cchung eines Haushaltsplanes so heraus
stellen, wie es sich im Blick auf die Arbeit, Prüfung 
und Beschlußfassung einer Haushaltsplanung als allein 
richtii.: erweist. 

Natürlich könnten wir alle, die wir hier sind, meine 
Damen und Herren, irgendwelche Redewendungen von 
Kollegen, gleichgültig, welcher Fraktion zugehörig, die 
sie während des Wahlkampfes in Wahlversammlungen 
oder bei anderen Gelegenheiten des öffentlichen poli
tischen Tätigwerdcns draußen zu dem einen oder ande
ren Problem von sich gegeben haben - wobei man bei 
dc1· wörtlichen Wiedergabe eines Einzelsatzes nie 
richtig weiß, in welchem Zusammenhang er stand und 
wie er gemeint war - , hier aufgreifen, um damit einen 
gcwiss<'n ECCekt 7.U erreichen. Ich glaube, man könnte, 
wenn man sich die Mühe machte, einen ganzen Zitatcn
::;chatz sC)lCh('J' B('merkungen anhäufen, die wir alle mit
unter, ich nicht ausgenommen, bei irgendwelcher Gele
genheit machen. Wir sollten uns dabei aber klar sein, 
daU das mit der grundsätzlichen und sachlichen Ein
stellung seitens der einzelnen Parteien oder Fraktionen 
zu irgendein<>m Problem nichts unmittelbar zu tun hat. 
Gewiß, es !ock('rt die Stimmung auf; Herr Kollege 
K<inig. nur Insoweit möchte ich auch die von Ihnen 
gt'machte spezielle Äußerung werten. 

Das gleiche, was ich vom Schulbau, der bei der Volks
schule anCängt und bei der Universität aufhört - meine 

Damen und Herren, es ist ja heute nicht meine Auf
gabe, für meine Fraktion jetzt eine Einzelwertung jedes 
noch so wichtigen Titels vorzunehmen -, gesagt habe, 
gilt für den Straßenbau unseres Landes. Hier könnte 
man in analoger Anwendung des Schlagwortes von der 
geistigen Aufrüstung - wie ja heute üb<.'rhaupt alles 
mögliche in Schlagworte gekleidet wird - sagen: Der 
Straßenbau ist eine Frage der wirtschactlichen Auf
rüstung. Wir alle wissen doch, daß die Bewältigung 
dieses ::iroblems in unseren Westiebieten, die ja aus 
allgemein bekannten Gründen in ihrer lnfrastruktm 
gegenüber den übrigen Teilen Deutschland seit langen 
Jahrzehnten zurückgeobliebcn waren, die Voraussetzung 
dafür ist, um in jenen Bereichen, gerade auch im Rah
men der Betätigung unseres Landes und seiner Bevöl
kerung innerhalb der EWG, wirtsch<i!tli<:h blühenderes 
Leben einziehen zu lassen. 

Ich glaube, ich kann mich hier auf diese Bemerkung 
beschränken, weil jeder von uns weiß, worum es dabei 
geht. Wenn wir darum ringen, möglichst viele Mittel 
für eine der mittelbaren Aufgaben des Landes einzu
setzen, darunter in erster Linie die Wasserwirtschaft, 
die Abwasserbeseitigung, die Trinkwasserversorgung -
diese Maßnahmen sind im Interesse einer echten Ge
sunderhaltung unserer Bevölkerung so notwendig wie 
nur irgend etwas, wenn man es auf längere Sicht be
trachtet -, dann sollte im Rahmen dieser Unterhaltung 
auch diese Bemerkung genügen, um zu zeigen, mit wt'l
chen Gewichten und mit welchem Ernst die CDU-Frak
tion sich dieser Aufgabe zuwendet, damit die Bauträger 
für diese Maßnahmen in unseren rund 3 000 Gemeinden 
möglichst schnell und zügig an das Endziel ihr<'r be
rechtigten Wünsche und Forderungen kommen. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich etwas einblenden -
Herr Koi1ege König hat hierfür eine ziemiich iange 
Passage seiner Ausführungen verwandt - , nämlich die 
Frage: Wie kann man die Gemeinden bei der Haus
halts- und Finanzpolitik des Landes wirkungsvoll un
terstützen, damit sie die Aufgaben, die hier angesprn
chne sind - soweit sie von den Gemeinden als unmittel
bare Aufgaben zu erfüllen sind -, schnellstens durch
führen können? Der Herr Kollege Könii? ha t darauf 
hingewiesen, daß der Herr Finanzminister in seiner 
Etatrede - im Gegensatz zu früher - eine freundlichere 
und positivere Einstellung zu einer vorausschauenden 
Planung in solchen Schwergewichtsgebieten gezeigt 
habe. Wir haben dabei - wenn wir genau hingehört 
haben - doch feststellen können, daß der Inhalt eines 
Begriffs das Entscheidende ist. Wenn ich „Planung" 
und „Planung" sage, so können doch zwei völlig unter
schiedliche Dinge herauskommen. Wir sind nie dagegen 
gewesen - es müßte uns erst bewiesen werden -, daß 
wir im Grundsatz uns da.rüber Gedanken machen müs
sen, wie die Erfüllung der Aufgaben über ein Jahr hin
aus weiterlaufen soll. Sie haben dabei mit Recht gesagt, 
daß auch jeder größere Wirtschaftsbetrieb sich darüber 
Gedanken machen muß, wie der Betrieb weiterläuft. 
Wir haben schon vorausschauend für solche Schwer
punktprobleme geplant. 

Herr Kollege König hat darunter aber - so schien es 
mir - folgendes verstanden - ich bitte, mich zu berichti
gen, wenn es nicht zutreffen sollte -: Er hat es mit dC'm 
Wort „Programmierung" bezeichnet, um zu zeigen, daß 
der Inhalt des Begriffs „Planung" au! seiner Seite an
ders aussieht. Er hat - auch wieder als Kennzeichnung 
- auf die Früchte hingewiesen, die im Westen andere 
Länder aus Programmierungen gezogen haben, und 
daraus gefolgert: Weil wir nicht programmiert haben, 
haben wir also - wie er meinte - nicht geplant. - Das 
ist völlig irrig. „Planung" ist noch nicht „Programmie-
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rung''. Programmieren bedeutet zwar planen, aber 
PJ:inung plus der bis ins einzelne Detail festzulegenden 
Dun•hfiihr1ing. kh glaube, so kann ich den Unterschied 
hit>r e inmal darlegen. 

Wenn wir von „Früchten der Programmierung" 
spre<"heo, so ist dazu folgendes zu sagen: Wer sich mit 
der F:ntwiC'khmg unseres Nachbarlandes beschäftigt, das 
als Musterbeispiel der Programmierung auch bei den 
Di~kns~ion~n in der EWG hervo1·gehoben wird, der 
'\'"iß - das ist eine Tatsache und wird von den Ver
tn·lt:>rn der Prov;rammierung anerkannt-. daß die Pro
grammierung nicht zuletzt zum Teil schuld an der 
wiihrun.1tspolitischen Situation dieses Landes seil etwa 
eineinhalb Jahren ist; in der Zwischenzeit hat es sich 
w•.>d('l' •'twai; gefangen. 

Mit Recht h11t Reinerzeit der Bundeskanzler auf der 
1-;b.,i1e der EWG sich mit aller Härte gegen diese Pro
gt·ammiei:ung gewandt. Wir sind nach v;ie vor der glei
d1 „11 Auff;.issung, daß Programmierung bis zur drei
t:in~('nrl ;;tE>n Gemeinde, wann eine Kläranlage oder eine 
KH1wlisation erstellt wird, Aufgabe weder eines Par
JanwntE>s noch einer Landesregierung sein kann. 

i Beifall der SPD. - Abg. Dr. Skopp: Das geht ja 
auch in Deutschland vom System her nicht! - Abg. 
Sd1midt: Mich interessiert nur, welches Programm 
::;i.;- üllcrhaupt hatten! - Abg. Dr. Skopp: Der 

Vergleich hinkt!) 

- Ich l.it•aucbc uur das Programm anzuführen, das vor 
zwölf J ahren - es war vor dem Beginn meiner Tätig
kdt als Abgeordneter; als ich in den Landtag kam, war 
C'S bereits vorhanden - vorlag. Es war das damalige 
Zt>hnjahresprogramm für die FrostsichermaC'hung der 
Straßen. Wir wissen genau, daß es nicht - -

<Abg. König: Das ist bis heute noch nicht restlos 
durchgeführt!) 

- Herr Kollege König, Sie haben recht, es ist heute noch 
nicht restlos durchgeführt. 

rAbg. Dr. Kohl: Die Summe ist doch wu ein 
Mehrfaches erhöht worden!) 

Abt>r Sie selbs t haben ja gesagt: Die Aufstellung eines 
Programms, eines Planes, ob bis ins Detail oder in 
großen Zügen, bedeutet nicht, daß damit die politische 
Betätigung mit diesem Prol.Jlem ausgeschlossen würde, 
wie viele Menschen sagen, sondern es bedeutet, daß sich 
die Pulitikcr, das heißt das Plenum, die gesetzgebende 
Körpersehaft, erst recht jedes Jahr mit diesem Problem 
neu befassen und gegellt:mmfalls nach den gegebenen 
Notwendigkeiten Änderungen am Programm vornehmen. 

Wir wissen genau, meine Damen und Herren, daß auf 
dem Gebiet des Straßenbaues die Gesichtspunkte, wie 
und in welcher Art, an welchen 01·ten und in welcher 
1"•)1'111 die Baumaßnahmen durchzuführen sind, völlig 
anders i;ind als im Jahre 1954. Wir wissen, daß sich die 
InlPrei;l':i>nlage der Allgemeinheit zu einem Problem 
ebenfalls fortentv.'ickelt, so daß b eispielsweise die In- . 
teressenlage der Benutzer der Straßen 1956/57 bereits 
e ine völlig andere war als 1954. Auch dies muß mit in 
Bctracl1t gezogen werden, wenn aufgestellte Pläne von 
Jahr 7.U .Ja hr neu durchgeführt werden sollen. 

Man kann hier der Landesregierung nicht vorwerfen -
diP~~r Vorwurf trifft auch die Fraktionen, welche die 
L<tndel'regierung stellen -, daß sie einfach „kopflos" 

regiert h abe. Das heißt also praktisch, wenn man sich 
unterhält: Wie kann man eine Alternative stellen! Man 
kaqn sie kaum finden, da nicht regiert wurde! - Die 
Verantwortung trifft vordergründig die Landesregie
rung, aber im Schwerpunkt natürlich die Landtags.frak
tioncn, welche die Landesregierung unlel'::;tützen und 
decken. 

Hen Kollt>ge König, derartig formulierte Schlagworte -
so möchte ich beinahe wieder sagen, aber nicht im 
schlechten Sinne; Sie wissen, was ich meine - hören 
sich sehr gut an. Man sollte aber den Dingen au! den 
Grund gehen und die Dinge bei solchen Beratungen -
dai; ist Wlsere Auffassung - tiefschürfend an[a::i.sen. Sie 
wissen genau, daß nicht erst seit heute und gestern -
auf dem Krankenhausbau seit gel'aumer Zeit - nach 
Plänen gearbeitet wird, selbst wenn diese Pläne dem 
Landtag nicht formell zur offiziellen Genehmigung vor
gelegt V>'Urden. Das wissen wir sehr genau. Wir wissen 
auch, daß die Landesstraßenverv.·altung - als die zu
ständige Behörde für die Aufstellung der Pläne und 
Enlwür!e - ihre Arueitspläne für ein Haushaltsjahr -
das weiß in den Fraktionen jeder, der sich um die 
Dinge, auch bei der Straßenverwaltung, kümmert -, die 
s ie wegen dE>r RPwillig1mg vorlegen muß, noch nie auf 
das betreffende Jahr begrenzt hat, sondern Immer vor
al,l,S~Wa44cPli ctie Fortsetzung in den kommenden Jah
ren berücksichtigt. Man soll doch nicht glauben machen 
wollen, daß eine Verwaltung und die Regierung, die ja 
die Verantwortung bei der Vorlage von Einzelplänen 
hat, sich beispielsweise bei dem Ausbau eines Straßen
sti.ickes von KilomPterstein 4,1 bis 6,1 auf einer 50, 80 
oder 100 km durch unser Land führenden Landesstraße 
bei ihren "Überlegungen nur auf diese zwei Kilometer 
beschränkt habe! 

Ich glaube, wer das behaupten will, der müßte es \Vider 
b~sseres Wissen tun . Es isl doch unvor;;tellbar, daß auf 
diese Weise Straßenbau betrieben worden wäre. Man 
kann natürlich, so wie es die SPD-Fraktion tut und wie 
i.hr Sprecher es he ute wiederum dargelegt h at, die For
derung au!::ltellen: Wir brauchen e inen Generalbebau
ungsplan auch für den Straßenbau. -

{Abg. König; Generalverkehn;plan!) 

- Bitte? 
(Abg. König: Generalverkehrsplan!) 

- Generalverkehrsplan! 

Was versteht lf'Ull;l unter Generalverkehrsplan? Auch 
hier kann man patürlich v11ieder unterschiedlicli definie
ren. Ein Generalverkehrsplan wü rde in sehr viele 
Bundeszuständlgkeiten hineinreichen, wenn man den 
Ber.:riU voll ausschöpfen wollte. Wir in der CDU-Fraktion 
sind der Auffassung, daß die mehrjährigen Pläne der 
Landesstraßenverwaltung, so wie sie vorliegen, der 
richtige Weg sind, weil sie davon ausgehen, über meh
rerl'! Jahre ltina.us zu denken, und zwar von der heuti
gen VerkehXss-ic.:ht - n icht nur -situation - in die näch
sten Jahre hinein. Das ist praktische Planung, ohne daß 
sie zur Einzelprogrammierung bis ins l etzte Tezett 
!Uhrt. 

Wir haben -va11 .dörri Herrn Finanzminister gehört, daß 
a.ucb :ti.if die WasserwirtschaH, also Abwässerbeseiti

, &w.;i&.w.i9.-•• W.~~~tt;~er~oi;~g, ein Plan ausgearbeitet ist. 
„J;;!n„.~!?.~S~lf.!.„.E.!~p1 ,mei:qe Damen und Herren - darüber 
müssen wir uns klar sein -, erfordert eine lange Zeit, 
bis er aus allen Teilstücken von Ermittlungen und Fest
stellungen zusammenreifen kann. Er liegt vor. Hier im 
Hause ist er offiziell noch nicht vorgelegt worden; bei 
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dem Landwirtschaftsministel'ium, bei der Landesregie
rung, lkgt der Plan vor. 

Mcinl• Damen und Herren! Über den Krankenhausbau 
- glaube ich - werden wir uns nicht mehr streiten müs
sen, da auch hier der Plan vorliegt. Er ist sogar dem 
Ausschuß vorgc10gt worden. 

Wir werden unser besonderes Augenmerk bei der Bera
tung des Huushalts, bei unseren gemeinsamen Beratun
g~·n, nu! das Problem der Flurbereinigung legen müs
sen, au( die Jugendpflege, aui die Altenhilfe, auf den 
Sportstättenbau, der uns auch am Herzen liegt, da auch 
wil' auf der einen Seite die geistige Aufrüstung des 
jungen Menschen möglichst fördern wollen. Dazu ge
hören aber unabdingbar auch die notwendigen Möglich
kt'iten, um die Heranziehung eines körperlich gesunden 
Menschen von Jugend an zu entwickeln. 

Mcim' Damen und Herren! Wir sind bereit, wie wir es 
j<!des Jahr gesagt und auch getan haben, aufgeschlossen 
in die Prüfung aller Ansätze einzutreten - ich möchte 
au8 der Sicht der CDU etwas einschränken -, auf alle 
Ansätze, die von Bedeutung sind für das Gemeinwohl 
unserer ßevölkernng. Wir sind bereit, zu prüfen, ob die 
Am;ätze des Voranschlags, der Vorlage der Landesre
gierung, für das nächst() Jahr als Jahresetappe ausrei
cl1cnd sind oder nicht. Wir sind aufgeschlossen und be
rdt, notfalls gemeinsame Wege zu suchen, um die uns 
allen notwendig erscheinenden Verbesserungen ver
wirklichen zu können. Dieser Weg wird nicht einfach 
sein; wir sind aber bereit, ihn suchen zu helfen. 

Dabei muß uns allerdings klar sein, daß kein Mensch 
weiß, in welchem vor uns liegenden Zeitraum der Berg 
an Schwc1·punktcn, so wie er heute vor uns sieht, end
gültig abgetragen sein kann, und daß dieser Berg nicht 
erst in uns0rer Zeit, in der \Vir in diesem Hause sitzeni 
im Landtag des Landes Rheinland-Pfalz, entstanden ist. 
Wir müssen einfach wissen - das dürfen wir dabei auch 
nicht übersehen -, was ich anfangs schon einmal mit 
anderen Worten sagte, daß dieser Berg ungelöster 
P1·obleme s ich im Laufe einer langen Zeit gebildet hat; 
vor 50 Jahren beginnend - wenn wir gar nicht allzuweit 
zurückgehen wollen - : Aufrüstung - erster Weltkrieg -
verlorener Krieg mit Folgen - Inflation - anschließend 
Wiederaufrüstung - zweiter Weltkrieg - völlige Ver
nichtung - Wiederaufbau aus dem völligen Nichts nach 
1945. In diesem Aufbau stehen wir mitten drin und 
können, wenn wir uns nur einmal diese wenigen Daten 
vor Augen stellen, ermessen, wie groß dieser Berg ist, 
wddle Mühe und auch welche Zeit es erfordert, damit er 
mit menschlichen Möglichkeiten abgetragen werden kann. 
Zu all diesem kommt noch hinzu die vor uns stehende 
zusätzliche Notwendigkeit der Infrastrukturinvestitio
nen zusätzlicher Art im Hinblick auf die EWG, um 
unseren Menschen eben die Möglichkeit des Mitlebens 
und Mitwirtsctrnftens, nicht nur Vegetierens, in der 
EWG zu gewährleisten. 

Wenn man die Dinge so betrachtet, dann sind wir nicht 
J.(anz der Auffassung unseres Herrn Finanzministers, 
daß man sich bei Aufgaben, die nach den formellen 
Vorschriften der Reichshaushaltsordnung nicht mit au
ßerordentlichen Mitteln durchgeführt werden können, 
in jedem Falle nur nach diesen !ormalistischen Grund
sätzen bewegen muß. Wir sind der Auffassung, daß 
man in solchen Situationen - ohne es zur allgemeinen 
Regel machen zu wollen - bei Aufgaben, die man durch
führt in dem vollen Bewußtsein, daß ihre Wirkung 
nicht für heute, sondern für morgen bereits heute vor
gesclrn!!cn wird, auch die Nutznießer in angemessenem 
Umfang mit in die Belastung hineinnehmen sollte, viel
leicht sogar müßte. 

Meine Damen und Herren, das sind natürlich Nuancen, 
über die man streiten kann. Es ist eben in der Wirt
schaft so - auch im Privatleben ist es selbstverständ
lich -, daß bei Investitionen, die in die Zukunft hinein 
für nach uns kommende und heranwachsende Menschen 
wit·ksam bleiben, auch diesen Menschen ihren Teil an 
der Belastung mit weitergegeben wird neben dem, was 
man gcscha!!en hat. 

Bezüglich der Fragen der Reichshaushaltsordnung bin 
ich völlig der Auffaswng, die der Herr Kollege König 
auch vorgetragen hat, daß diese verstaubte Vorschrift 
- meine Herren, das ist keine Erfindung von uns im 
Lande Rheinland-Pfalz - überholt ist. Les<m Sie in den 
Berichten übci· die Diskussionen im Bundestag in die
sem Jahr über den Bundesetat tinmal nach: Angefan
gen von dem Herrn Bundesfinanzminister bis zum letz
ten Abgeordneten, der dazu gesprochen heil, war man 
sich darüber im klaren, daß dies eine völlig überholte 
Vorschrift ist. Daraus sollte man gegegcbenen!alls auch 
sofort Konsequenzen ziehen, soweit dies möglich ist. Im 
übrigen können wir nur hoffen, da es eine Bundesvor
schrift ist, daß das ausgesprochene einheitliche Wollen 
dazu führt, daß die Verwaltung auf Bundesebene 
schnellstmöglich Vorschläge macht, damit wir bald mo
dernere, auch der gewandelten Verwaltungs- und Re
gierungsform der Neuzeit gerecht werdende wirtscllaet
liche Bestimmungen haben. 

Das gleiche oder ähnliches könnte man sagen zu der 
Frage: Soll man alljährlich für den Zeitraum eines 
Jahres sich die Mühe machen, die Ausgaben für das 
kommende Jahr festzulegen oder Pläne aufzustellen, 
die - getrennt nach Verwaltungsetat und Investitions
etat - zum Teil längere Zeiträume umfassen. Meine 
Damen und Herren, ich will es nur kurz andeuten - es 
ist su~on gescl1eh.e n; das is t keine Streitfrage innerhalb 
dieses Hauses, wir sind der gleichen Auffassung -; Hier 
sollte man erns tlidi und reiflich überlegen, daß jede 
längerfristige Haushaltsgestaltungsplanung ihre Vor
und auch Nachtelle hat. Das müßte man genau ab
wägen. 

Icll möchte in diesem Zusammenhang nicht auf die neu 
vorgelegte Besoldungsnovelle eingehen, wie das der 
Herr Kollege König eingangs seiner Bemerkungen ge
tan hat, weil das an sich nicht im Thema liegt. Es mag 
interessant sein, einige Bemerkungen dazu zu machen. 
Ich muß sagen, ich kenne die Novelle auch noch nicht, 
genauso wenig wie Sie. Aus diesem Grunde allein 
schon möchte ich zu dem, was in der Offäntlichkeit -
der Presse gegenüber - von Vertretern der Landesre
gierung geäußert wurde, hier nicht irgendwelche Stel
lung beziehen. Ich glaube, Sie werden das auch nicht im 
Rahmen dieser Beratung erwarten. 

Nur eines hat mir gar nicht gefallen. Herr Kollege 
König hat darauf hingewiesen, daß der Herr Innenmini
ster eine vernünftige Finanzausstattung der Kommunen 
verlange. Sie haben es sich sehr leicht gemacht, Herr 
Kollege König, indem Sie abgezielt haben au! das 
Wollen oder Nichtwollen der hier vorhandenen Land
tagsmehrheit. Sie wissen ganz genau, daß eine stärkere 
Unterstützung der Gemeinden, ob unmittelbar über den 
Finanzausgleich oder über andere Titel des Landes
etats , nun irgendwo eine Grenze hat, nämlich dort, wo 
es anfängt, daß damit unmittelbare Pflichtaufgaben des 
Landes nicht mehr erfüllt werden können. Au! der an
deren Seite ist es so, daß sich die Gemeinden mit ihren 
Nöten und auch mit Beihilfen nicht nur an die Länder, 
sondern auch an den Bund wenden. Ich erinnere nur 
an die Frage der Auflockerung der Städte. Das ist eine 
Frage, die mit Recht unmittelbar als Forderung an den 
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Dund gestellt wird, .subsidiär hier stärker einzutreten, 
und zw~r durch Bereitstellung von Mitleln für die Auf
lockerung, beispielsweise für die Flüssigmachuog des 
V<:rkd1r~. Wk sollten diese Dinge, auch wenn wir sie 
aus der Sicht der Gemeinden vortragen, egal von wel
cher Fraktion. nicht nur einseitig aufzeigen. Das hat 
7.WC'ifello~ der Herr Innenminister gemeint, als er von 
einer vernünftigen Finanzausstattung im Zusammen
hang mit der leider Gottes seit langer Zeit anstehenden 
FitHll17.n•fonn gesprochen hat. Wir hoffen nun endlich. 
d<:tß auf der Bundesebene durch die nunmehr einge
sc.'t7.te Prüfungskommission von neutralen Sac.J.i.verstän
digen das Material herangeschafft wird, um damit zu 
<'rh1.en VPrhflndlungsgesprächen über die Durchführung 
der ÄndPnmg der Finanzverfassung zu kommen. 

I•;in lrrtum s<'.'heint mir hier allerdings vorzuliegen; 
denn ich habe bisher weder gehört noch gelesen, daß 
\'Oll il'g:cndeiner Seite, die ernst genommen werden will, 
im politi,;odien oder wirtschaftlichen Raum jemand ge
;,;a14l hätte, die Millionäre seien dafür notwendig, daß 
Sp«rkapital in genügendem Umfange aufkomme. Ich 
glauhe, das war eine Passage, die eine bessere Tem
lk'ratur nach einer gewissen Seite er2:eugen sollte. 

tAbg. Dr. Kohl: Das war vor Godesbei·g! - Abg. 
König: Das hat Großkopf in Wiesbaden gesagt.) 

- Herr Kollege König! Das paßt in das, was ich vorhin 
als Bemerkung ausführte. 

!Abg. König: Im Landtag hat er das gesagt~) 

Egal, wo Sie es machen oder ich es tue. 

(Ab!!:. Dr. Skopp: Nein, Herr Großkopf hat sie im 
hessischen Landtag gemacht!) 

Nun gut, wir sollten immer das Maß der Beurteilung 
anlegen, das richtig ist. Wenn Sie die Regeltmg zur Un
terstüt7.ung der Gemeinden wegen der Erfüllung ihrer 
Aufg<ib(;n s.eitens des Landes rügen - das ist ja im 
Wahlkampf reichlich geschehen -, so kann man schon 
damit hausieren gehen, daß im Lande Rheinland-Pfalz 
zuviel Töpfchenwirtsd i<tft getrieben wird und daß man 
den Gemeinden mehr in generellen Richtlinien das Geld 
zur freien VerfügbaI"keit überläßt. Ich muß zum hun
dertsten und tausendsten Male - bildlich gesprochen -
wiederholen: Die Eigenmittel der einzelnen Durch-
1>Chnittsgemeinde zum Bau einer Kläranlage plus Kana
lisation ;;;ind nic.:ht in genügendem Umfang vorhanden, 
um auf eigene Kappe mit kleinen Zuschüssen das durch
zuführen. Wenn nun dieser Topf für die Abwasserbe
seitigung des Landes beseitigt wird, würde das bedeu
ten - -

tAbg. Dr. Skopp; Das muß ein großer Topf sein! -
Heiterkeit bei der SPD.) 

- E.s freut. mich, daß jemand dadurch zum Lachen kol]'.l
men konnte. 

(Anhaltende Unruhe bei der SPD. - Abg. Haehser: 
Abwassertopfl - Heiterkeit.) 

Wenn dieser Topf zur Durchführung von Baumaßnah
nwn für Abwasserbcseiti~ng beseitigt würde, dann 
b•~deutete dies. daß rund 3 000 ~meinden von etwas 
untl'.'r.~rhiP<llkher Größe, und zwar gemessen nach dem 
Schlüssel des Finanzausgleiclls, im nächsten Jahr einen 
ganz kleinen Beü·ag bekämen. Sie müßten also diesen 
kleinen Betrag von Jahr zu Jahr zurücklegen, um dann 
ers t nach soundsoviel Jahren beginnen zu können. 

(Abg. König: Das habe ich doch gar nicht gesagt!) 

Töpfchenwirtschaft, Herr Kollege König, besteht darin, 
daß kein grundsätzlicher Rechtsanspruch auf einen gro
ßen Betrag besteht; mag er nun 50, 60 oder 70 Pro4ent 
betragen. 

(Abg. König: Den will irh haben!) 

- Das lehnen Sie ab? 

{Abg. König: Nein, den will ich haben! - Abg. 
Thorwirth: Den Rechtsanspruch!) 

- Den wollen Sie haben! Sie wollen die Richtlinien an
ders haben! 

Meine Damen und Herren, wenn Sie die Richtlinien 
anders haben wollen, dann bedeutet das ja nichts an
deres. Herr Kollege König, Sie haben gesagt, bei der 
einen Art von Maßnahmen müßten 50 Prozent, bei der 
anderen 60 Prozent usw. gegeben werden. Das v11ürde 
bedeuten. daß nicht jede Gemeinde 50 oder 60 Pro4ent 
bekäme, sondern daß überhaupt untc:'rschiedli<'h hohe 
Bei~räge vom Lande gegeben werden müßten. 

w;;:~"h:~b~~ \_:ir d.~n.Il' heute? Das haben wir doch heute 
auch.. 

· (Abg'. Hacliser: Aber keine Rechtsansprüche!} 

- Herr Kollege Haehser, der Herr Kollege König hat in 
einem anderen Zusammenhang nicht mit Unrecht dar
auf hingewiesen, daß eine Durchschnitt~herechnung der 
Schuldenlasten der Gemeinden ein srhiefPS Bild eTgibt, 
weil beispielsweise in der Zahl dieser Gemeinden Lud
wigshafen enthalten ist. Wenn ich also in der Stadt 
Ludwigshafen mit 10 oder 20 Millionen - ich weiß nicht, 
was es kostet - eine Enlwässei·ung durchfühi:en muß, 

(Abg, Dr. Kohl: 45 Millionen!) 

dann muß Ludwigshafen auch einen Rechtsanspl'UCh 
von mindestens 50 Prozent bekommen. Das wollen wir 
nicht. 

Es ist doch so, daß bei jedem Topf Anträge gestellt 
werden müssen, gleichgültig wie die Richtlinien aus
sehen. Ohne · Anträge gibt es nichts. 

(Abg. Dr. Skopp : Das ist etwas für ganz kleine 
Kinder!) 

It.:.\i. meine dies auch nur, um zu untel'srheiden, weil 
Herr Kollege König meinte, die Bürgermeister braucll.
ten nicht mehr herumzulaufen. kh möchte aber fest
stellen, daß die Beamten die Anträge nicht ungerecht 
und auch nicht ·bevorzugt behandeln. Wir sollten uns 
davor hüten, hier etwa rn glauben, daß wir dafür ein
gesetzt sind. über Beamte, die die Unterlagen nachzu
prüfen und pflichtgemäß nach den Richtlinien zu ent
sclJ.eiden W.ben, einseitige Urteile zu fällen. 

Bezüglich der Dispositionsfähigkeit der Gemeinden 
möchte ich folgendes sagen: Ich habe zwar nur mit 
Bürgermeistern kleinerer Gemeinden und mit Amlq
bürgermeistern zu tun. Es gibt zwei, drei kleine Städt
chen in meinem Kreis. Bisher hat noch niemand er
klärt, er könne die vor ibm stehenden Aufgaben besser 
lösen, wenn es ein anderes Syst<>m der Zute!Iung von 
Mitteln in den Richtlinien gäbe. Man kann natürlich 
über jedes System streiten, auch über d as System der 
Verteilung. Wenn hier von Klinkenputzerei und Töpf
chenwirtsl!ha!L gesprochen wird, so ist das etwas, was 
völlig anders verstanden wird, als Sie, Herr Kollege 
König, und Ihre Partei anscheinend selbst meinen. 
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Zu~ammcnfussend möchte ich feststellen, daß wir uns 
alle gemeinsam im Hinblick auf die vor uns liegenden 
Dt•ratungt•n des Etats für 1965 bemühen sollen, das 
rechte Muß für dus Ab- und Zugeben im Etatjahr 1965 
w linden. Daß dies natürlich sehr schwierig und ver
anlwortuni::;voll ist. liegt auf der Hand. Angesichts der 
Eint•ngung dc:-r Finanzdecke auf der einen Seite durch 
dit· ;mgedeutctcn Maßnahmen, die stetig wachsenden 
St.autsaufgubt•n für die Sicherung der wirtscha!tlichen 
Aufstit:.'gsrnöglichkcitcn der Bevölkerung auf der an
d<'l't'll 8eite · ist die CDU-Fraktion bereit und b0sten 
Willt'ns. in sachlichen Diskussionen Beschlüsse mitzu
fus:wn. durth die wir vor unserer Bevölkerung wie vor 
unscl'(?tn t'igenen Gewissen bestehen können. 

<Beifall der CDU.) 

Viz('präsldent Rothley: 

kh t•rtt•ik nunmehr das Wort Herrn Abgeordneten 
Dr. Storch (FDP). 

Abg. Dr. Storch: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kolll'ge König hat zu Beginn seiner Ausführungen an
gekündigt, et• wolle keine zornige Rede halten. 

(Abg. Haehscr: Jawohl!) 

Aber gani. so sanftmütig ist er doch nicht gewesen. 
D<•nnoch habe ich, Herr Kollege König, keine Argu
mer. tt' in Ihrer Rede:- gefunden, die grundsätzliche Ge
gensät:w zur Finanzpolitik für die Zukunft erkennen 
lassen. kh meine, das ist gul so. Denn gerade die Fi
mmzpolilik sollte möglichst von allen Parteien des 
m.iuscs gctnigcn werden. Hier ist wenig Raum für Op
positlons11olitik. Das sollten wir gemeinschaftlich tun. 

Sh~ wissen, mdnc Damen und Herren, daß ich hierher 
gekommen b in, um Ihnen zu sagen: Wir stimmen der 
Finanzpolitik. die der Herr Finanzminister hier vorge
l!·ugcn bot, in vollem Umfange zu. 

(Abg. Haehser: Das war zu erwarten!) 

Es ist gelungen. die Steigerung des Sozialproduktes in 
eine bessern Relation zu den wachsenden Aufgaben 
und Ausgnl.>cn zu bringen. Trotz der Steigerung des 
Bundl'S<tntcils an der Einkommen- und Körperschaft
stcu<.!r, trotz Steuersenkung, trotz der höheren Perso
nal<iufwendungen und der höheren Aufwendungen für 
alle andt,ren Aufgaben ist es gelungen, die Steigerung 

·des Sozialproduktes in eine bessere Relation, ich will 
nicht sagtm, in eine ideale Relation oder in die richtige 
Relation. zu bringen. Die manövrierbare Finanzmasse 
wird seit einigen Jahren konzentriert auf Schwerpunkt
aufgaben des Landes. E.s ist in dieser Debatte bisher 
noch nicht so zum Ausdruck gekommen: Ich glaube, 
wir dür!cn doch mit Genugtuung feststellen, daß diese 
Schwerpunktaufg<ibcn ständig finanziell gestiegen sind 
und daß auch 1965 im Haushalt weitere Steigerungen 
vorgesehl'n sind. Das bedeutet, Herr Kollege König, 
keine Kapitulation vor den Schwerpunktaufgaben, 
wenn wir sehen, wie bei fast allen Aufgaben wesent
liche Steigerungen im neuen Haushalt vorgesehen sind. 
Ich will Ihnen einige wenige Zahlen nennen, da es 
bil;IH'r in dieser Form noch nicht geschehen ist: · 

Universität und sonstige Förderung von Wissenschaft 
und Forschung: 

Im Jahre 1959, also vor fünf Jahren. haben wir für 
diesen Schwerpunkt 33 Millionen DM ausgegeben, im 
Entwurf für 1965 stehen 150 Millionen DM. 

Beim Schulbau: 1959 67 Millionen DM. 1965 126 Millio
nen DM. Straßen- und Brückenbau: 1959 62,4 Millio
nen DM, 1965 178,2 Millionen DM. 

Und wenn ich die Vergleiche mit den Zahlen von 1964, 
also mit dem laufenden Jahr, ziehe, dann sehen Sie bei 
allen Schwerpunktaufgaben, auch bei denen, die ich 
jetzt unerwähnt gelassen habe. erhebliche Steigenm
gen. 

(Ahg. Schmidt: Herr Kollege Dr. Storch, der Herr 
Kultusminister beobachtet sorgfältig Ihr Zahlen

werk!) 

Lassen Sie mich noch den Krankenhausbau erwähnen: 
1959 4 Millionen DM, heute und im nächsten Jahr 25 
Millionen DM. 

Bei der Wasserwirtschaft, über die sicher in der künf
tigen Debatte noch viel zu diskutieren sein wird, 10,5 
Millionen DM 1959 und 1965 67.3 Millionen DM. 

Ich glaube, das sind Zahlen, die sieb sehen lassen kön
nen. Und es wäre sicherlich !alsch, wenn man hier von 
einer Kapitulation sprechen wollte. Im Gegenteil! Wir 
dürfen mit Genugtuung feststellen, daß alle Schwer
punktaufgaben wesentlich in der fitrnnziellen Ausstat~ 
tung gewachsen sind. 

Natürlich möchten wir uns alle noch wL'itere Steige
rungen wünschen und bei jeder Schwcrpt1nktauf!.!Ube 
noc~ m~hr finanzielle !v!ittel cingcscb~t \Visst\n. \Vir 
leben nun einmal in einer Zeit, in der alles möglichst 
a u{ einmal sofort hier und heut~ erledigt werden soll. 
Natürlich möchten wir besonders bei kulturellen Auf
gaben mehr Mittel eingesetzt wis:;en. Denn wir haben 
in der Tat einen Rückstand im modernen Schulbau. 
wobei die Betonung auf „modern" liegt, einen Rückstand, 
der möglichst schnell aufgeholt werden sollte, wenn 
die Bildungsmöglichkeiten, besonders füt• unsere Kin
der auf dem Lande, nicht noch weiter nachhinken sol
len. Ich darf später noch einmal auf dieses Prolikm 
zurückkommen. 

Aber wir können auch nicht als Land Rheinland-Pfalz 
allein aus der Reihe der übrigen Bundesländer tcmcn. 
Ich erinnere an den Appell des Bundeskanzlers. die 
Zuwachssteigerung von 6 Prozent nicht :w überschrei
ten. Daran müssen wir uns halten. Denn wir sind 
schließlich ein nehmendes Land im Kranz der Bundes
länder. Und unser Finanzminister hätte sicherlich bei 
seinen Kollegen von den anderen Bundesländern er
hebliche Schwierigkeiten, wenn Rheinland-Pfalz diese 
normale Steigerungsrate von 6 Prozent erheblich über
schreiten würde. 

Aber wenn ich sage, wir wollen gerne mehr Mittel in 
die Schwerpunktaufgaben stecken, dann lassen Sie uns 
einmal prüfen, auf welche Weise vielleicht eine wei
tere Verbesserung der Einnahmen und damit auch der 
Ausgaben möglich wäre. Denn jede Ausgabenverbes
serung setzt ja voraus, daß wir irgendwo die Einnah
men anheben können. Der erste finanzpolitisch natür
lich richtige Gedanke bei diesen Oberlegungen richtet 
sich auf den ordentlichen Haushaltsplan. Der Finanz
minister sagt: Die Einnahmeschätzung ist bis an die 
Grenze des Möglichen hinaufgeschraubl. Nun kann 
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vielleicht der eine oder andere einwenden, die Prog
nosen des Ministers seien schon gelegentlich von det' 
Entwkklung korrigiert worden. Das ist sicherlich er
fri:u l ich. kh glaube auch. der Herr Finanzminister 
hätte nichts lieber als das. Aber ich darf auch darauf 
hinweisen, daß seine Warnungen tm Jahre 1963 un
beachtet geblieben sind. Denn damals hat er bei den 
Haushaltsberatungen gewarnt vor einem Defizit. Die 
Ausgaben wurden an.E(ehobcn, und am Ende hatten 
wir im .fahre 1963 ein Dcfi7:it, das wir nun abdecken 
müssen und das unseren Spielraum heute einengt. Man 
muß d!.'m Finam.minister au.eh glauben, daß' bei den 
Einnahrnesd1ätzungcn die schwa<.:h~ Seite beim Län
derfinanzausgleich liegt. Diese Schätwng ist sehr opti
mistisch und damit vielleicht. problematisch. Denn das 
Bundesfinanzministerium schätzt weniger. Wir können 
es uns k~·ineswegs ll;'isten. hier über die Ansätze, die 
di(~ Landesregierung gebracht hat, hinauszugehen. W'ir 
liegen bei den Steuerschätzungen bereits um 3,2 Pro
·mnt üb«"r dem Bundesdurchschnitt. Icti. glaube, damit 
ist klar, daß im Ordentlichen Haushalt praktisch nicht 
ml'hr manipuliert werden kann. Wenn die Steuerein
m1hnwn im .Jahre 1965 steigen, dann können wir sicher
l1eh i<o vl"rfahren wie in diesem Jahr, daß wir die Ein
ne<hmen in einem Nachtragshaushalt bearbeiten und die 
gt>wach~enen fünnahmen auf alle Schwerpunkte neu 
vertPil<'n. Aber es wäre leichtsinnig, heute über das 
Maß dE>ssen hinauszugehen, was die Landesregierung in 
ihrem Etatvoranschlag angeführt hat. 

\V!'nn df>r Finam:minister - das ist ein wichtiger Ge
dnnke, der hinro kommt - die Einnahmen zur Zeit 
als nicht höher schätzbar be7.eichnet, dann kann das 
Parlamenl - in Rheinland-Pfalz ist das so ~ sie nicht 
ohne sE>ine und der Landesregierung Zustimmung er~ 
höhen. Wir haben in der Tat ja. in Rheinland-Pfalz 
- d<is ist ganz ungewöhnlich, in keinem anderen Bun
desland ist das so - eine Beschränkung des parlamen
tarischen Budgetrechtes in der Verfassung im At
tik('f 118, der lautet : 

Der Landtag kann Ausgaben, die über den Voran
schlag der Regierung oder den fes tgesteUten Haus
haltsplan hinausgehen, nur beschließen, wenn Dek
kung gewährleistet ist.· Der Beschluß bedarf der 
Zustimmung der Landesregierung. 

Diese Beschränkung des Budgetrechtes, die in unserer 
Verfossung steht, müssen wir beachten. Und wenn wir 
die Wort(' dPs Fim~m;ministers in der Etatr<.>de ernst 
nehmen, dann wird es also nicht möglidl sein, weitere 
Ausg.ilwn über den Ordentlichen Haushalt einzusetzen. 
Und damit. meine Damen und Herren, entfällt auch 
gleich schon für viele Schwerpunktaufgaben die Mög
lichkeit einer Verbesserung. Denn nehmen wir zum 
Beispiel den Schulbau. Da sind Zuschüsse erforderlich. 
Und rlil'Se Zuschüsse können ja nicht aus dem Außer
ordentlichen Haushalt kommen, sie können nur aus 
dem Ordentlichen Haushalt genommen werden. Also 
i~1 eint> Verbes~erung der Schulbaudotation auf diesem 
Wc:ge offensichtlkh nicht möglich. 

Nun. die zweite Möglichkeit, über die wir reden mils
i;en, ist die Ausdehnung des außerordentlichen Haus
haltsplanes. Da hätte der Landtag in der Tat noch eine 
manipulierbare Freiheit eben stärker in die Verschul
dung zu gehen. Aber hier muß ich feststellen, daß die 
LandesrcJ!ienmg für 1955 bereits einen Außerordent
lichen Haushalt vorlegt, der um 21,5 Prozent über dem 
die;;jähril!en Haushalt Hegt, also weit, weit über jenen 
~echs Prozent, die ich zu Anfang zitieren konnte. Wir 
I<'r<.>ien Demokraten sind der Ansicht, daß es auch hie1· 

leichtsinnig wäre, über eine solche Ausdehnung von 
21,5 P1·o:i:tmt hinauszugehen. Ein Land wie Rheinland
Pfalz kann nicht mit mehr Mitteln als etwa 180 Millio
nen DM jährlich an den Kapitalmarkt gehen, um sich 
zu verschulden, ganz abgesehen davon, daß die Bun
desbank wahrscheinlich eine höhere Schuldenau(nahme 
nicht dulden würde. 

(Abg. Dr. Kohl: Woher wissen Sie das?) 

Und lassen Sie mich den trivialen Satz anfügen, daß 
jede Verschuldung ja auch Tilgung und Verzinsung 
nach sich zieh~ und daß Tilgung und Verzinsung den 
Spielraum des Ordentlichen Haushaltes für die Zu
kunft verengen, wenn wir zu stark in die Versdi.ul
dung einsteigen. Die Fl'age nach der Preis- uud Wäh
rungsstabilität ist ebenfalls gestellt, sie ist sogar die 
vorrangige Frage, mit der wir uns beschäftigen müs
sen, wenn wir über dieses Problem diskutieren. Wir 
wollen uns natürlich nicht einbilden, daß bereits die 
Währung gefährdet wäre, wenn Rheinland-Pfalz seine 
Verschuldung um einige Millionen ausdehnen würde. 
Aber, wir wollen doch sagen, wenn alle Bundesländer 
so dächten, dann würden wir eben nicht zu einem Er
folg kommen, 

CAbg. Fuchs:. Nm;d.rhein-Westfalcn hat es eben 
nicht nötigl) 

und dann würden wir vielleicht alle g.emeinsam dar.u 
beitragen, daß die Währungsst.abilität in Gefahr gerät. 

(Abg. König: Es ieh!en ja 260 Millionen!) 

Jede weitere Vergrößerung des Außerord<'ntlichen 
Haushaltes bedeutet, <laß wir uns auf den K-apital
markt begeben mü.;;~en. Wir stehen auf dem Stand
punkt, daß das Land Rheinland-Pfalz seine unrentier
lichen Schulden klein halten und mögl'ic:hst nicht über 
den Normalsatz von 15 Prozent, der allgemein ja 
Gl'undsiatz für die Gestaltung des A:ußerordentlichen 
Haushaltes ist, hinausgehen sollte. 

Nun, meine Damen und Herren, Dynam.ik ist eine 
schöne Sache, und niemand freut sich me?hr als wir, 
wenn der kulturelle Fortschritt nur so FunkP.n sprüht. 

(Abg. Dr. Kohl: Geben Sie acht, daß die Luft 
nicht 'musgehtl - Heiterkeit bei der CDU.) 

Abel', sobald clie Probleme zu Finanzfragen werden, 
hat >der nikhLetue Sachvt:n;Land zu entscheiden 

(Abg. Dr. Kohl: Sehr gutl) 

unli darüber zu befinden, wie wdt man sich ohne Ri
„. lßlq~ yq,i;~i::i;i, ,darf. lrh gt;be meinei· GeniugLuung da
.· rübe.r A'USd.ruck, daß heute sämt1iche Fraktionen des 

Land.tags erkiannt h.aben, weld1t: Gefahren in einer 
Kultudrrise Hegen würden, wenn nicht unverzüglich 
Schritte unternommen würden, gie systematisch zu 
bannen. Aber - meine Damen und HerrPn. lassen Sie 
mich mit Nachdruclt sagen -, es wäre auch falsch, den 
Teufel der Kulturkrise mit dem Beelzebub der Finanz
krise a·uszutreil:wn. Die kulturellen Notwendigkeiten 
und <iie finanziellen Möglichkeiten mü.ssen in ein aus
gewogenes Verhältnis zue.inan<ler gebracht werden. 
Meine Fraktion j.st sich völlig d:arüber im klaren, daß 
bi:> 1970 etwa 800 Mll1ionen, vielleicht so~ar bis zu 
1 Milliarde DM, für den Schulbau au!gebra..:ht werden 
müssen. Wir möchten aber l>ei aller Bejahung der kul
turpolitischen Notwendigkeit die finanzielle Sicherheit 
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nicht ausgeschlossen wissen. Wir möchten keinen 
Sprung ins Dunkel tun, von derp niemand weiß, wo
hin er führt, und wir möchten der Tatsache Rechnung 
getragen sehen, daß uns finanzielle Grenzen g~ogen 
sind. Wir sind gleichzeitig bestrebt, uni>ere Möglichke~
tcn bi~ zum äußersten .auszuschöpfen, soweit es sich 
um echte Möglichkeiten und nicht um Wunschträme 
handelt. 

Nun, ich sagte, wir wollen noch über den Schulbau 
und übet· die schulpolitische Konzeption etwas anmer
ken. Meine Damen und Herren! Wir Freien Demokra
ten stehen auf dem Standpunkt, wir sollten heute beim 
Schulbau nicht ~o vorgehen, daß wir uns in fünf oder 
in zehn J·ah!'en noc..timals vorwerfen lassen müssen 
oder un..~ selber vorwer!en müssen, w~eder die fal
schen Schulen gebaut zu haben. Wir sollten, wenn wir 
jetzt von Schulreform auf dem Gebiete des Volksschul
wesens reden, so weit vorwärtssclit'eiten, daß unsere 
Maßnahmen auch noch in zehn und zwanzig Jahren 
Bcst<md twben. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Wir sind nicht der Meinung, daß hier schon völlige 
Klarheit über die Volksschulkonzeption im Lande be
steht. Wir sind noch nicht zufrieden mit dem, was wir 
bisher erreicht haben. Das kann nur ein erster Schritt 
auf diesem Gebiete sein. Wenn Sie sich draußen im 
Lande umsehen, werden Sie feststellen, daß sich sehr 
viele verantwortLiche Leute noch nicht umgestellt und 
noch nicht den neuen Zug der Kulturpolitik und der 
Schulpolitik begriffen haben. Es fehlt noch an einer 
klaren Konzeption der Schulorgan isation. Und wenn 
in der Vergangenheit Fehler gemacht worden sind, 
dann brauchen sie in der Zukunft, insbesondere beim 
Bau der Voik:sschulen, nicht wiederhoit zu werden. 

Wir wollen zuerst die Schulen bauen - ich glaube, das 
ist richtig, und das findet auch Ihre Unterstützung -, 
die uns in der Strukturverbesset·ung des Volksschiul
wcscns vorwärt-'ibringen. Dahin sollen die öffentlichen 
Mittel fließen. Und der Herr Finanzminister hat völlig 
recht, wenn er immer wieder betont, daß jetzt in die
ser Situation kein Geld für einklassige Schulen aus
gegeben werden soll. 

{Abg. Dr. Kohl: Gestatten Sie eine Zwischenfrage, 
Herr Kollege Storch?) 

- Ja, natürlich! 

(Abg. Dr. Kohl: Sind Sie nicht auch der Auffas
sung, daß nach der Verfassung jedes Kind dieses 
Landes Anspruch auf bestmögliche Bildung hat? 
Und wenn nach dem geltenden Volksschulrecht 
diese bcstmöglichje Bildung nur an einer ein
klassigen Schule zu vermitteln ist, sind Sie dann 
-der Meinung, daß diese .:.c:nu1e nichi. gefördert 

wenden soll?) 

- Natürl~ch! Die bestmögliche Bildung streben ja auch 
wir an. Nur, in welcher Konzeption, darüber bestehen 
o!!ensichtlich noch Meinungsverschiedenheiten, Herr 
Kollege Kohl. 

(Abg. Dr. Kohl ; Ich habe eine konkrete Frage 
gestellt!) 

Und Lassen Sie mich ganz klar sagen: Wenn wir heute 
boi dieser Reform, mit der wir uns beschäftigen, die 
Konfcssionalisierung des Volksschiulwesens übertreiben 
dann gera ten wir von neuem in eine Sackga sse, wa~ 

uns .in fünf oder zehn Jahren wieder neue Vorwürfe 
einbringen wlrd. Wir mils5en mit den Überlegungen 
zur Schulreform aus der ideologischen Auseinander
setzung heraus! Das ist das, was wir dazu zu sagen 
haben. 

{Beifall bei der FDP und SPD.) 

Wir meinen, das ist noch nicht soweit. Wir sind noch 
nicht aus der ideologischen Auseinandersetzung hl'raus. 
Und darum wollen wir hier lieber noch etwas kurz
treten und abwarten, daß sich diese Entwicklung von 
selbst vollzieht und wir eben nicht wieder in einigen 
Jahren die gleichen Vorwürfe hören und machen müs
sen. 

Meine Damen und Herren! kh sprach vom Schulbau 
und sagte, daß in den nächsten zuhn Jahren oder bis 
1970 hier rund l Milliarde DM ausgegeben werden 
müsse. Im Straßenbau wird allein für den Neubau 
mindestens eine halbe Milliarde DM notwend·ig sein, 
die in möglichst kurzer Zeit aufzuwenden sein wird. 
Im Krank.enhauswesen spricht man von oincm Zehn
jahresplan, der auch rund 1 Milliarde DM erfordern 
\V'ird, in der Wasserwirtschaft von einem 15-J'.lhres
Programm über 2 Milliarden DM. Un<l wenn wir den 
Schwerpunkt des Universität.sbäues nehmen, so wer
den da in zehn Jahren über 300 Millionen DM notwen
dig sein. Das alles zusammen ergibt allein für die 
Mehrjahrespläne cine Summe von 3 8 Milliarden DM 
die iillllerhalb der nächsten, spätesten'.s zehn bzw. fünf~ 
zehn Jahre in Rheinland-Pfalz Cür diese vier oder 
fünf Schwerpunktaufgaben, die ich genannt habe, auf
gebracht werden müssen. 

Dabei sind alle anderen Aufgaben, die wir nicht jn 
Mehrjahresplänen erfassen wollen und erfassen kön
nen, noch .gar nicht erwähnt. Lassen Sie mich nur noch 
einmal die Wirtschaftsförderung nennen. Wir haben 
gerade jetzt eine außerordentlich günstige ZeH für 
Wirtschaftsförderong. Wir haben sehr viele ansied
lungswillige Firmen, aber wir könnten hler noch we
sentlich mehr Mittel gebrauchen, um diese Wirtschafts
förderung - Industrieansiedlung - weiter zu begünsti
gen. 

Ein Wort zur Besoldungsneuordnung: Wir begrüßen 
den Regierungsentwurf, wenn er auch wieder weitere 
25 Millionen DM mehr kostet; aber das muß im Inter
esse einer Besoldungsgerechtigkeit verkraftet werden. 
Wir begrüßen die Neueinstufung der Volksschullehrer; 
ein alter Wunsch der Freien Demokraten. Wir begrüßen 
die Änderungen des Stellenkegels, und wir finden es 
vollkommen gerecht, daß besonders bei den Philologen 
und ganz allgemein mehr Beförderungsstellen im Stel
lenplan enthalten sind. Wir sind davon überzeugt, daß 
sich die Neueinstufung der Volksschullehrer auch auf 
andere Beamtenkategorien auswirken wird. 

Ein Wort zu den Gemeindefinanzen: Herr König hat 
gemeint - ich sage es mit meinen Worten -, die Kom
munen sind so etwas die Stiefkinder der Finanzpolitik. 
Ich glaube, das kann man in dieser Form nicht sagen, 

(Abg. Haehser: Na, na ! - Bewegung bei der SPD.) 

wenn Sie sich die Steigerungsbcträge ansehen. Es sind 
gewaltige Leistungen, die das Land aufgebracht hat. 
1959 gaben wir 99,2 Millionen DM außer den in den 
übrigen Schwerpunktaufgaben enthaltenen Beträgen 
für die Gemeinden aus; für 1965 - also !ün! Jahre spä
ter - ist ein Betrag von 279,5 Millionen DM vorgesehen r 
Das sind doch Beträge, an denen man nicht achtlos vor-



1074 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

cnr. ötotch) 

iibl·t·r,dr„n kann, und •fa kann man nicht i;agen: Hier ist 
ni<'h 1 s geleistet worden! 

IAbg. Mun7.inger: Die Mittel w'utden doch ln den 
G(!meinden verwirtschaftet!) 

J\'a lürlirh darf man, wenn man die Gemeindeftnam:en 
bl'ln~('ht!'t. nicht nur die Schuldenerhöhung sehen. son
dr•rn rn«n muß auch die Einnahmesteigerungen beob
Cll'hten. Ich glaube, daß in vielen Gemeinden doch noch 
Pin erhr·blicher Spielraum für Neuinvestitionen ver
hl~ibt. 

Der Finän7.minister hat sich eingehend mit den Schwie
rigkeiten beschäftigt, den Gemeinden neue Steuer
quellen zuzuweisen. In diesem r'alle geht es weniger 
<larum. ihnen neue Mittel zuzuführen, sondern vielmehr 
will man ihnen mehr Eigenverantwortlichkeit für die 
Höhe ihl't:'l' Au!wendungen zukommen lassen. An den 
vnn ihm f'rWi:ihntPn BcispfeLen haben wir gesehen, daß 
mit 0P1· 7.uwendung von Steuern einer bestimmten Art 
kc>in ~;v~tem einer gerechten Verteilung geschaffen 
w••r<\0n kann. Ohne einen zusätzlichen interkommuna
len Finanzaus,gfeich, meine Herren, können die Ein
ldin ftP nicht. dort hinfließen, wo sie am dringendsten 
b•·ni"il.igt. w<'rden. Da kann man überlegen, wie man 
will: dfl kann man sich die Steuern heraussuchen. die 
111<111 will: ohne einen interkommunalen Finanzausgleich, 
rlPl' noch Pinmal eine Verteilung unter den Gemeinden 
b1'in~t, l!ibt es kein gercchh:s Rclonnsystem. Die FDP 
hat imnwr wieder darauf hingev.riesen, daß eine Reform 
dt>r Cft'nwin<\Pflnanzen diesen Namen nur dann verdient, 
wenn <'1' gelingt, die Finanzautonomie der Gemeinden 
1wd1 w••sPntlich zu vergrößern. Man kann jetzt nur hof
f1·n. d<iß die vom Finanzminister erwähnt~ und hier 
HLl<'h sd10n mehrmals besprochene Expertenkommission 
i11 der Lage sein ·wird, den Stein der Weisen zu finden. 

1".in Wnrt 7.Um Wohnungsba u: Wir haben uns oft an 
dk~wr Stelle darüber untei·halten, daß es sozial wirk
samc·1· wäre. anstatt der Miethäuser Ein- und Zweifami
liPnhiluser zu bauen. In der Statistik des sozialen Woh
nu nghauPs läl.lt Rheinland-Pfalz erfreulicherweise diese 
iarundsät;:liche Einstellung stärker erkennen als manche 
a1idt>rt>n Bundesländer. Dennoch - das müssen wir 
sagt'n - dies gilt insbesondere für die Städte: Angesichts 
der rapide zunehmenden Bodenverknappung und der 
<•1·h•·hlit:"hPTI Steigerung der Bodenpreise wird man 
aJlerdings gut konstruierte Hoc;hhäuser für den Woh
nungsbau da, wo sie hinpassen und hingehören, nicht 
ablehnen können, sofern sie genügend Abstand unter
cinandPr h<tbcn, sofern entsprechende Grünflächen vor
hiinden sind usw. Aber ich glaube, wir müssen uns alle 
darnuf einigen, daß Hochhäuser in städtischen Gebieten 
nicht für den sozialen Wohnungsbau abgelehnt werden 
können. sondern daß auch diese Baumaßnahmen för
derungswürdig sind. Bei dem steigenden Wohlstand der 
Bevölkerung wird es auch notwendig sein, die geför
derten Wohnungen familiengerechter zu gestalten, also 
nwhr .Rtif'ksimt ::1uf kinderreiche Familien zu nehmen, 
ind~m man Wohnungen mit sechs und mehr Wohn
räumen fördert, mehr Demonstrativ-Programme im 
Ha1.un vcm Cndustrieballungen errichtet, Spätheimkeh-
1'<'1". Schwerbeschädigte, Verfolgte und Flüchtlinge be
vnrf\uKt und dit> Darlehenssätze in Anpassung an die 
i;!C'l' f iPgenf'n Baupreise erhöht. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusammen
fa~:;en : Rheinland-Pfalz gehört nicht zu den wohl
habf'ncil'n Ländern. kh glaube, wir dürfen ehrlich zu
~l'l>0n. d<iß wir für manc;he Aufgaben - jeder von uns in 
diP~f'lll Hause - i;(erne noch mehr Mittel verfügbar hät
tE'H. Aber wir leben auch in einem Bundesstaat, und 

Rheinland-Pfalz ist ein Gliedstaat dieses Bundesstaates. 
Die Gerechtigkeit verlangt, daß alle Bürger, die in die
sem Bundesstaat wohnen , die gleichen Möglichkeiten u nd 
Chancen haben, daß der Bürger in Stromberg nicht 
schlechter gestellt ist als der in Gumnie r:<l:>ach und der 
Einwohner von Trier nkht schleC'11tP1' ali: der in Wanne
Eickel. Darum glaube ich, ist hier die Stelle, einmal an 
den Finanzminister ein Wort des Dankes dafür zu rich
ten, daJ3 er sich immer wieder in der Finanzminister
konferenz im Kranz der übrigen Bundesländet· darum 
bemüht hat, für Rheinland-Pfalz besondere Zuwendun
gen zu er.reichen, daß er sich immer wieder darum 
bemüht hat, den horizontalc>n Finan·1.11t1><~lf>ich unte r 
den Bundesstaaten in ein positives Verhältnis zu brin
gen und für Rheinland-Pfalz dabei etwas zu erreichen. 
kh glaube, daß hier künftig noch mehr getan werden 
kann - auch von den anderen Bundesländern -, daß 
Rheinland-Pfalz noch stärker als bü;l1er im Rahmen 
des horizontalen Länderfinanzausgleichs berücksichtigt 
wird. 

Das, meine Damen und Herren, was ich bisher als 
Stellungnahme der Fraktion der Freien Demokraten 
ausgeführt hctbe, bedeutet die volle Unterstützung der 
Politik des Finanzministers. Die FDP-Fraktion steht in 
vollem Umfange hinter der Politik des Finanzministers. 
Nun wird man uns vielleicht sagen, dann könnten wir 
ja gleich den Haushalt hier besci1ließen; dann ln·au1.:h
ten wir gar nicht mehr in die Einzelberatung einzu
treten! Nein, meine Damen und Herren, diese grund
sätzliche Zustimmung bedeutet nicht das Ende der 
Debatte; denn es is t das vornehmste Recht des Pal'la
ments, den Etat zu gestalten, in unserem Falle also zu 
prüfen, ob die Verteilung der vorhandenen Mittel, v:ie 
sie von der Landesregierung und vom Finanzminister 
vorgenommen worden ist, den politischen Vorstellungen 
der parlamentarischen Mehrheit oder des Parlaments 
entspricht. Da die Landesregierung vom Vertrauen der 
Mehl'l1eil des Parlaments getragen ist, bin id1 davon 
überzeugt, daß sich auch am Ende - nach der Einzel
beratung - eine Mehrheit findet. die dem Etatvoran
schlag der Landesregierung ihre Zustimmung gebt!n 
wird. 

Wenn wir keine Frisierkünste anwenden wollen, wenn 
Wahrheit und ~arheit bei der Etatgestaltung Pa le 
sle!l~ . :>?!:!:~~ ~nn können wir in den Einzelberatun
gen - lassen Sie mich das mil Nachdruck sagen - keine 
wesentlichen Vef.änderun~en vornehmen. Wenn höhere 
SteJ'.erelnn~nmci;j.. lin' nächsten Jahr kommen, sind wir 
gern bereit, diese in einem Nachtragshaushalt auf die 
Scliwed>üri.1Cfuuigaben zu verteilen. Aber h eute dürfen 
wb;„.wew:i, wir ni,cht leichtsinnig sein wollen, kaum über 
den ''E'tatv6rarischlag der Landesregierung hlnau~gehen. 

Mlt · d'.fosen · Gruftdsätzen, meine Damen und Herren, 
gclle.u w.ir: Frci~n Demokraten an die Einzelberatung 
des Haushalts. 

(Beifall der FDP.) 

Vizepräsident Rothle y: 

Ich erteile das Wort dem Herrn Finanzminister. 

F.iwl.nzmlnlster Glaho: 

Herr Präsident[ Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Ich darf zunächst meinen Dank an die Sprecher 
der drei Fraktionen zum Ausdruck bringen für die 
gründliche Prüfung meiner Darlegungen bei der Ein-
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bringung des Haushalts. Sie haben eigentlich dem 
Grundsat;r. nuch zugestimmt, wenn auch mit verschie
denen Einschränkungen und Vorbehalten, und das muß 
c>in Finanzminister hinnehmen können. Ich hoffe, daß 
die heutige Einstellung auch bei den Beratungen im 
H<iushalts- und Finanzausschuß zum Ausdruck kommt. 

Meine Damen und Herren! Es sind eine Reihe von 
Hinweisen gegeben worden, für die ich - wie gesagt -
sehr dankbar bin. 

Der Herr Kollege König hat von Ideen gesprochen; 
man müsse Ideen haben. Ganz gewiß, Herr Kollege 
König, h<lben Sie damit recht; aber man kann nur 
dunn immer wieder neue Ideen entwickeln, wenn man 
sie in die Tat umsetzen kann. Wir haben - so möchte 
irh mcinPn - in den vergangenen Jahren in dieser Hin
sicht getan, wu.s wir tun konnten. Ich darf darauf hin
weisen, Herr Kollege König, daß wir die Politik der 
Schweri)lmktaurgaben in den vergangenen fünf Jahren 
eingeführt haben, und daß wir diese Schwerpunktpoli
tik doch in einer sehr - um auch wieder den Ausdruck 
w gl!l:irau(!hcn - dynamischen Weise in den letzten 
Jahren weiterentwickelt haben. Und wenn in diesem 
Zusammenhang die Frage der langfristigen Investi
famsplüne aufgekommen ist, wenn dabei auch das Wort 
von der Programmierung fiel - ich darf auch das :rnf
grcifcn -, dann, meine Damen und Herren, wissen Sie, 
daß ich in meiner Haushaltsrede diese Frage schon zur 
Di~kussion gestellt habe, daß ich dafür eingetreten bin, 
aber auch klnr feststellen mußte, daß die Finanzierung 
nicht ohne weiteres auf eine so lange Sicht vorgenom
men werden kann. Gegen die Aufstellung von Bedai:fs
plüncn halle ich zu keiner Zeit Einwendungen erhoben. 
Denk(!n Sie an den Schulhausbau, an den Kranken
huusbuu, denken Sie an die Piäne für die Wasserwirt
schaft, die ich hier vorgetragen habe. Das alles sind 
doeh l<mgfristige Pläne, die nun nach den finanziellen 
Möglichkeiten erfüllt werden sollen. 

Ich habe auch in meiner Haushaltsrede klar unter
schiC'dcn zwischen den Investitions- und Verwaltungs
a11fgnbcri und darauf hingewiesen, daß diese Trennung 
natül'lich möglich, ja notwendig ist. Sie haben in die
sem Zusammenhang, Herr Kollege König, auf dieses 
Buc:h dl's Beamtenbundes hingewiesen. Wir haben das 
bei uns im Finanzministerium sehr sorgfältig studiert. 
Es ist auch bei meiner Etatrede beachtet worden. Es 
ist also nicht so, daß wir diese Dinge außer acht gelas
sen hätten. 

Und nun die Frage, die immer wieder bei der Dl"batte 
im Landtag auftaucht: die Frage des horizontalen Fi
nan~ausglcichs. Herr Dr. Storch hat vorhin schon dar
nuf hingewiesen. Meine sehr verehrten Damen und 
Hcrn•n ! Sk wissen alle, daß ich mich als Fiwmzmini
~tcr dieses Londcs bis zuletzt gcv.tchrt habe gegen die 
t.:rhöhung des Bundesanteils bei der Einkommen- und 
Köqwrschartsteuer. Es war nicht überall so gewesen. 
Daß dieser Widerstand, der von einigen Ländern kam; 
schließlich dazu geführt hat, daß wir keine 41 Prozent 
zalJkn mußten, auch keine 40, sondern nur 39 Pro1,ent, 
- glaube ich - wird in der Zwischenzeit anerkannt 
worden sein. 

kJ} habe auch in der Frage des Steueränderungsgeset
zes dort, wo ich die Möglichkeit des Wirkens habe, 
mich für die Interessen des Landes Rheinland-Pfalz 
eingesetzt. Ich bedauere, daß die Entwicklung trotzdem 
und~l's gelaufen ist. Heute muß man damit rechnen, 
daß zu den 3,4 Milliarden, die das Steueränderungsge-

selz weniger bringt, vermutlich noch 1 Millinrde hin
:r.ukommt, was für das Land Rheinland-Pfalz weiterhin 
eine Verkün.ung seiner Einnahmen einschließlich des 
Länderfinanzausgleichs um etwa 36 Millionen ausmacht. 
Sie wissen, daß weitere Anträge vorliegen, insgesamt 
uuf ~·twa 2,6 Milliarden. Auch wenn ich annehme, daß 
es nicht zu diesen 2,6 Milliarden kommt und daß auch 
nicht alles im Jahre 1965 auf uns zukommt, wird Pber 
die genannte l Milliarde drin sein. Aus dieser 1 Mil
liarde errechnen sich die eben von mir genannten 36 
Millionen. 

Sie dürfen versichert sein, daß ich mich in diesem Zu
sammanhang auch dafür einsetze, daß der Li:indcr
!inanzausgleich fü1· das Land Rheinland-Pfalz zu sei
nen Gunsten verändert wird. Ich glaube>. ich kann 
Ihnen heute schon sagen, daß ich einen Gt:'~!'!Zf~ntwurf 
erwarte, in dem auch für das Land Rhcinland-Pf<llz 
eine wesentliche Verbesserung angestrebt bzw. wahr
scheinlich verwirklicht wird. 

Meine Damen und Herren! Weite!' ist dil' Frage der 
Finanzausstattung der Gemeinden wieder angeschnit
ten worden. Das ist alle Jahre der Fall. Sie Herr Kol
lege König, haben Anstoß daran genommen, daß ich 
eine Querschnittsberechnuug der 15 vom Landesrech
nungshof untersuchten Städte vorgcnornmPn habe. 
Wenn man ganz allgemein die finam:ielle Lage der 
Gemeinden feststellen will, dann muß man natürlich 
einen solchen Querschnitt vornehmen und von ihm 
ausgehen, \Venn man sich ein Bild über die Lage 
machen will. Herr Kollege König, wenn Sie dabei be
merken, daß der Landesrechnungshor eigentlich den 
Finanzstatus der einzelnen Gemeinde festge;;telH hat. 
dann muß ich Ihnen dazu sagen - Sie haben Trier ge-
nannt, Sie haben Zwcibrüi.:kcn genannt - : \Xlcnn Sie 
die Finanzzuweisungen, welche die Stadt Trier mit 
Rücksicht auf ihren Finanzstatus in den letzh'n Jahren 
erhalten hat, übcr,;chauen, dann werden Sie feststellen, 
daß sie sehr gut dabei gefahren i~t. Dio Stadt Zwei
brücken ist ebenfalls sehr gut dabei gefahren im Ver
gleich zu gleich großen Städten. 

(Abg. Beckenbach: Das besagt aber nicht. daß es 
genug ist, Herr Minister!) 

- Aber, aber, Herr Kollege Beckenbach, das durfte 
eigentlich nicht kommen! 

(Lachen bei der SPD.) 

Es ist nicht ganz uninteressant, wenn Sie, Herr Kol
lege König, diese Zuwendungen mit Städten gleicher 
Größe vergleichen. Auch wenn man die Zahlen von 
Speyer mit denen von Zweibrücken vergleicht, dann ist 
keineswegs zu verkennen, Herr Kollege Munzinger, 

(Abg. Munzinger: Aber auch nach dem Steuer
aufkommen) 

daß selbstverständlich für die Städte verschiedene Ver
hältnisse vorliegen. Diesen Verhältnissen ist aber Rech
nung getragen worden in den vergangenen Jahren. 

(Abg. Dr. Kohl: Deswegen hat auch der Herr 
Kollege Munzinger so gut abgeschnitten bei der 

Wahl!) 

- Das ist eine Sache, die ihn selber betrifft. 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Munzinger: Einen 
anderen a uch!) 
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- Allerdings, Herr Kollege Munzfr1ger, noch einen an
dcrt'n. 

(He iterkeit im Hause.) 

W1mn z.wc-i sich streiten, lacht der Dritte; und das hat 
sich in Z-.11eibrücken audl so ergeben. Aber es ist nicht 
meiue Aufgabe, heute lokale kommunalpolitische Aus
einandi>r~etzungen in meine Betrachtung mit einzu-
1J,·1.id\L·11. 

IZurur von der SPD: Ein Strohhalm!) 

- Ein Strohhalm, ja! 

IHl'iterk•~it im Hause.) 

Mnn k1rnn an mandlen Strohhalmen hochklettern. Es 
i;ind abC'r schon andere an Strohhalmen hochgeklettert 
und hi>runtergefallen ! 

(Heiterkeit. im Hause.) 

kh mö<:hte Ihnen abC'r doch, was die Finan7..ausstattung 
der G~meindcn in der Tat anbelangt. Ergebnisse von 
1':l'hebungen über einen Vergleich der kommunalen 
Finan1.ausgleiche der Länder darlegen. 

Id1 habe hier die saarländische kommunale Zeitschrift, 
in der ein Aufsatz erschienen ist von einem sehr be
kannti>n Mann, nämlich dem Minist~rialrat Heck aus 
dem Bundeswirtschaftsministerium. Er hat diesen Ver
gleich angestellt. Nach ihm lag Rheinland-Pfalz im 
fü•dllLU!lgsjahr 1963 mit seinem Netto-Finanzausgleich, 
uiso un1.<>r Berücksichtigung der kommunalen Leistun
gen an das Land, mit 122,50 DM pro Einwohner nach 
Baden-Württemberg an zweiter St e 11 e der Bun
de~Hinci~r. Baden-Württemberg erreichte einen Betrag 
von 1:~4,!17 DM pro Einwohner. Der Durchschnitt liegt 
b<'i 115.84 DM. Dem steht eine unterdurchschnittliche 
t.'igc·ne Finanzmasse der rheinland-pfälzischen Gemein
dE>n ge.11:enüber , und zwar liegt sie bei einem Dui·ch
schnitt von 213 DM pro Einwohner mit 183 an vorletz
ter Stelle vor Sclile~wig-Holstei.n mit 163 .DM. Aber 
durch den hohen Netto-Finanzausgleich des Landes 
wird die Gesamtfinanzmasse unserer Geml'inden durch
schnittlich von 329,56 DM pro Einwohner an die 4. 
Stelle unter den sieben Ländern ge:brachL. Das ist doch 
g;mz interessant. Man kann darin auch feststellen, daß 
der Antt>il der Gemeinden an der Gesamtfinanzmasse 
von Land und Gemeinden naeh Durchführung des kom
munalen Finanzausgleichs in Rheinland-Pfalz folgen
dermaßen aussieht: 

196:3 

1959 noch 

47,6 Prozent 
43,1 Prozent. 

Aud1 mit diesem Anteil von 47,6 Prozent liegt Rhein
land-Pfalz im Rechnungsjahr 1963 an z w e i t er 
St e 11 e hinter dem Land Baden-Württemberg, wäh
rend der Länderdurchschnitt bPi 46,6 Prozent liegt. 

Auch diese Tatsache ist wohl nicht ganz uninteressant. 
Ich möchte damit unterstreichen, daß das Land Rhein
land- Pfalz für seine Gemeinden in den vergangenen 
,Jahren außC'rordcntlich viel getan hat. Ich habe schon 
ge:-;agt , dall die Finanzleistungen des Landes für die 
Gemeinden Im Jahre 1963 eine halbe Milliarde über
steigen. Das ist etwa ein Fünftel des gesamten Haus
haltsvolumens. Ich habe mich gefreut, daß Sie, Herr 
Kollege Dr. Neubauer. am Anfang Ihrer Darlegungen 
danw! hingewiesen haben, daß man sich beschränken 

müsse. Man könne in der Tat nicht nur GemeinschaftJ;-
. aufgaben von Land und Gemeinden sehen, sondern das 
Land müsse auch seine eigenen Aufgaben erfüllen. Ich 
bin Ihnen für dieses Wort dankbar. Ich weiß. daß es 
neben den Gemeinschaftsaufgaben von Land und Ge
meinden noch eine ganze Reihe von sehr großen Auf
gaben gibt, mit denen sich das Land in der Zukunft 
selbst zu befassen haben wird. 

Sie haben dann, Herr Kollege Dr. Neubauer, in be:wg 
auf die Konjunktur darauf hingewiesen, daß man 
durchaus optimistisch die künftige Entwicklung im 
Lan~ Rheinland-Pfalz beurteilen kann. Ich beurteile 
diese Entwicklung im Lande Rheinland-Pfalz ebenso 
optimistisch. Wir sind auch keine Pessimisten gewesen 
in bezui;l auf di~ ~chätncng unst'l"cl' Einnalum·n . Wir 
liegen mit unscnm Einnahmen recht hoch. lch habe 
Ihnen darlegen können, daß das Konjunktur!orschungs
institut den Zuwachs des nominalen .Bruttosozialpro
dukts mit 8 Prozent be:dffert. während wir für Rhein
land-Pfalz 9 Prozent angenommen haben, und daß wir 
darüber hinaus auch bei den Sleuern höher j{egangen 
sind, als das der Bund getan hat. Sie haben weiter dar
auf hingewiesen, daß die CDU aufgeschlossen sei für 
die Prüfung aller wesenllichen Ansätze und daß sie bei 
die;,e1· Prüfung feststellen müßte, ob sie ausreichend 
bemessen seien. k:IL bin sehr gerne berdt, in diese D is
kussion mit Ihnen zu gehen. Ich habe keinerlei Ein
wendungen dagegen, im Gegenteil, ich möchte meinen, 
wir . sollten im Haushalts- und Finam.ausschuß alle An
sälze iu der Tat au:si·eichcmd diskutieren. Wir i;:ollten 
dabei aber auch Überlegungen am;tellen, wo sie nicht 
nur aufgestockt, sondern gegebene nfalls auch abgebaut 
werden können. Ich möchte jedenfalls meinen, daß man 
zuerst Deckung haben muß, wenn man aufstocken 
möchte. 

Sie haben in diesem Zusammenhang auf die Euro
päische Wirtschaftsgemeinschaft hinge wiesen. Sehr ver
ehrter Herr Kollege Dr. Neubauer, mir sind die Dinge 
auch geläufig. Ich bin vor einiger Zeit in Brüssel ge
wesen und weiß, von welch großer Bedeutung es :für 
das Land Rheinland-P!alz ist, mit dem dortigen Ge
schehen Schritt halten zu können, und welche Ver
pflichtungen das Land Rheinland-Pfalz aus seiner Lage im Herzen del" Europäischcn Wirfachaftsgemein
schaft hat. Aber alles das muß man auch von der 
finanziellen Möglidlkeit her sehen. Da nützt es auch 
nichts, wenn Sie meinen, daß man übel" den Außer
ordentlichen Haushalt in dem einen oder anderen Falle 
aus~fchen könne. Sie haben gemeint, man müsse sich 
von formalen Dingen lösen, überall v.rtlrde die Auffas
sung vertreten, daß man in unserer Zeit etwas anders 
vorgehen müsse. kh kann Ihnen dazu nur sagen, Herr 
Kollege Dr. Neubauer, es geht hier gar nicht um for
male Dinge, sondern es geht um die Grundsätze einer 

· gesunden Haushaltswirtschaft; um gar nichts anderes. 
Diese Grundsätze der Haushallswlrtscha!t verbieten es 
ganz einfach, daß man mit vermögensunwirksamen Aus
gaben, mit laufenden Ausgaben oder mit verlorenen 
Zuschüssen in den Außerordentlichen Haushalt geht. 

Noch ein anderer Gesichtspunkt ist dabei mit maßge
bend. Die Länder haben sich nicht. zuletzt deswegen 
bt:rt4t. ~k.µj.rt, i;l.em Bund einen gröUeren Anteil am 
St.euer;mfkommen zuzugestehen, weil ihnen seitens der 
Bundesregierung und der Bundesbank wiederholt und 
eindringlich cJ,ar~elegt wurde, daß eine Verweisung des 
Bu.n,des ~l.J.f di~ Bes.cha!!Wl~ zusätzlicher Haushalts
mittel über den Außerordentlichen Haushalt volkswirt
scb.a.l':tllch .. ntclü , vertretbar ist. Der Außerordentliche 
Haushalt des Bundes umfaßt bei einem Gesamtvolu-
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men des Haushalts von 63,9 Milliarden rund 2,8 Mil
liarden DM. 

Die Bundesbank war der Auffassung, daß mehr als 
2,8 Milliarden DM auf dem Kapitalmarkt nicht zu be
schaffen sind. Es wäre deshalb geradezu widersinnig, 
wenn die Länder dem Bund zur Entlastung des Kapi
talmarktes einen höheren Steueranteil zugestehen und 
ihrerseits die ihnen dadurch entgehenden Einnahmen 
durch Inanspruchnahme des Kapitalmarktes beschaf
Ccn wollten. 

Sie wissen, daß man dazu auch die Auslegung des Ar
tikels 117 heranziehen kann. Da steht also klar drin, 
daß abgesehen von der formellen Voraussetzung der 
gesetzlichen Grundlage Kreditaufnahmen materiell nur 
zulässig sind, wenn ein außerordentlicher Bedarf be
steht und zweitens in der Regel die daraus zu bestrei
tenden Ausgaben zu werbenden Zwecken bestimmt 
sind. 

Damit darf ich noch eine Frage ansprechen, die Sie, 
Herr Kollege Kön!g, aufgegriffen haben, auch Herr 
Dr. Storch, er im Sinne meiner Auffassung, von Ihnen, 
Herr Kollege König, etwas anders. Ich darf darauf hin
weisen, daß das Land Rheinland-Pfalz in der Tat 
Schulden getilgt hat zu einem Zeitpunkt, wo es in der 
Lage gewesen ist und es auch gar keinen Sinn gehabt 
hätte, diese damaligen Gelder einfach auszugeben. Ich 
erinnere! an die Kapazitäten, die dabei alle zu berück
sichtigen gewesen sind. Aber, Herr Kollege König, wir 
haben seit dem Zeitpunkt, wo der Bundesanteil bei der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer erhöht wurde, 
keine Schulden mehr getilgt. Wir haben nur noch eine 
Anleihe umgewandelt, um von einem höheren Zins!uß 
hcruntel'zukommcn. Und das scheint mir durchaus rich
tig zu sein. Man kann nicht einfach sagen, das Land 
hat - wegen mir - 260 Millionen DM Schulden in einer 
Zeit getilgt, wo es sie nicht hätte zu tilgen brauchen. 
Und es hat sogar noch getilgt zu einer Zeit, als der Bun
desanteil an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
erhöht wurde. 

(Abg. Völker: Herr Minister, wir hätten aber doch 
Schulen bauen können, dle wären doch sicher bil

liger gewesen !) 

- Herr Kollege Völker, ich will diese Diskussion nicht 
verticfon, sonst müßte ich mich hier rein politisch 
äußern. Das gehört heute nicht zu meiner Aufgabe. Ich 
glaube aber, daß es ganz gut ist, daß die gesamte 
Schulorganisation auf eine neue Grundlage gestellt 
wurde und daß von dieser neuen Grundlage aus sich 
eigentlich erst echte Finanzierungsmöglichkeiten erge
ben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. -
Abg. Munzinger: Es waren nicht nur Schulen 

möglich!) 

- Es waren nicht nur Schulen möglich, es war auch 
etwas anderes möglich. Aber wir haben auch die übri
gen Bedarfspläne, Herr Kollege Munzinger, in den ver
gangenen Jahren aufgestellt. Wenn Sie also versuchen, 
dem Finanzminister vorzuwerfen, daß er in dieser Zeit 
hätte weiter in die Schulden gehen müssen oder daß 
er keine Schulden hätte tilgen dürfen, dann muß ich 
Ihnen offen sagen, daß Ich dafür kein Verständnis 
habe, denn alle Schulden müssen einmal zurückbezahlt 
werden. Im übrigen, Herr Kollege König: 240 Millio
nen DM Schulden wird das Land nach dem Haushalt 
1965 wieder haben. 60 Millionen DM h aben wir aufge-

nommen. 180 Millionen DM werden wir wieder nötig 
haben, um den Haushalt 1965 zu erfüllen. Das wissen 
Sie. Und dann sind wir gar nicht mehr allzu weit von 
dem Stand entfernt, den wir schon einmal hatten. Und 
berücksichtigen Sie auch, daß wir dann laufend für die 
Abdeckung des Außerordentlichen Haushaltes auf den 
Kreditmarkt gehen. Glauben Sie auch nicht, daß es bei 
der gegenwärtigen Lage so einfach wäre, auf den Kre
ditmarkt zu gehen, um die Mittel zur Abdeckung des 
Außerordentlichen Haushaltes zu bekommen. 

(Abg. Schmidt: Herr Minister, darf ich eine Fest
stellung treffen? - Mein Kollege König hat diese 
Schulden in unmittelbarer Verbindung mit der 
wachsenden Verschuldung der Gemeinden im 

gleichen Zeitabschnitt gesehen!) 

- Sicher, Herr Kollege Schmidt! Ich glaube aber, man 
braucht diese einzelnen Dinge gar nicht mehr so dar
zustellen. Ich habe mich zu der Frage der Gemeinden 
geäußert. Meine Zahlen, Herr Kollege Schmidt, sind 
genau errechnet; sie stimmen. Der Herr Kollege König 
hat auch selbst zugegeben, daß sich die finanzielle Lage 
der Gemeinden gebessert hat. Warum also wieder die 
alten Vergleiche ziehen? Ich bin darauf nicht mehr ein
gegangen, weil ich der Meinung bin, daß man einmal 
aufhören soll damit, daß die Gemeinden sich laufend 
verschulden müssen und das Land das nicht getan hat. 
Ich bin der Meinung, daß es sich für die Gemeinden 
vielleicht einmal als recht glücklich erweisen wird, ~aß 
das Land in der Vergangenheit etwas kurz getreten ist, 
um den großen Investitionsplänen besser entgegenkom
men zu können. 

Schließlich noch eins, meine Damen und Herren, und 
damit darf ich Z'tlm Schluß kommen. Wenn wir die 
Ansätze unserer Invest:itionsausgaben in den Jahren 
bis 1960 mit der Höhe der Ausgaben im Etatentwurf 
1965 vergleichen, müssen wir feststellen, daß hier dank 
unserer guten Wirtschaftskonjunktur mit der sich dar
aus ergebenden günstigen Haushaltslage ein erheb
licher Aufstieg zu verzeichnen ist, ein Aufstieg - sind 
wir doch einmal ganz ehrlich -, wie wir ihn, glaube 
ich, alle vor vier oder fünf Jahren noch nicht für mög
lich gehalten hätten. Das muß man doch heute aner
kennen. Und wir sollten deshalb aur.:h danach· streben, 
den noch verbliebenen Bedarf nicht unbedingt inner
halb kür.tester Zeit befriedigen zu wollen. Ich bin der 
Meinung, wir können unsere Schulen, Krankenhäuser 
und Str:aßen auch im Laufe eines etwa:; größeren Zeit
raumes, als er Ihnen vielleicht vorschwebt, bauen. Sie 
werden mir alle zugeben, wenn ich sage, daß es rucht 
auf ein Jahr ankommt. Es kommt auch nicht so sehr 
auf das Jahr 1965 an, auch wenn dieses wieder ein 
Wiahljahr ist. Die dadurch eintretenden Nachteile sind, 
meine ich, bei. weitem nicht so groß, wie vielleicht der 
Schaden, der sich ergeben würde, wenn wir durch über
große Anforderungen in unserem Haushalt die gesamte 
Haushaltswirtschaft in Unordnung bringen würden. 
Denn daran hätten wir dann in späteren Jahren wohl 
auch noch bitter zu tragen. 

Der Haushalt ist nunmehr, meine Damen und Herren, 
Ihrer Beratung und Beschlußfassung übergeben. Daß 
nicht alles Wünschenswerte, sondern nur das Vordring
liche im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten be
rücksichtigt werden konnte, das weiß ich, das brauche 
ich Ihnen auch nicht zu verheimlichen. Das alles, was 
Sie hier vorgetragen haben, das möchte ich auch sehr 
gerne tun. Ich wäre glücklich, wenn ich Ihnen dabei 
sagen könnte: Jawohl, das können wir tun, die finanzi
ellen Möglichkeiten lassen es zu. Aber es ist nun ein
mal nicht so. Ich glaube deshalb doch, daß unter ver-
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antworlungsbcw.ußter Abwägung der zur Verfügung 
slt•ht>ncle-n Einnahmen der Haushalt dem wirklich vor
ctringlicht'!l A>Usgubebedar1 gerecht geworden ist. 

kh kimn Sie daher auch mrr noch eirunal bitten. meine 
Damen und Hen·en, das Ausgabevolumen nicht noch 
\\Vit1•1· ·au:;1.uw•~iten und keine l!:nt.wick1ung einzuleiten, 
diP cten wirklichem finanziellen Möglichkeiten des Lan
des nitht. entspricht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

\'ize1>räsldenl. Rothley: 

Das Wort hat Herr Abgw1·dnete Dr. Kohl (CDU). 

AIJg. Dr. Kohl: 

HP1-r Präsident! Meine sehr verehrten Damen und He r
rt·n! GPStatli>n Sie mir zum AbLauf dieser Debatte, die 
ja Pine erste Generaldebatte :mm Etat des Jahres 1965 
::.t'in snJI, ein paar kurze Bemerkungen für die. Fr.aktion 
der CDU. kh bin mir darüber im klaren, daß ich jetzt 
das eine oder andere nur ganz knapp ansprechen kann, 
\Wil j.a die eigentliche politische GeneraLaussprache an
LäULich <ier Beratung des Etats des Ministerpräsidenten 
d•11·(·h ;;:i-fi.ihri. wet'l:!en soll. E;; sind hier .&l.Jer einige Be
nwrkunecn ,gefallen, die es für mich unumgänglich 
m<Jcht<:"n, nocti einmal .ans Rednerpult zu treten, Ue
nwrkungen, die von verschiedener Seite des Hauses 
k::imen. 

DC'r Herr Kollege Storch hat das für mich erstaunliche 
Wc>rt von der KulturkrL~e g<'.<;proclien. Bis zum heuti
gen Tag, Hl•rr Kolle-ge Storch. war mir nicht bekannt, 
claJ3 wir in einer Kulturkrise leben, und ich weiß auch 
njcht, welche Vorstellungen Sie von diesem Begr.if! 
haben. kh .iE:'<lenf.alls kann mir aus dieser Zusammen
stellung, von einer Kulturkrise in aine Finanzkrise zu 
gehen, n ichts Rechtes vonstellen. Es wird in der Bun
desr c-puhlik zwar sehr viel von Krisenstimmung ge
n"1et ; es wird .allerdings auch manche Krise he1·beige
redet. Wc:>nn ·wir - das ist unsere Auffassung - konkret 
von <le1· sd1ulpolitL~chen Situation sprechen, dann ist 
es doch wohl so, daß heute in allen Bundesländern -
übrigens in allen Staaten der westlichen wie auch der 
östlichen Welt - im Bereich der modernen GeseU
;;clrnftspoliUik und all ihrer Auswirkungen natür.lich 
und vor allem .gerade die Ausbildung und damit die 
Bildung. bei~ in ihrer Polarität, betroffen .sind. 

Mi:.>ine Damen und Herren! E;; i!St gar keine Frage, daß 
wir h~ute bei uns in der Bundesrepublik und damit 
Hllt?h in rlie~cm Lande Rheinland-Pfalz in einem Um
b1·uch de-s ::>d1u!wesens stehen, und zwar des Schulwe
i;ens .auf allen Gebieten, von der Volksschule bis hin 
zur Univ(>r,i:ität, daß manche Tabus zerbrnchi;n sind -
idi begrüße <las in einer Reihe von Fällen -, daß in 
~int.•m andet'E'n Falle wiederum sehr nüchtern diskutiert 
werden muß: W.r-1s wird die beste Mö~lichkeit sein? 
Und ich fürdlte, niemand unter uns ist heute in der 
Lage, überhaupt schon zu diesem Fragenkomplex ein 
absd1lif>lkm:l€'S Urteil zu geben. 

Ich wt.•iU ll'l.lr eines - und das, Herr Kollege Storch, 
\Wiß ich .ganz g011au -: daß jede modeme l'oi!tik und 
in„~onderheit jede moderne SchulpoMtik viel Geld ko
s tet. S~hen Sie, Sie haben kürzlich fün! Wirtschafts
obet•s<·h ulen für unser Land verlangt - ein sehr löb-

llches Beginnen; ich 1unterstütze das, Aber das ko;;tet -
jede Schule 5 .Millionen -, wenn ich no<'h rP.<.'h,r11•n kann, 
~ MUldonec. Idl könnte diese Liste bdiebi·g Curt8etzen. 
Wir werden mnrgen einen Bericht des Herrn Minister
präsidenten über das Ahkomnwn von Hamburg hören. 
Und wenn Sie das einmal -RddieN'n, auch nur unge
fähr, soweit man das kann, so geht das in die Milliar
den, nicht in die Millionen, in eine Dimcns.ion, die 14anz 
ungeheuerlich isl Ich brauche in dif>sem Zusammecn
hattg ~ur den Ausbau einzelner Institutionen gar nicht 
näher einzugehen. Überlegen Sie, was heute ein In.-ti
tut des Zweiten Bildungsweges koste t, wa,; t-s kostet, 
v:..is wir in der vergangenen Woche besc:hlm;sen haben 
- Lernmittelfreiheit für Rheinland-Pf~lz -, was e-s ko
otet; wenn wir moi:-gen - wal11·schein]j('h kommen wir 
ht:>ute nicht mehr dcizu - in der F1'a.ge der LPi ;;t.ungen 
für die individuelle Beg<abten fördei·tmg uns in dr-n 
Richtsätzen an das Honnefer Modell an.gleichen, um das 
nur beiläufig zu erwiihne-n. nebt•n a!IPm ancterPn , was 
wir tun wollen. Das kostet alles Geld. Und wenn mlln 
den Mund spitzt. meine Damen und Herren, dann 
muß man pfeifen. 

(Bcifiall bei der CDU.\ 

Das bedeutet - das muß hier rundheraus gesagt werden, 
daß wir uns ganz klar sind -, daß wir auch im Bereich 
der Landespolitik an einer, wenn Sie so wollen, Weg
scheide stehen, in einer Situation, wo wir uns nüchtern 
zu fragen haben: Was ist möglich - und darauf soll 
man sich dann beschränken -, und was ist nötig? Da, 
so meine ich, nützt es uns gar nichts, wenn man das 
schlagwortartig hinau:o;ruft. Das hat übel'haupt nichts zu 
tun mH dem, was Sie, Herr Kollege Storch, eine ideo
logische Auseinandersetzung im Bereich des Schulwe
sens nannten. Hier geht es nicht um Ideologie, hier geht 
es um Rechte in einem demokratischen Rechtsstaat. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Und, meine Damen und Herren, es ist ntm einmal so, 
daß in weiten Teilen unserer Bevölkerung und bei un
seren Mitbürgern der Anspruch dieser Recllte, die un
sere Verfassung gewährleistet, auch in Zukunft ver
teidigt wird. 

Es hat aber auch umgekehrt überhaupt nichts zu tun -
es ist dies eine Meinung, deren Richtigkeit man mir 
erst einmal beweisen müßte, aber es wird nahezu un
möglich sein, diesen Beweis :w erbl'ingen - mit der 
Finanzsituation des Landes. Ich sage noch einmal sehr 
präzis~„fü,r die . .Fraktion der CDU - und das ist der 
~f,f.sgaDgsPtJ.Ilh:t unserer Überlegungen im Bereich der 
Schul- und Kulturpolitik - : Kein Kind unseres Landes 
h<lt es für sich zu vertreten, und es darf auch niemals 
ein Argument gegen seinen Lebensweg sein, daß es in 
einem kleinen Dorf in der Eifel oder sonstwo geboren 
ist und nicht in irgendeiner Stadt, nehmen wir mal an, 
hier in Mainz. Wir haben aus der Daseinsvorsorge für 
unsere Bürger heraus als Land, und zwar auf Grund 
eines Verfassungsauftrages des Grundgesetzes wie der 
Verfassung unseres Landes, die Pflicht, dafür Sorge zu 
tragen. daß möglichst viele der Kinder unseres Landes, 
der jungen Generation, eine möglichst umfassende Bil
dung und Ausbildung erfahren. Beides gehört zusam
men. 

(Beifall bei der CDU.) 

Und, meine Damen und Herren, wenn beides zusam
mengehört - -

„:. „,1 •. .. ·, 1'1 1: · 1 1 

,, „ .. „ (Abg. HaehSer: Das hat aber lange gedauert, 
· Herr Kollege Dr. Kohl!) 
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- Herr Kollege Haehscr, Sie sollten erst hören und dann 
reden; das ist immer sehr viel zweckmäßiger, auch im 
Bl'rcich der Politik. 

(Beifall ~i der CDU. - Zurufe von der SPD.} 

Obwohl es manchmal nicht üblich ist: in der Politik ist 
es trotzdem die bessere Methode. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur sagen, 
das ist keineswegs eine neue Erkenntnis. 

(Abg. Haehser: Aber sicher!) 

Für d ie Fraktion der CDU ist das zunächst nicht eine 
kulturpolitische Frage, sondern eine Frage der Grund
auffassung unserer Gesellschaftspolitik. Denn wir wis
sen ganz genau, daß, weit mehr als in jedem anderen 
Bl'rcich, über Ausbildung und Erringung von Bildungs
wc·rten dem einzelnen die Chance gegeben wird, auch 
in einer turbulenten Zeit wie der, in der wir leben, für 
st•in Leben einen möglichst hohen Lebensstandard, ein 
möglichst hohes Maß sozialer Sicherung zu erhalten. 
Meine Damen und Herren, in einem Volk, in dem in 
anderthalb Jahrzehnten zwölf Millionen Menschen die 
Flucht oder Vertreibung aus ihrer Heimat und den Ver
lust aller materiellen Werte erlebt haben, in das eine 
ungeheuere Karawane von Flüchtlingselend und-schick
sal hineingegangen ist, in einem solchen Volk hat sich 
ju mehr <tls in anderen Zeiten gezeigt, daß die Ausbil
dung, die der einzelne von Zuhause mitbekam -, auf 
Grund der Opferbereitschaft der Eltern, auf Grund der 
Unterstützungsbereitschaft der Gemeinschaft, in die er 
hincingeboren wurde-, es ihm ermöglichte, auch in sei
ner neuen Heimat relativ schnell und relativ intensiv 
wi<>d0rum Fuß zu fassen. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Auch diese Erfahrung, gerade die Erfahrung von Mil
lionen unserer La.ndsleute, die aus Mittel- und Ost
deutschland sowie aus Osteuropa hierher zu uns kamen, 
die heute unter uns als unsere Mitbürger leben, muß 
uns meines Erachtens dazu bringen, die individuelle 
Förderung besonders zu beachten. Und deswegen sind 
wir bereit, Opfet· zu bringen. Wir sind allerdings - und 
ich sage Ihnen das ganz klar - nicht dafür, daß man 
nur spricht von moderner Schulpolitik; wir müssen un
seren Mitbürgern im gleichen Atemzuge sagen: Das 
kostet Opfor, das kostet materielle Opfer, das kostet 
Opfor von uns; und, meine Damen und Herren, das 
wird, wenn wir es zu einem guten Ziele führen wollen, 
Opfer auch !ür die kommende Generation bringen. Wir 
sind bereit, diese Op!er zu bringen, weil wir vom Weg 
nn $ich als einem richtigen Weg überzeugt sind 

Aus diesem Grunde sprach im Auftrag der Fraktion -
das war keine Privatmeinung - mein Freund und Kol
lege ~J'cubuuer davon> d3.ß v,rir sehr nüc11tern 3.n den 
Schwerpunkten prüfen müssen, was getan werden 
knnn. Er sprach auch da"·on - mit Recht, wie ich meine-, 
doß wir die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft nicht 
als ein irgendwie geartetes Ereignis, sondern als das 
Ereignis unserer Generation für die nächst.en zehn 
Juhrc s0hcn müssen. Wenn wir das so begreifen, dann 
wissen wir auch, daß wir zur Zurüstung auf diesen 
1. Januar des Jahres 1970 das Nötige tun müssen, und 
zwar im Rahmen wiederum des Möglichen. 

Keiner von uns - und ich unterstelle das auch keinem 
der Kollegen aus den anderen Fraktionen - oder - ich 
will es positiv formulieren - jeder von uns weiß, daß 
wir als Abgeordnete nur d as ausgeben k önnen, was das 

Finanzamt insgesamt als Repräsentant in diesem Falle 
des Staates uns allen aus der Tasche genommen hat. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren, wenn wir das wissen, müs
sen wir auch diese Seite ganz vernün!tig sehen; denn 
das ist Teil einer vernünftigen Finanzpolitik. Aber ich 
meine, es gibt hier natürlich Nuancen der Betrach
tungsweise, und diese Nuancen der Bettachtungsweise 
müssen wir jetzt ganz nüchtern in einem Gespräch 
untereinander erwägen. kh sage es noch einmal: Wir 
stehen da heute in unserem Lande in einer glückliche
ren Situation als noch vor Jahren. Es wird ja in der 
öffentlichen Propaganda, vor allem zu Wahlzeiten, gern 
unterschlagen, daß dieses Land es sehr viel schwieriger 
hatte, sich auch finanzpolitisch durchzusetzen als ver
gleichsweise andere Länder in der Bundesrepublik, daß 
wir einen ·größeren Nachholbedarf hatten und heute 
noch haben. 

Und weil wir diesen Nachholbedarf auch im größlcn - -

(Zuruf des Abg. Bäcker.) 

- Ich habe Sie nicht verstanden! 

(Abg. Bäcker: Sie machen KonzessionE.'n, Herr 
Dr. Kohl !) 

- Wo habe ich jetzt eine Konzession gemacht? Daß wir 
einen Nachholbedarf haben? Aber verehrter Hen· Kol
lege, wenn Sie nicht nur eine Zeitung oder e in Druck
erzeugnis lesen würden, sondcrun mehrere Tageszei
tungen, dann wüßten Sie, daß ich das seit Jahr und Tag 
überall sage, auch in dem Kreis, wo Sie zuweilen zu 
Hause zu sein pftegen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich kann Ihnen also nur sagen: Das ist unsere Mei
nung! Und weil es unsere Meinung ist, tragen wir sie 
auch vor! 

(Abg. König : Wer ist „unsere"? Ist das die ganze 
CDU?) 

- Das ist die Fraktion der CDU, deren Vorsitzender zu 
sein ich die Ehre habe, ve1·ehrter Herr König, 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

damit Sie es also ganz genau wissen! 

Meine Damen und Herren! Ich kann nur noch einmal 
zusammenfassend sagen: Unsere Situation ist - es ist 
leider in der Debatte etwas untergegangen - gegenüber 
den vergangenen Jahren günstiger geworden. Es ist 
völlig richtig, daß der Herr Finanzminister ganz nilch
tern und sachlich die Fakten nebeneinander stellt; das 
ist seines Amtes! Aber man muß doch auch sagen -und wir 
tun das vielleicht in diesen Dingen zu wenig -, daß die 
Zuwachsrate, Herr Kollege Glahn, die Zuwachsrate 
unseres Landes günstiger ist als die der anderen Bun
desländer in den letzten Jahren. Und das is t doch die 
Frucht unserer Arbeit in den letzten zehn Jahren auc.:h 
im Bereich der Landespolitik gewesen! 

(Finanzminister Glahn: Das habe ich auch be
rücksichtigt!) 

- Ja, aber ich meine, wir sollten es stäl·ker hier aus
sprechen. Stellen Sie sich einmal vor, was ein sozial-
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dcmnkn•tisrh<:>r Finanzminister dazu sagen würde! 
Dann würde das der größte Erfolg in der BWldesrepu
blik sein! 

<Heitt-rkcit bei der CDU. - Abg_ Haehser: Haben 
Sie noch etwas Geduld, dann hfü-en Sie es. Herr 

ür. Kohl! - Heiterkeit bei der SPD.) 
1 

oder jenem Fall - Sie zitierten mich ; ich will es noch 
einmal sagen - diese oder jene neue soziologische über
legung. auch bei diesem Gesetz Pla t:z: greifen muß! Das 
gehört, meine Damen und Herren, zu einer dynami
schen Politik, und das ist die Politik der CDU! 

- Verehrter Herr Kollege Haehser, Sie haben 17 Jahre 
Geduld gehabt; Sie sind bewundernswert in Ihrer Ge
duld gcwes<'n, das muß ich Ihnen sagen. Sie werden 
sid1 twch für längere Zeit in Geduld üben müssen! 

<HeiWrkf'it bei der SPD. - Abg. Beckenbach: 
Warten wir es ab!) 

Ich kann hier nur noch einmal sagen - und ich glaube, 
der Herr Kollege Neubauer hat das auch mit Recht 
un1er~tridien -, wir haben keinen Grund - im halte es 
übrigens auch für wirtschaftlich töricht -, eine Betrach
tung Hll:.>.ustf'llen. unsere Konjunktur breche ab, oder 
in Unkenrufen auf diesem 'llleg z.u machen! Wir haben 
beim Rückgrat des rheinland-pfälzischen Steuerkraft
aufkommens und bei dem, was bei uns gezahlt wird, 
wenn Sie einmal die zuständigen und entscheidenden 
Industrien betrachten, eine Auftragssituation, die ab
solut nkht negativ zu beurteilen ist. Wir haben auch 
ei.ne Arbeitsmarktsituation, die zwar nicht alles andere 
als schön. aber in einem gewissen Rahmpn erträglich 
ist. Und wir haben, meine Damen und Herre11 - und 
das is t auch einmal ein positiver Akzent, den man se
hen f'OlHP - in diesen letzten Jahren im Zusammen
hltn~ mit der immer wieder erwähnten EWG beob
acht.en können. daß ein Großteil von recht interessanten 
Leuten aus de.m Bereich der deutsdlen und der inter
naLional("n lndustri~ in Rheinland-Pfalz Heimat ge
win1wn will, um diesen Raum für die Zukunft zu nut
zt-n. Das wird sich niederschlagen! Wenn ich hier den 
Herrn Kollegen Sk:opp so vor mir sitzen sehe, - in ein 
paar Jahren wird er auch beispielsweise für seine 
::5ladl in den Genuß bestimmter Zahlungen kommen, 
und d1mn werden sich auch die Bilanzen verbessern. 
Fretll:"ll wir uns darüb<"r, das ist doch eine gute Sache! 

{Abi{. Dr. Skopp: Hoffentlich kann Speyer die 
Schulden bezahlen!) 

Aber weil dies so ist, sollte man durchaus auch bereit 
sein, zuiugel>en, daß wir auch GrWld haben, einen 
Wechsel au! die Zukunft zu ziehen in der Form, daß 
diese Zukunft keineswegs schlecht ist; es sei denn, es 
kommt 7.U kriegerischen Verwicklungen, und meine 
Damen und Herren, wenn ein solcher Zustand eintritt, 
hat alles Etat.beraten ohnedies keinen Sinn mehr! 

Eine letzte Bemerkung, weil Sie mich persönlich ange
sprochen haben, Herr Kollege König: Ich sprach immer 
von einl.'r großen Besoldungsreform. Ich habe das hier 
getan_ ich habe das draußen getan, und ich stehe auch 
heute dazu. Ich habe das Gesetz noch nicht gesehen; 
ich hi.be ~ - wie Sie auch - -

(Abg. Dr. Skopp: Sind Sie sehr befriedigt dar-

1

. 
über'I - Abg. Haehser: Weil es so spät war!) 

- Ich hab~ es jetzt erst auf den Tisch bekommen. Ich 1 
habe noch keim~ 7.eit gehabt, es zu studieren. Wir wer- ..JI 
den uns mit aller Muse, die dazu notwendig ist - ich 
verw<:-ndE' bewußt dieses Wort -. dieses Gesetzes be
trachten müssen und dann unsere Entscheidung treffen. 1· 

Für unsere Fraktion - das darf ich ganz klar sagen -
gilt es, klar zu erkennen, daß auch vielleicll.t in diesem 

(Beifall der CDU.) 

1 Vizepräsident Rotbley: 
1. 
1 Das Wort bat nun der Herr Abgeordnete Schmidt (SPO). 
! 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren l Man soll 
sich in der Politik vor SelbstgefälUgkeitE'n hüten. 

(Sehr gut! und Beitall bei der SPD.) 

Aber als ich vorhin den Herrn Kollegen Dr. Kohl ge
hört habe, habe ich mich an meinen Geschichtsunter
richt in <ler Volksschule erinnert, wo uns der Lehrer 
immer mit besonderem Vengnügen vortrug, daß ein 
deutscher Monarch nach einer gewonnenen Schlacht an 
seine Gattin telegraphier-le: Welcll. eine Wendung durch 
Gottes Fügung! · 

(Heiterkeit im Hause.) 

Ich möchte heute in Erinnerung an diesen geschichtli
chen Vorgang sagen: Welch eine Wendung in der 
Schulpolitik der CDU durch die Fügung unserer Wäh
ter! 

(Bravo-Rufe bei der SPD und Beifall.) 

Irerr · ltollege Dr. Kohl, y.·enn ich daran denke, wie 
Lange Jahre wir hier vergebens um e ine fortschritt
liche Sch'ulpolitik gerungen habt:'n , wie Sie sich ge
sperrt haben, dann bin ich geradezu dankb.ar für die 
Götterstunde, die Sie uns heute m01:gen bereite t haben. 

(Bravo-Ru.re und Beifall b.:;i der SPD.) 

Sie dürfen versichert sein, wir werden sehr sorgsam 
lb.i:.e .. V.emu.cb.e beobachten, uns even~uell links und 
Vilellcicllt den Uierm Ministerpräsidenten rechts zu 
überholen! 

(Heiterkeit .und Beifall der SPD.) 

Nur sind Sie vorsichtig, Herr Kollege Dr. Kohl: IJie 
meisten Unfälle passieren bei Übcrholung;sversuc.:hen! 

(Heiterkeit und anhaltender Beifall der SPD.) 

Vizepräsident Rotbley: 

Das Wort hat nun der Herr Abgeordnete Dr. Storch 
(FDP). 

Abg_ Dr. Storch: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hatte 
nicht die Absicht, noch einmal hierher zu kommen, 
aber die Ausführungen des Herrn Kol!eJ!(~n Dr. Kohl 
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veranlassen mich doch, noch einmal für die Fraktion 
der FDP einige Worte dazu zu sagen. 

Sie haben meinen Ausdruck „Kulturkrise" kritisiert. 

(Abg. Dr. Kohl: Sie haben ihn dreimal gebraucht!) 

Sie h.abon ihn kritisiert und haben so getan, verehrter 
Herr Kollege Dr. Kohl, als wenn Sie nicht wüßten, was 
damit gemeint ist. Natürlich wissen Sie, was damit 
gemeint ist. Mit der „Kulturkrise", die ich hier an
sprach, ist nämlich die Bildungskrise, der Bildungsnot
stand gemeint, über den wir hier immer wieder reden, 
und das wissen Sie genauso gut wie ich. Sie wissen ge
nauso gut wie ich, daß es darum geht, die Begabungs
reserven, die 1n unserer Bevölkerung vorhanden sind, 
z.u erschlie ßen. Da Sie dies 0angezweifelt haben und 
glaubt.en, so etwas gäbe es nicht, will ich Ihnen doch 
einige Zahlen, die ich mir eben habe kommen lassen, 
vorlesen, um das zu untermauern, was ich eben gesagt 
habe. Es geht darum, mehr Schüler in die weiterfüh
renden und weiterbildenden Schulen zu bringen. 

(Abg. Dr. Kohl: Da sind wir einer Meinung!) 

Ich nenne Ihnen einl:ge Zahlen! In Frankreich wird es 
geringem, zwischen 1955 und 1970 einen Zuwachs an 
Abiturienten um 154 Prozent zu erreichen. 154 Prozent 
durch rechtzeitige Maßnahmen des Staates zur För
derung der höheren Bildung! In Italien wird es gelin
gen, 110 Prozent mehr Abiturienten bis 1970 zu haben. 
In Jugoslawien sind E-S 148 Prozent, in Schweden 138 
Prozent, in den Niederlanden 100 Prozent, in der Bun
desrepublik Dmitscltland 19 Prozent! 

(Abg. Ludcs: In Rheinland-Pfalz noch weniger!) 

Wenn das keine Zahlen sind, meine Damen und Her
ren, die uns das Recht geben, von einem Bildungsnot
stand und von einer Krise zu reden, dann weiß ich es 
nicht! 

Aber ich nenne Ihnen andere Zahlen! Die Anzahl der 
AbiturlenLen v.'ird 1970 in einem Geburtenjahrgang in 
Norwegen und Schweden 22 Prozent betragen, in 
Frankreich 19 Prozent, in Österreich 14 Pro7.ent, in 
den Niederlanden 9 Prozent, in der Bundesrepublik 
nur 6,8 Prozent! Und nun .untertei1en Sie diese Zahlen 
Cür die Bundesrepublik noch .einmal nach Bundeslän
dern, dann steht Rheinland-P.Calz mit am Ende der 
Entwicklung! 

(Abg. Dr. Kohl: Deswegen müssen wir mehr tun, 
Herr Kollege Dr. Storch!) 

- Sie haben es doch eben angezweifelt! Sie haben ge
sagt, es gibt keine Krise! 

(Widerspruch bei der CDU. Abg. Dr. Kohl: Das 
hat außer Ihnen niemand so verstanden! - Zu

rufe von der SPD: Doch, doch!) 

Wenn ich von weiterbildenden Schulen spreche, denke 
ich auch an die Realschulen. Dasselbe gilt dort. Wir 
haben 1960 von einem Geburtenjahrgang Schüler mit 
Mittlerer Reife gehabt: In Norwegen 35,7 Prozent, in 
den Niederlanden 32,8 Prozent, in Frankreich 30,8 Pro
zent, in der Bundesrepublik 12 Prozent, darunter 
Schleswig-Holstein mit 24 Proz.ent, aber Rheinland
Pfulz mit 7 Prozent! 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

Wenn das keine Zahlen sind, meine Herren, die uns 
das Recht geben, von einer Kultur- und Bildungskrise 
zu sprechen, verehrter Herr Dr. Kohl, dann weiß Ich 
es nicht! 

Wir wollen eine wesentliche Verbesserung des Volks
schulwesens haben, Und diese wesentliche Verbesse
rung ist nicht über kleine Zwergschulen zu erreichen. · 
Sie haben natürlich recht, wenn Sie von den Rechten 
sprechen, die den Gemeinden und den Bürgern ge
geben sind, Schulen in kleinster Größe einzurichten. 
Natürlich haben die Leute das Recht! Aber die Erfah
rung zeigt, daß es mit vernünftigen Argumenten ge
lingt, die Gemeinden zu überzeugen, daß sie Mittel
punktschulen bauen, daß sie sich zusammenschließen 
mit anderen Gemeinden. Die Mittelpunktschulen wer
den populär, wenn wir Beispiele haben, wenn draußen 
genügend Schulen vorhanden sind, auf die wir hinwei
sen können. Natürlich ist das auch ein psychologisches 
Problem. Ic.:h sehe ein, daß diese Leute in den Ge
meinderäten, denen seit fünfzehn Jahren die einklas
sige Dorfschule als das Non plus ultra der modernen 
Schulpolitik angepriesen worden ist, sich nicht von 
heute auf morgen dazu entschließen, sich mit den um
liegenden Gemeinden zu Verbands- und Mittelpunkt
schulen zusammenzutun. 

(Abg. Schwarz: Das ist viel vernünftiger!) 

Natürlich können sie das sagen: Wir haben das ja im 
Gesetz; und wir dürfen hier mit 28 Kindern eine 
Schule haben. Aber wollen Sie das ~setz bis zum Ex
zeß an dieser Stelle praktizieren? Nehmen Sie den 
Fall: In einer Gemeinde beschließt der Gemeinderat: 
Wir pochen auf unser Recht. Wir gehen nach dem ~
setz vor. 28 Kinder - wlr wollen eine Schule haben! -
In einem solchen Falle sollte der Schulrat, die Schul
aufsichtsbehörde hingehen, mit den Leuten sprechen 
und versuchen, ein vernünfiges Agreement mit den 
anderen Gemeinden zusammcnzubMngen. 

(Abg. Kölsch: Tun sie das nicht?) 

Das ist doch wichtig und notwendig. Jetzt pochen aber 
die Leute darauf und wollen eine Schule gebaut ha
ben. In vier Jahren gibt es vielleicht in dem Gemeinde
rat eine andere Mehrheit oder es sind jüngere und 
forschrittlichere Leute in dem Gemeinderat, die dann 
sagen: Welch ein Blödsinn, daß ihr damals diese kleine 
Schule gebaut habt, - und sie möchten dann wieder 
eine neue Schule haben. Insofern Ist es doch richtig, 
zu sagen: Wir warten noch etwas, bis eine echte Kon
zeption da ist, bis die Leute draußen auch wirkllch 
davon überzeugt sind und bis einmal der ideologische 
Rückstand aus der Vergangenheit abgebaut ist, und wir 
eine vernünftige Konzeption im Volksschulwesen ha
ben. Meines Erachtens - und das ist auch die Meinung 
meiner Fraktion; wir haben sehr eingehend darüber 
diskutiert - sollte das Kultusministerium, sollte die 
Landesregierung einmal eine Art Idealkonzeption ent
wickeln, wie das Volksschulwesen In Rheinland-Pfalz 
am besten gegliedert wäre. Mit dieser Idealkonzeption 
sollten die Sendboten des Kultusministeriums draußen 
herumlaufen und versuchen, die Gemeinden davon zu 
überzeugen. 

(Abg. Beckenbach : Das ist eine dankbare Auf
gabe! - Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Das wäre eine vernünftige Lösung. Wir kommen gar 
nicht weiter, wenn wir auf das Gesetz pochen. Wieso 



1082 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

(Dr. Storch) 

dm: in das Gesetz hin<>ingekommen ist, das '\~Tissen wir 
doC'h a!lE>. 

IHeHerkeit und Beifall bei der SPD.) 

Noc·h ein Wort zuletzt, Herr Dr. Kohl - es ist nett, daß 
wir un~ einmal hier so auseinandersetzen können -. zu 
dem, w as Sie zur Finanzpolitik gesagt haben. Da muß 
ich mich ja nun wirklich wundem. Ich spreche zwar 
immer vom Finanzminister, weil das unser Finanz
minister ist. Aber genauso gut könnten Sie doeh auch 
\'On lh!'em Ministerpräsidenten sprechen. Der Etat
entwurf stammt ja nicht allein vom Finanzminister. 
sort<i<'rn er ist doch die Vorlage der Landesregierung; 
die ja von Ihrem Ministerpräsidenten getr::ig•~n wird. 
w~nn Sie das hier so sagen. dann hat man den Ein
druck, als ob die CDU-Fraktion in Opposition z:ur Lan
dci;regil.•rung stände, und als ob Sie etwas ganz ande
res woll!en als die Landesregierung. Aber ich glaube, 
das habE·n Sie nkht so gemeint. 

(Zurnf vnn der SPD: Doch! Genau! - Heiterkeit 
bei der SPD.) 

- Meinen Sie? 

<Abg. Fuchs: Doch, Herr Kollege Storch, das zeigt 
~irh ~t'h0n in dem Antrag zum Landesgesetz über 
Elternlx>i.räte der Landesregierung. Da will die 
CDU auch etwas anderes. Das freut uns, denn 
c~ icigt. daß die CDU doC'h in einer inneren Re
\·nJ11tit1n ist.. - Ahg. Dr. Kohl: Ist das schon eine 
Vo1·w•'E(nahme des Gesprächs über die Mainzer 
Koalition'? - Abg. Fuchs: Herr Kollege Kohl, 
.svien ~i" doch nicht mehr unruhig über die Koali
tion in Ma inz! Das ist doch vorbei! - Heiterkeit 

bei der SPD.) 

- Sob<tld wir e inmal miteinander reden, gibt es hier 
;-;chon Schwieri.e;keiteo.. 

<Heiterkeit bei der SPD.) 

Su i~t <l<is ja nun nichl, Herr Kohl! So unsichere Kan
t„nis1 ... n 'lind wir nie. Ich sage nur; Wenn Sie hier die 
~'in<ttw.p•>litik kritisieren oder wenn Sie kritisieren, daß 
dr r Rt11lenlwt1rC nicht Ihren Vorstellungen entspricht, 
d11nn tun Sie das eigentlich auch gegen die von Ihnen 
getragen.„ Landesregierung. Und das wollte ich hier 
noch einmal mit Nachdruck ausgesprochen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Yize11räsident Rolbley: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Kohl {CDU). 

Abg. Dr. Kohl: 

Herr Pri:isidt>nt! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! 

(Abg. Haehser: Der fängt schon an zu sprechen, 
ehe ihm das Wort erteilt ist!) 

- Herr Kollege Haehser, Sie müssen es schon dem Herrn 
Prä:;identen und mir überlassen, wie wir das hier hal
ten. Wenn Sie sich z.u Wort melden wollen, dann tun 

Sie das hier. kh muß jedenfalls hier noch einmal auf
nehmen, was der Herr Kollege Dr. Völker in einem 
anderen Zusammenhang v OT ein paar Tagen hier ge
sagt hat. Wenn jedes Mitglied in dfesc>m H<iuse es so 
täte, wie Sie es zu tun belieben, dann können Sle sich 
vo:rstellen.„wie dieses Haus hier aussieht. Das muß ich 
Ihnen doch sagen! 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Haehser: Das ist 
besser. als wenn man sich nach Ihnen richtet!) 

Ic.:h habt! es mir bisher jedenfalls nicht erlaubt, wenn 
Sie bierhergegangcn sind, in einer sokll.:11 Form jedes
mal die Zwischenrule abzufeuern. Das hat nämlich mit 
parlamentarischen Zwischenrufen r echt wenig zu tun! 
Um das nur einmal klarzustellen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie, Herr Kollege 
Storch, meine Ausführungen angehört haben, dann habe 
ich das Zitat verwandt, daß wir nur ausgt!ben können, 
was das Finanzamt aus den Taschen aller Bürger -
auch aus unseren Taschen - herausholt. Das ist eine 
entscheidende und wichtige Grundlage jeder Finanz
politik. Das ist hier auf eine sehr salopp!' Art vielleicht, 
aber immerhin auf eine sehr tragfähige Art ausgesagt 
und dargestellt, was .Gnmdlage der Finan~politik, jeder 
vernünftigen Finanzpolitik - auch einer Gemeinde -
sein muß. Das ist die eine Seite; das habe ich sehr deut
lich ausgesagt. 

Ich spreche immer von der Landesregierung und nicht 
nur von einem Minister. Für mich ist das selbstver
ständlich - ich bin Vorsitzender der stärksten Ko~li
tion.sfraktion -, von der Landesregierung zu sprechen. 
Deswegen ist es auch ganz klar, daß dieser von der 
Landesregienmg vorgelegte Entwurf, der in weiten 
Punkten unsere Bll1igung findet, die Konzeption der 
Regierungskoalition darstellt. 

Der Herr Kollege Neubauer wie auch ich haben vorhin 
deutlich genug gesagt, daß hier ganz klar herausgestellt 
·werden muß, wo wir uns einig sind. Ich habe geantwor
tet auf diese Passage, wo Sie ein verfassungsmäßiges 
Kolleg über die Spezialsituation des Finanzministars in 
unsei·em Land gegeben haben. Herr Kollege Storch, Sie 
haben mich sehr gut verstanden - damit wit' hier kei
nen Zweifel darüber aufkommen lassen. Ich bin aller
dings der Meinung - und das sage ich auch als Vorsit
zender der stärksten Fraktion der Regierungskoalit ion -, 
ein Etat ist ein Etatgesetz; und etn Gesetz muß hier im 
Hause im Sinne des Parlamentarismus beraten werden. 
Das bedeutet nicht, daß man etwa die Parole ausgibt -
wie si~ aus Ihren Äußerungen durchschimmerte - : 
~Vogel friß oder stirb", sondern daß man hier nach 
Gesetz und Ordnung der Verfassung dieses Landes 
über d.iese Dinge spricht. 

{Abg. Dr. Storch: Das ist doch an sich selbstver
ständlich!) 

Das ist auf einen kurzen und knappen Nenner gebracht 
das, was ich hier ausgeführt habe, und das gntl 

(Beifall bei der CDU.) 

Und ein Weiteres sei hier gesagt! Wenn das P a rlament 
- das habe ich h.!uie auch nicht z.um ersterunal gesagt, 
sondern schon oft; ich habe eine seh1· klar Vorstellung 
vom System des Parlaments - in seiner Mehrhe it oder 
sogar in seiner Gänze zu der "'Oberzeugung kommen 
sollte, daß wir in diesem oder jenem Punkt - es kön-
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ncn j11 völlig neue Situationen au!treten - der Meinung 
sind: diese Maßnahme muß etwas stärker bezuschußt 
Wl•rdcn -, dann, meine Damen und Herren, werden wir 
dm; tun! Auch das hängt mit dem Wesen des Parla
ments zusammen; es ist nichts Neues. 

kll gehöre dem Haus erst einige Jahre an, seit 1959. 
Wenn ich mich erinnere, ist der Etat jedesmal anders 
uus der Beratung herausgekommen, als er hineingegan
gen ist. Ich würde mich eigentlich dagegen wehren, zu 
sagen, daß irgendein Etat schlechter a us der Beratung 
hcruusgekommen ist, als er hineingegangen ist, was 
nicht besagt, daß er schlecht hineingegangen wäre. Aber 
das ist doch eine ganz nüchterne Sache. 

Wie wird ein Etat zusammengestellt; wie wird er er
arbeitet? Es sind eine ganze Reihe von Komponenten, 
die sich in der parlamentarischen Behandlung etwas 
sdiifrfer nuanciert darstellen. Das ist doch kein Ge
heimnis. 

(Abg. Dr. Völker: Herr Dr. Kohl! Das hat der Herr 
Storch doch auch gesagt, daß man hier etwas 

nimmt und da etwas zugibt!) 

- Jn, natürlich ? Aber, verehrter Herr Kollege Dr. Völker, 
sehen Sie doch nm einmal in die Fraktionen hinein. Es 
ist doch klar, daß im Schoße der Landes!'egierung eine 
Frage, wie die der Wasserwirts.chaft - um einmal ein 
besonders brisantes Beispiel darzustellen - sich natür
lich nicht gunz so ausnimmt, wie in den Fraktionen -
wenn diese jetzt den Gesetzentwurf über den Etat be
raten -, wo sich der Kollege, der Bürgermeister ist in 
dieser Gemeinde und der Kollege, der Bürgermeister ist 
in jener Gemeinde - das ist ja nun eine Realität un
se1·es f'ad<1ments - , zu Wort meldet und sagt: Hört mal, 
ich habe bei dc1· Bezirksregierung das und das erfah
ren. - Dus ist das Wesen der repräsentativen Demo
k1·atie. Und es gehört selbstverständlich zum Wesen 
dieser repräsentativen Demokratie, daß man das zum 
Ausdruck bringt. 

Meine Damen und Herren! Ich bin nicht unglücklich 
über diese heutige Debatte - überhaupt jetzt in den 
Miitag:s:slunden -, denn sie zeigt, daß der Parlamenta
rismus lebt, und daß wir nicht nur mit monolithischen 
Blöcken hier zusammengehen und sagen: Hier ist etwas 
vorgelegt, und wir müssen es übernehmen. 

Herr Kollege Fuchs, wenn nun die Landesregierung 
einen Regierungsvorschlag eingebracllt hat über das 
Elternbdratsgesetz und die CDU-Fraktion ist in einem 
Punkt - es ist ein Problem besser gesagt, kein Punkt -
einer anderen Auffassung: Wer hindert dann die CDU
Fraktion, das zu tun? Das mag sozialdemokratische 
Au!fa:;sung von Regierungskoalition sein. Es gibt ent
sprechende El'fahrungen in anderen Bundesländern. 
Sie konnten hier die Erfahrungen noch nicht sammeln; 
deshalb kann man Ihnen das nicht vorhalten. Aber 
aus den Erfahrungen drüben, wie mein früherer Kol
lege Arndt die Dinge gehandhabt hat, da mag dieser 
Einwand, den Sie gebracht haben, berechtigt sein. 

Solange ich jedenfalls die Fraktion der CDU führe und 
solange ich den Kollegen Matthes in diesem Amt er
lebt habe, stimmt das nicht. Wir sind in keiner Form 
von unserer Verpflichtung entbunden, auch gegenüber 
unseren Freunden, die wir in die Landesregierung ent
sund t haben, zu erklären: In diesem oder jenem Punkt 
sind wir anderer Meinung. -

Ich verstehe nicht, daß man darüber überhaupt dis
kutieren muß. Wenn Demokratie einen Sinn haben soll, 

dann ist das ein Grundelement der Demokratie. Dazu 
stehen wir, meine Damen und Herren, weil das wieder 
etwas mit dynamischer Politik zu tun hat. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat der Herr Finanzminister Glah n . 

Finanzminister Glahn: 

Herr Präsident! Meine sehr geehi'ten Damen und Her
ren! Die letzten Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. 
Kohl haben mich doch veranlaßt, noch einmal hk•r an 
das Rednerpult zu treten. Herr Kollege Dr. Kohl, e;:; 
ist selbstverständlich das gute Recht der CDU-Fraktion 
und überhaupt dieses Hohen Hauses, den Haushalt zu 
beraten und gegebenenfalls die einzelnen Positionen 
zu prüfen. 

(Abg. Dr. Kohl: Das haben wir immer gemacht!) 

Das ist immer so gewesen, Herr Kollege Dr. Kohl, nur 
haben Sie gesagt: Wenn wir zu der Überzeugung kom
men, daß diese Positionen zu schwacll e1ngeselzt sind, 
dann werden wir es eben ändern. - Aber so einfacll 
ist das Andern nicht. Ich möchte jedenfalls hier klar 
herausgestellt haben, daß es so wahrscheinlich nicht 
geht. 

Ich möchte darüber hinaus noch sagen, Hen Kollege 
Dr. Kohl, und zwar auf Grund Ihrer letzten Bemer
kungen: ich habe mitunter den Eindruck, daß Sie glau
ben, man müßte in den einzelnen Ressorts - die wir 
Freien Demokraten nicht zu vertreten h aben - auf
stocken, und der Finanzminister könnte dann sehen, 
wie er zurecht käme. Wenn Sie etwa ein solche Poli
tik ansteuern wollen, dann werden Sie sich darin täu
schen. 

{Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt (SPD.) 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Dr. Kohl hat eine Äußerung gemacht gegenüber 
unserem Kollegen Karl Haehser, die wir nicht unwider
sprochen im Raum stehen lassen können. 

(Abg. Fuclls: Auch der Herr Präsident dürfte eine 
solche verallgemeinernde Abwertung nicht zulas
sen. - Abg. Dr. Kohl: Wenn das ein anderer Kol
lege machen würde, dann h örte ich mal gern Ihre 

Meinung!) 

In der Feststellung, Herr Kollege Dr. Kohl, daß, wenn 
sich ·alle so verhielten, wie der · Herr Kollege Karl 
Haehser, dieses Pa rlament arbeitsunCähig 
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iAbg. Dr. Kohl: Was habe ich gesagt"?) 

wfü·(• (>d e>r es würde ein Durcheinander sein 

<Abi<. Dr. Kohl: Das habe ich überhaupt nicht 
gesagt!) 

- ~n d ieser Form haben Sie das hier angedeutet - . 
liegt. t!inl' für unseren Kollegen Karl Haehser ent
Phrende Abwertung. die seinen Funktionen, die er in 
diesem Parlament •ausübt. nicht gerecht 111\'il"d. Sie 
wis~en. daß der Herr Kollege Haehser ein sehr tempe-
1·amentvuller Mitarbeiter in diesem Hause ist. Al.icr 
wir als sozialdemokratische Fraktion haben UDS über die
ses sein Temperament nur freuen können. Ich glaube. 
d i1s Parlament hat. •auch von 1Seinem Temperament bis
h1:r einen Gewinn und nicht einen Nachteil gehabt. 

lC'h möc:-hte noch eine zweite Feststellung treffen: Ihre 
Dar~tellung, um es nuch gelinde auszusprechen, über 
die I<'unktionen der PD.rteien in den Parlamenten hat 
uns <1uUerord.entlich gefreut Auch :;ie ist eine willkom
nwn"" Nl!'l.ierung d~ CDU-F11aktion 

<Abg. Dr. Kohl: Uralt!) 

in d'it:>~t>m Hause. lm ü!Jrigcn muß ich die Meinung 
zurückweisen. daß dort. wo die Sozialdemokratische 
Partei die Regierung stelle, die Fraktion in den Län
dern nur Gefolgsmänner dieser Regierungen wären. 
Eine solche Feststellung widersplicht dem ganzen We
sen der &Yl.i·al<:lemokratischen Partei. 

<Ab~. Beckenbach: Auch der Praxis!i 

Die Sozialdemokratische Partei hält sich überall die 
freilwit!iche Gestaltung der Körperschaften vor, die 
im Rahmen des politischen :Lebi:'ns von den Wählern 
und für die Wähler bestellt sind. 

füne R~lerung wird dann arbeitsunfähig werden. auch 
im Lande Rheinland-Pfalz. wenn die größte Regie
rungspartei dieser Regierung besonders in der Finanz
l)<>litik die Ge!olgscha!t versagen sollte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Rothley: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. kh schließe die Besprechung. 
Es wird Ihnen vorgeschlagen, a.Ie Drucksachen II/302 
und II/303 an den Haushalts - und Finanzausschuß zu 
überweisen. - Es erhebt s ich kein Widerspr1uch . Dann 
ist !;O beschlossen. lch unterbreche die Sitzung bis 
14.30 Uhr. 

Untei·brechung der Sitzung: 13.05 Uhr. 

Wiederbeginn der Sitzung: 14.47 Uhr. 

Vizepräsident Rotbley: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Als Gasthörer der 
Nachmitt.:tgssitzung beg1·üßen v.ir auf der Tribüne 
Obl·rstuft-n der Dr.-Zimmerm.annscben Handelsschule 
in Koblenz. 

(B':'ifall des Hauses.) 

kh ru!e auf den Punkt 3 d er Tagesordnun~: 

Erste Beratung eines Vlerten Landesgesetzes zur 
Änderung des Lande:!llcsoldungsgesetzcs 

- Drucksache II.1308 -

Ich darf an die Fraktionen des Hauses die Frage rich
ten, ob sie eine Begründung dieser Rcgierungsvodage 
wünschen? - Das scheint nicht der Fall zu sein. Sind 
Sie damit einverstanden, daß diese Regierungsvorlage 
dem Haushalts- 'und Finanzausschuß überwiesen wird? 
- Es erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen . 

Ich rufe auf den Pu"kt 5 der Tagesordnung: 

Große Anira.ge der Fra.ktloo der CDU 
.... , .. :!Jetr. Altenhilfe 

:_ Drucksache IL'l85 -

Die Begründung· erfolgt durch Frau Abgeordnete Her
mans-HUiesheim (CDU). Ich erteile ihr das Wort. . ; 

Abg. Hermans-Hillesbeim: 

Herr Präs~dentt Meine Damen und Herren! Wohl selten 
ist ein Notstand so plöt:zliC'h s ichtbar geworden wie der 
unserer alten Menschen. Ich erinnere mich noch gut an 
eine Diskussion im Sozialpolitischen Ausschuß 1951, als 
wir feststellten, daß in unseren Altersheimen ausrei
chend Plätze vorhanden seien und die Notwendigkeit 
der Neuerrichtung von Altersheimt'n nicht bestünde. 

Nun hören v.-ir seit einigen Jahren von Altennot, von 
der Vereinsamung und Verbitterung der alten Men
schen. Die soziale Isolation beeinftußt die Selbstmord
zifier, wie der Verband der Städtestatistiker auf seiner 
Tagung im Oktober d. J. in München feststellte. Auch 
wissen wir heute, daß wir zu wenig Plätze in unseren 
Altersheimen haben. Es fehlt vor allen Dingen an Un
terbringungsmöglichkeiten für unsere pflegebedürftigen 
alten Menschen. Die alhm Mensc:-hen leiden aber beson
ders unter der Yvobnungslage. Ein großer Teil - das 
Statistische Bundesamt hat errechnet, daß es 50 Prozent 
sind - leben als Untermieter oder in Notwohnungen. 

Wodurch ist dieser Wandel h ervorgerufen? Die Alters
struktur unserer Bevölkerung hat sich weitgehend ge
ändert. Seit Beginn dieses Jahrhunderts ha t sich der 
Anteil der über 65jährigen mehr als verdoppelt. In 
Rheinland-Pfalz macht er 10,4 Prozent der Gesamtbe
völkerung aus. Nach den neuesten Feststellungen macht 
der Anteil der alten Menschen über 65 Jahre bereits 
11 Prozen't aus. Man kann sich leicht ausrechnen, daß 
dank der Sozialhygiene und der Erkenntnis der medi
zinischen Wissenschaft sich die Lebenserwartung unse
rer Bevölkerung weiter steigern wkd. Hinzu kommt die 
gewandelte Struktur unserer Familie, die Kleinstfami
lie, in der oft kein Platz und auch kein Aufgabengebiet 
mehr für die alte Generation ist. 

Besonders groß aber ist die Not jener, die durch Ver
treibung aus ihren gewohnten Lebensbeziehungen her
ausgerissen worden sind. Allgemein jedocl1 können wir 
feststellen, daß in unserer allgemeinen Wohlstandsge
sellschaft, bestirrunt .seit der Rentenreform, die mate
rielle Not, wenn wir von der Wohnungsnot absehen, 
nicht so sehr im Vordergrund steht wie die seelische 
Not. 
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Was geschieht nun für unsere alten Menschen? 
Grundlage der öffentlichen Altenhilfe ist das Bun
d<.>ssozialhilfegesetz. Kürzlich sagte ein Diplomat, ein 
Sozialexperte seines Landes, zu mir: Wenn man ein
mal die deutsche Nadlkriegsgeschichte schreibt, darf 
man nicht vergessen, diesem so großzügigen Sozial
hilfegesetz ein Denkmal zu setzen. 

Wir sind stolz darauf, daß der Abschnitt über die Al
tenhilfe nicht nur seiner Form nach einmalig in der 
Gesetzgebung ist, sondern auch der großzügigste Ab
schnitt des so sta1·k von der CDU beeinflußten Geset
zes ist. Die Hilfen, die hier genannt werden, sollen dazu 
bcill'agen, Schwierigkeiten, die durch das Alter ent
stehen, zu überwinden und Vereinsamung im Alter zu 
verhüten. Altenhilfe ist nadt dem Bundessozialhilfo
gcsctz in erster Linie eine kommunale Aufgabe. Wenn 
überall dieser Abschnitt über die Altenhilfe Allgemein
gut wäre, bl'auchte niemand vorerst neue Leitsätze für 
die Altenhilfe uufzustellen. 

Ich möchte hier dasselbe sagen, was ich schon einmal 
zu unserem Landesjugendplan gesagt habe: Ein Lan
desaltenplan hat nur El'!olg, wenn er von unten nach 
oben wächst. Es ist klar, daß die Kommunen ihre Auf
gabl.'n nicht allein bewältigen können. Das Land muß 
helfen und hilft auch. Sie können es aber auch nicht 
ohne den Einsatz der Wohlfaht'lsverbände. Wenn wir 
bishcl' unser Altenproblem noch in dieser Weise eini
germaßen meistern konnten, so liegt es mit an ihnen. 
Wo wären wir in der Altenhilfe ohne ihre Einrich
tungen und vor allen Dingen ihre Menschen, die sich 
auch in dct· Zeit stark materialistischen Denkens noch 
aufopfl>rnd und selbstlos einsetzen? 

Mit den vorhandenen Mitteln kann ein wesentlich 
größerer Erfolg durch die Bezuschussung der freien 
Träger erreicht werden, als wenn Staat und Gemein
den eigene Einrichtungen schaffen würden. Wir dilrfen 
und wollen auch unsere Familien nicht aus der Ver
antwortung gegenüber ihren alten Angehörigen ent
lassen. Wir wissen aber auch um die Schwierigkeiten, 
die in räumlich nicht ausreichenden Wohnungen durch 
das enge Zusammenleben der Generationen entstehen 
können und sollten deshalb gerade dem Wohnungs
problem große Bedeutung beimessen. Dieses Zusam
menleben kann nicht nur Gutes für die alten Men
schen bedeuten, sondern auch für die heranwachsende 
Jugend. Herr ProCessor Bondi aus Hamburg hat auf 
der Jugendschutztagung in Neustadt kürzlich gesagt, 
als er über die Bewältigung der Jugendnot sprach: 
Wcmn es keine Großmütter gäbe, müsse man sie er
finden! 

<Abg. Fuchs: Frau Kollegin, wiederholen Sie das 
noch einmal!) 

- Wenn es keine Großmütter gäbe, müsse man sie er
finden! 

(Abg. Fuchs: Dann gäbe es ja keine Kinder!) 

- Ich glaube, Sie werden es so verstanden haben, wie 
es gemeint wurde! 

(Abg. Fuchs: Ach, so ist das gemeint!) 

- Zunächst braucht man mal für die Kinder die Mütter 
und dann die Großmütter, das ist klar; wir haben etwas 
ü bcri;prungcn. 

(Abg, Fuchs: J a, idl verstehe diese Logik! -
Abg. Dr. Kohl: Der Herr Kollege Fuchs ist im 

ersten Teil hängengeblieben! - Heiterkeit im 
Hause.) 

- Aber Sie sind doch darin mit mir auch einig? 

(Abg. Fuchs: Aber völlig! - Abg. Sdlmidt: Aber 
was machen wir mit den Großvätern?) 

- Ja, die können manchmal auch ganz nützlich sein. 

(Starke Heiterkeit im Hause.) 

Ich wollte hier nur ausdrücken, daß die alten Ange
hörigen nicht immer eine Belastung sind, wie es oft an
gesehen wird, 

(Beifall im Hause.) 

sondern daß eine Familie ann wird ohne die Groß
eltern und daß es für Kinder auch ein Glück sein kann, 
wenn sie mit den Großeltern zusammen aufwachsen. 

Ich habe eben gesagt, daß es auch Schwierigkeiten gibt 
und versuche ja auch, wie man diesen Schwierigkeiten 
begegnen kann. Wenn man in einem Hause genug 
Platz hat, dann sind die Schwierigkeiten lange nicht 
so groß a ls wenn man aufeinandersitzt. 

Auf dem Gebiet der Altenhilfe - das sagte ich eben 
schon - ist in unserem Lande manches geschehen in 
enger Zusammenarbeit zwischen Kommunen, den Wohl
fahrtsverbänden und mit Hilfe des Landes. Es konnten 
neue Altersheime gebaut werden, veraltete wurden 
modernisiert. Man muß sie einmal erlebt haben. Wir 
haben ja vor Jahren einmal s.olche Altersheime besich
tigt, diese großen Schlafsäle, die ja nun bald - Gott 
sei Dank - der Vergangenheit angehören. Man brauchte 
sich dann über die ungesunde Atmosphäre der Häuser 
nid!t zu wundern. Gerade die alten Menschen, die kein 
eigenes Zuhause mehr haben, brauchen auch noch ein 
Stück Eigenleben. Und das kann ihnen durdl ein Ein
zelzimmer, höchstens ein Doppelzimmer, garantiert wer
den. 

(Abg. Völker: Kommen Sie zu mir, dann können 
Sie es sehen, Frau K01legin!) 

- Die habe ich schon gesehen! - Die bisher schon ge
schaffenen Einrichtungen der Altenerholung bewähren 
sich. Ich wünschte Ihnen allen, Sie würden sich eine 
solche Altenerholungsstätte einmal ansehen, wenn man 
erlebt, wie die alten Menschen, froh wie Kinder, o!t 
zum e rsten Mal in ihrem Leben einen Urlaub verbrin
gen können. Auch die Altenklubs und die Altentages
stätten finden dankbaren Zusprucll. Sie ermöglichen 
den Kontakt der alten Menschen untereinander und 
wirken der Vereinsamung entgegen. 

Was muß weiter gesdlehen? Wir brauchen genaue 'fest
stellungen ilber die Altenprobleme. Deshalb die Große 
Anfrage meiner Fraktion, die Ihnen in der Drucksache 
II/185 vorliegt. 

Gegebenenfalls müssen wir den Bau von weiteren 
Altersheimen ermöglichen. Die Umgestaltung der Alten
heime muß baldigst abgeschlossen werden. Es wäre 
aucll zu überlegen, ob im Zuge der Umgestaltung des 
Krankenhauswesens kleine Krankenhäuser für die 
Einrichtung von Siechenheimen Verwendung finden 
könnten. 

Es ist eigentlich erstaunlicll, daß die erste Hilfe, die das 
Bundessozialhilfegesetz nennt - Hilfe zu einer Tätig-
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kC'it ct<>~ ;ilten Menschen, wenn sie von ihm erstrebt 
wird und in seinem Interesse liegt - , noch so im argen 
liegt. Der plötzliche Eintritt vom aktiven Beru!sleben 
i11 den ruhi~en Lebensabend wirft Probleme auf. Das 
bes te Mittel gegen die so oft vorhandene Altersletha r
gie i.-;t die sinnvolle Besd1ä(tigung, das Gefühl, nicht 
üb1•1·f1ii~l"ig zu sein. In einer Zeit der Vollbeschäfügung. 
d•·~ Mim g<!ls an Arbeitskräften müßten für alte Men
~<'h„n noch Rc>schäf(igungsmöglichkeiten, aucll ehren
nnitliche T ätigkeiten. gefunden werden. Entsprechende 
Knn1 <'tk r<:tPllPn miißtr>n hier eingerichtet werden. Ich 
gl<1L1bc.'. u:erade auf diesem Gebiet muß viel Versäumtes 
1iHd1g<'h11lt werden. 

Übcr ct;is Wohnun~sproblem der alten Menschen - und 
ich darf erklären, das ist für uns ein Problem Num."Uer 
<'in~ - hHt mdn K•Jllege Pfeil in der vergangenen V.'oche 
~dlOn ('ir\geht>nd gesprochen. Hier geht es um die alten
.1!.l'l't.-'ctltE• WohnunJo!. und hier geht es um das Problem. 
\V<I" id1 Pb(.·n bereits angei;prochen habe: Einliegerwoh
n ulh\•'11. 1-:inltulj müßte auch genommen werden. daß 
•' lllf' H•·7i ••lh· Steuerree:elung die Aufnahme alter Ange
h1i1·1g,•1· mit geringem Einkommen anders b ewertt!t. 
Ui<:>s könnte manchmal auch zur Verbesserung der Lage 
bt•il? '<lg<'ll. 

!·:.-: ~<·mi~l nicht. daß der Lebensabend unserer alten 
Men~<:'ht>n verlangert wird. wenn sie diese geschenkten 
.lahre d:inn ::1!!: La:::t Pmpfinden. Wir als CDU-Fraktion 
lwk.-nnf'n uns zu unserer Verpflichtung gegenüber den 
a JtPn MPn~"hen und wollen dafür sorgen, daß diese 
,Jahre f:innvoH g<:>staltet werden. 

<Beifall bei der CDU.) 

Dil' Antwort der LandPsregierung auf unsere Große 
Anfrage kaun füt· uns gegebenenfalls 7.um Anlaß. we1·
tlen. in Zu!>amn\l.marbeit mit den anderen Fraktion en 
srl11111 h1'i rlen kommenden Haushaltsberatungen in 
gemeinsame Obt'r!egun gen einzutreten, wie die notwen
digt•n Hilfen s iche rget'ltellt werden können. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vize1>räs idPnt Rothley: 

Di<' Bc•;mtwortung der Großen Anfrage erfolgt durch 
1101-rn :-ita<1t:<:<ekretär Matthes. Ich erteile ihm das Wort. 

Staatssekretär Matthcs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auf die 
Groue Anfl•age der CDU - Drucksache II/ 185 - vom 
8. M:.ii 1964 d~rf it:h wie folgt antworten. 

Jo:i11 Land. rla!t sich RPit seinem Bestehen zu sozialem 
H<incteln verptlichtet fühlt und in dessen Verfassung 
aus<lni<'kli<'h bt'tont wird, daß es ein demokratischer 
uml so;d11ler Rechtsstaat sei, kann an dem Problem der 
Hilfe für seine alten Bürger nicht acl.ülos vorübergehen. 
Unsere ~lten Bürger haben nat:h einem arbeits reichen, 
vi0lfach sorgenvollen Leben das Anrecht auf einen ge
sich .:rt(tll und sorglosen Lebensabend. Die Frau Abge
ordnet<' Hermans-Hillesheim hat das bereits zutreffend 
ausgeführt. nie öffentliche Hand aber - Land, ~mein
den und Gemeindeverbände - hat die Pflicht, im Rah
men ihrer Zuständigkeit und im Rahmen ihrer ftnan
Zit'lkn und sonstigen Möglichkeiten sich der alten Bür
gt"t' <11Ll.Lrnehmen, ihnen bei der Lösung ihrer Probleme 

behilflich 7.U sein und private Vereinigungen und Or
ganisationen, die in der Altenhilfe milwhtlfen gewillt 
sind, miL Rat und Tat zu unterstützen. Der Einfalls
reichtum in der Altenhilfe ist seit Inkralltreten des 
Sozialhilfegesetzes e1·freulich gestiegen, und es kann mit. 
Genugtuung festgestellt werd<'n , daß sich hierbei die 
freien Wohlfahrtsverbände und die öffentliche Hand 
gegenseitig wertvolle Anregi.mg<'n gcgeb(•n habL·ii. 

Die in der Großen Anfrage gestellten Fragen beant
worte ich wie folgt: 

1. Bereits in den vergangenen Jahre n sind Maßnahmen, 
di1~ unseren alten Mitbürgern zugute komm€'n. ergriffen 
und auch finanziell unterslUlzt worden. D<is Sozialmini
sterium hnt für diese I'„-!~ßnahmcn ~uch RichtHnien auf
gestellt. Weitere Richtlinien· und in!;besonderc> rliP F.r
stellung eines Altenplanes - so Wi<' wit' ein en ,Jugend
plan haben - sind zur Zeit in A1·beiL. kh hoffe, daß wir 
den Altenplan für 1965 demnächst dem Sozialbeirat zur 
BHatung vorlegen können, so daß wir ihn dann auch 
gedrudct herausgeben können. Sie all c w e rden im Lan
desaltenplan dann die Richtlinien finden. Die Vorarbei
ten zum Landesaltenplan sind also soweit abgeschlossen. 

2. Eine statistische l!~rfnssung aller Bün(('r des Landt-s, 
die in Alters- und Pflegeheimen Aufnahme gefunden 
h<lben, gibt es nicht. .Jedoch hPflnrlf'n Ri<'h nach einer 
Erhehnng des Statistischen Landei-amles <ius dem .fahre 
1962 rund 4 000 altP Menschen auf Kosten dPr Träger 
der Sozialhilfe in Altersheimen. Die Zahl der insi;iP~amt 
in Alters- und Pflegeht>imcn unt~rgebrac.'1ten Bürirer 
unset·es Landes ein~chlietl!ich derjeni!(en. WPlchc die 
Kosten des Hi>imAnf„nthi;ltes selbst b,..ziihlen. bPtriigt. 
etwa 9 000. 

3. Der Bedarf an Betten in Alters- und Pflegeheimen 
wird von uns auf 7.irka 18 500 geschätzt. Hierbei sind 
auch die Erfahrungen in anderen Liindern :r.ngrunde 
gelegt worden. Da in unserem Lande fHl.l;(enblicklich 
9 500 Betten verfügbar sind. b<.'lrägt das Defizit rund 
9 000 Betten. In den kommenden .Tuhl't-n werden großf> 
Anstrengungen aller Rete ilig tCon, der Vei·bände der 
freien Wohlfahrtspflege wie auC'h der «t<iatlkhen unrl 
kommunalen Stellen, notwendig sein, um die noch be
r..ötigten Bettenplätze zu beschaffen. Soweit <lern Sozial
ministerium durch den von Ihnen zu billigenden Lan
deshaushalt Mittel zur Verfügung gestellt werden. wird 
es seinerseits tatkräftig an der Lösung dieses Pt·oblems 
mitarbeiten. 

4. Einrichtungen der Altenhilfe sinct vnm So7iRlmini~te
rlwn :>eh ern immer gefördert worden. Dies gesch<i h bis 
zum J a hre 1961 überwiegend über die .Spitzt.mverbände 
der freien Wohlfäht·tspflege aus den ihnen für die ge
schlossene Fürsorge zur Verfügung gestellten Landes
mitteln. Von 1957 ao hat das Sozialministerium im Rah
men der Mittel für Tilgungszuschüsse die unmittelbare 
Förderung l'lllfnPhmen können. Eine v1•1·!;tärkte U nter
stützung der Heimträger ist dem Sozia lministerium erst 
seit dem Jahre 1961 durch einen besonderen Ansatz im 
Etat ermöglicht worden. 

Seit 1961 sind 247 Alters-, Pflege- und Altenwohnheime 
gefl5rdert worden, wobei die Zuschüsse des Landes für 
Neu-, Um- und Erweiterungshauten sowie !ür Moder
nisierung und Renovierungen gegeben wo1·den sind. Ins
gesamt sind dabei 2 329 Plätze und davon rund 170 
Pflegeb<'tten für Sieche neu g~ch~ ff<'n worden. 

Die Frau Abgeordnete Hermans-Hillesheim hat in der 
Begründung der Anfrage die Anregung gegeben, man 
möge prüfen, inwieweit kleinere freiwerdende Kran-
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lwnhäuscr etwa für diesen Zweck herangezogen werden 
können. Diese Frage wollen wir sehr gerne prüfen. Ich 
möchte :mdererseits aber davor warnen, nun etwa die 
Altersheime einfach in die Krankenhäuser zu verlegen 
und damit ein Ghetto für pflegebedürftige Alte zu schaf
fen. 

Das ist, glaube ich, nicht die Absicht Ihrer Anfrage. Es 
kann sich dabei nur um die Schaffung von Siechensta
tionen handeln. Diese Frage werden wir mit dem zu
ständigen Referenten des Innenministeriums sehr ein
gehend prüfen. Seit 1954 hat ferner das Ministerium 
für Finanzen und Wiederaufbau im Rahmen des Heim
kontingents den Heimträgern 10,35 Millionen DM für 
4 100 Plätze in Altersheimen gegeben. Im gleichen Zeit
raum sind acht Altentagesstätten mit Zuschüssen des 
Land<.'s errichtet worden. Insgesamt sind vom Land für 
Einrichtungen der Altenhilfe in den letzten zehn Jahren 
rund 25 Millionen DM zur Verfügung gestellt worden. 

5. Die Vorstellungen über die Umgestaltung bestehen
der Altersheime sind in einem im Ministerialblatt ver
öffentlichten Runderlaß des Sozialministeriums vom 
29. Juni 1964 enthalten. So sollen gut begehbare Trep
p<.'n sowie Aufzüge den Verkehr innethalb des Hauses 
erleichtern. Auf eine. dem körperlichen Zustand alter 
Menschen angepaßte Ausstattung, insbesondere auch 
bei den sanitären Einrichtungen, wird großer Wert ge
legt. Da die Kosten für derartige größere Modernisie
rungen die Heimträger erheblich belasten, ist hier - ab
weichend von den sonst vorgesehenen Zuschußhöhen -
eine Kostenbeteiligung des Landes bis zu 50 Prozent der 
Gesamtkosten vorgesehen. 

6. Die Altenerholung is t - die Frau Abgeordnete hat 
das bereits zu erkennen gegeben - eine Aufgabe der 
örtlichen Träger der Sozialhil!e. Um zu erreic.11en, daß 
möglichst viele alte Mitbürger in Erholung geschickt 
werden können, gewährt jedoch das Land entsprechend 
seinen Richtlinien zur Durchführung von Erholungs
mnßnahmc>n für alte Menschen vom 3. Dezember 1962 
an den örtlichen Träger der Sozialhilfe Zuschüsse. Mit 
dieser Hilfe wurde im Jahre 1963 über 1 100 alten Men
schen ein dreiwöchiger Erholungsaufenthalt ermöglicht. 
Nachdem die Anlaufschwierigkeiten überwunden sind, 
besteht berechtigte Aussicht, daß in diesem Jahr 2500 
bis 3 500 Personen einen Erholungsaufenthalt genießen 
können. 

7. Die Förderung des Baues von Wohnungen, die den 
besonderen Bedürfnissen alter Menschen entsprechen, 
ist eine Angelegenheit des sozialen Wohnungsbaues. Ich 
glaube, daß wir darüber im Haushalts- und Finanzaus
schuß demnächst noch e ingehend zu sprechen haben 
werden. Das Ministerium für Finanzen und Wiederauf
bau hat bisher schon darauf geachtet, daß durch eine 
angemessene Streuung der Wohnungsgrößen in Miet
wohngebäuden der Wohnbedar! alter Menschen gebüh
rend berücksichtigt wird; es wird dies auch künftig 
tun. In diesem Zusammenhang weise ich ferner auf die 
vom Bund beabsichtigte Förderung des Wohnungsbaues 
für alte Menschen hin, die von einer angemessenen Be
ldligung der Länder abhängig gemacht werden soll. Die 
Förderung von Altentagesstätten geschieht im Rahmen 
der b ereits erwähnten Richtlinien nach dem Runderlaß 
des Sozialministeriums vom 29. Juni 1964. Altentages
stätten sollen der Begegnung alter Menschen dienen 
und daher nach Lage und Ausstattung ein zwangloses 
geselliges Zusammenfinden, eine Beschäftigung mit Lieb
habereien und ferner Veranstaltungen bildender und 
unterhaltender Art ermöglichen. In der Reget gewährt 
das Sozialministerium hierfür einen Zuschuß in Höhe 
eines Drittels der Gesamtkosten. 

B. Den alten Menschen können alle die Hilfen gewährt 
werden, die im Bundesozialhilfegesetz allgemein für 
Hil!esuchende vorgesehen sind. Darüber hinaus hat der 
Gese tzgeber im § 75 eine spezielle Regelung über die 
Altenhilfe getroffen ; sie haben das, Frau Abgeordnete 
Hermans, bereits angeführt. Durch diese Bestimmungen 
soll dazu beigetragen werden, altersb edingte Schwierig
keiten zu üben'linden und die alten Menschen vor Ver
einsamung zu schützen. Altenhilfe nach § 75 ist über
wiegend persönliche Hilfe, und hierbei haben sich die 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege bleibende Ver
diens te erworben. Schon immer haben sie sich gerade 
der alten und einsamen Menschen angenommen. Die 
Möglichke iten der Hilfe im Rahmen dieses Paragraphen 
sind vielgestaltig; sle reichen von Vorträgen, Filmvor
führungen und Musikdarbietungen bis zu Altennach
mittagen und zu Fahrten in die nähere und weitere 
Umgebung sowie zu der bekannten Aktion „Essen auf 
Rädern" und der Aktion „Silberfisch". Bei allen diesen 
Maßnahmen arbeiten die Wohlfahrtsverbände und die 
Träger der Sozialhilfe eng zusammen. Erfreulich ist, daß 
sich sehr viele Einzelpersonen und Vereinigungen, ins
besondere auch .Tugendverbände und Chorgemeinschaf
ten, uneigennützig in den Dienst dieser Sache stellen. 

Meine Damen und Herren! Es ist selbstverständlich, 
daß hier - und das is t in der Anfrage noch besonders 
vermerkt - auch die Kriegsbeschädigten und Kriegshin
terbliebenen an all diesen Maßnahmen und Veranstal
tungen teilnehmen können. § 75 des Bundessozialhilfe
gesetze~ gilt also für alle alten Mitbürger. 

(Beifall der CDU.) 

Yi:::eprlisldent Rothley: 

Ich eröffne die Besprechung und erteile der Abgeord
neten Frau Kölsch (SPD) das Wort. 

Abg. Kölsch: 

He rr Präsident! Meine Damen und Herren! Alte Leute 
gab es schon immer; nur gab es nie so viele wie heute. 
Es ist vorhin schon erwähnt worden : Rund 6 Millionen 
Menschen in der Bundesrepublik sind über 65 Jahre, 
und in zwölf Jahren wird eine Zunahme von 175 Pro
zent gegenüber 1939 zu verzeichnen sein. Die Wissen
schaft - sowohl die Sozialwissenschaft als auch die Me
dizin - hat sich mit diesem Problem der Menschen lange 
beschäftigt. In Amerika und England hat man bet·eits 
in den 20er Jahren eine verstärkte Forschungsarbeit 
betrieben. In Deutschland sind bedeutsame Einzelunter
suchungen zu Proble men des Alters erschienen. 

Soweit sich die Forschungstätigkeit auf medlzlhische 
Fragen bezieht, werden ihre Ergebnisse auch berück
sichtigt. Dagegen werden die Erkenntnisse auf sozialem 
Gebiet erst ganz allmählich in die Praxis umgesctzl 

In die Sorge für die alten Menschen, die in der Ver
gangenheit fast immer der großen Familie oblag, in der 
sie auch am Lebensabend noch ihren fest umrissenen 
Platz. hatten, teilen sich heute Familie, Sozialversiche
rung, Staat, Kommunen und Wohlfahrtsverbände. Es 
war auch in der sogenannten guten alten Zeit nicht im
mer ideal, wenn drei Generationen in einer Wohnung 
beieinandersaßen, ganz abgesehen davon, daß es heute 
in den engen Neubauwohnungen überhaupt kaum noch 
möglich ist. 
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lJiE' alten Menschen möchten aber recht lange in ihrem 
gL''.•:ohnlen Lebensbet·tüch bleiben, wenn es geht, nach 
Möglichkeit in der Nähe von Angehörigen oder Freun
den. Die Architekten des In- und Auslandes haben so
gar gezdgt, wie solche Lösungen gefunden werden kön
nen: Wohnungen, mit all dem ausgestattet, was einem 
alten Menschf'n die Arbeit erleichtert. Ich habe in Wien 
:-:.l'hcm vor zehn Jahren Wohnungen - einstöckige Bw1ga
lnws - inmitten von Wohnblocks gesehen, in die die 
e11ten Menschen gezogen sind, nachdem sie ihre eigene 
Wohnung im Wohnblock für ihre Kinder freigemacht hat.
tPn. SiE· lebten also - selbst in einer so großen Stadt -
in der Nähe ihrer Ki.nder und konnten mit ihren Enkeln 
ständig Kontakt halten. Es gibt auch gute Programme, 
die frühzeitig in England durchgeführt worden sind; 
Sl;andinavicn kennt vo1·bildliche ~1'.odclle. 

Wo>n1m S<:heitern bei uns solche Dinge noch in vielen 
Flillen'? Die Wohnu~en können zwar geplant und ge
baut werden, aber wer soll die Mieten bei den Durch
schniltsrenten bezahlen? Frau Abgeordnete Hermans. 
~ie hab1:11 vorhin erwähnt, die materielle Not sei nicht 
mehr ,,., groß. Oft bedingt auch materielle Not seelischen 
Kummer. DieStatislikcn weisen aus, daß im.Bundesgebiet 
die Dmchschnittsrenien bei der Invalidenversicherung 
ungefähr bei la7 DM monatlich für eine Frau liegen und 
in der Angestelltenversicherung knapp 180 DM für 
Frawm betragen. Bei den Männern liegen sie höher, 
weil di~ ~'rauenlöhne frUher ja geringer waren, oft filr 
die gleiche Arbeit. Wenn man also diese Zahlen kennt, 
dC1nn braucht man nicht mehr zu fragen, weshalb solche 
Wohnungen nicht bezogen werden können. Und wenn 
fö<", wissen, daß auf dem freien Wohnungsmarkt - denn 
807.iRlwnhnungen sind ja überall knapp - die Durch
:O:.l·hniU~rni<>t.i:-n pro Quadratmeter schon 4,50 bis 5 DM 
betragen. dann helfen auch keine Mietbeihilfen mehr. 

Wir kennen ja die Unte1-suchungen über die „weißen 
Kreise", in denen bei den Kündigungen die Rentner 
besonders betru!fen sind. Gehen Sie einmal in eine Al
tentagesstätte. Was ist denn dort das Gesprächsthema 
Nummer eins? Immer wieder die Sorge um den ni.cht 
vorhandenen Wohnraum für unsere alten Menschen. 
Von was sollen diese Leute die hohen Mieten bezahlen? 
Wenn sie von 137 DM leben sollen - das ist ein Betrag, 
d1•1· kn11m übL'r dem Fürsorgesatz liegt -, wie sollen 
d<1nn diese Menschen den Mut haben, steh wn eine gut 
au:sgestaUete Wohnung zu bewerben. 

In ~tockholm habe ich im vorigen Jahr Altenwohnun
gen besichtigt. Diese Wohnungen sind zwar auch nkht 
billig. Aber wenn man zu seiner eigenen erworbenen 
Rcnt<' noch eine Alterspension bekommt, die etwa 60 
ProzPnt des früheren Verdienstes ausmacht, dann sieht 
diP 8it\1Ation schon etwas anders aus. Die sogenannte 
Dreistufenlösung, wie sie zum Beispiel auch in Trier 
gebaut worden ist - ich kenne dort ein Heim der Ar
cwi IPrwnhlfahrt - , ist sicher dazu angetan, noch mehr 
s0lch~r Wohnformen zu finden, zumal festgestellt wurde, 
daß durch diese Organisationsform der Altenwohnun
gen des Altersheimes und der Siechenabteilung der 
Übergang v iel leichter ist., so daß die alten Menschen 
du1·ch das plötzliche Umsetzen in einen anderen Lebens
bereich nicht von einem Schock betroffen werden. Es 
hat skh sogar herausgestellt, daß viel weniger Leute 
s terben. wenn man sie nicht plötzlich in eine andere 
Umgebung brin gt. 

Da<1 Hauptproblem sind aber immer noctl die sogenann
t.l'n Alt.-nwohnungen, die nactl unseren Richtlinien nicht 
b<'zuschußt wl.'rden und die uns z.um Beispiel e inen TeU 

des Pflegepersonals sparen könnten, das ja in Alters
heimen und in den Pflegeheimen vorhanden sein muß. 
Da tritt auch noch die Nachbarsc:haftshil!e ab und zu 
in Tätigkeit. Außerdem ist es sicher von Vorteil, wenn 
in einem Wohnhaus nicht nur ausnahm~los Leute mit 
vielen Kindern zusammensitzen oder nur alte Menschen 
untergebracht sind. Es ist immer gut, wenn eine Mi
schung dargcbown wird, wie sie das Leben draußen 
auch unter normalen Umständen bietet. Wir müssen 
also zusehen. daß auch der Wohnungsbau für alte Men
schen gefördert wird und unter die Richtlinien fällt. 

Die Bun~sarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrts
verbände, in der fast alle Verbände zusammengeschlos
sen sind, hat euechnet, daß bis 1976 rund 126 000 Alten
heitnplätze !ehl-en V."Crden. !"~ach ihrem Zwölfjahresplan 
müssen jährlich 10 000 neue Altenheimplätze mit einem 
Gesamtaufwand von jeweils 300 Milliont>n DM gebaut 
werden. Zugleich müssen jährlich 2 500 Leute gc!unden 
werden, welche die alten Menschen versorgen. Sie sehen 
also: Hier stehen Probleme an! 

Vorhin hat Herr Staatssekretär Matthes erwähnt, daß 
diese Heime erst seit 1961 bczusch.ußt werden. Wir hat
ten heute morgen eine Fimmzd~h::itte, in der der Herr 
Finanzminister und auch die CDU-Fraktion erklärt ha
ben, daß man aus wohlerv.'Ogenen Gründen seither spar
sam gewirtschaftet habe. Ich frage Sie; War d11s kein 
Problem, d11s seit Jahren anstand? tch möchte nur wün
schen - ich glaube. der Herr Finanzminister ist im 
Augenblick nicht da - , daß er solche Maßnahmen nicht 
zu lange hinausschiebt, daß er sich eines Tages nach 
einem S!.ecli.enbett umsehen muß, das einfach nicht vor
handen ist. wenn er alt ist und brnucht. es. ~nau das
selbe trifft 11uch für Krank<.!nhäuser zu. 

(Abg. Dr. Kohl: Der liegt aber über dem 
Fürsorgesatz!) 

- Vielleicht spielt da der Fürsorgesatz keine Rolle mehr, 
sondern die Pflegekräfte, die vorhanden sein müssen, 
und die Bettenzahl, die vorhanden seln muß. Ganz egal, 
man kann sich heute auch mit Geld nicht mehr jegliche 
P.fiegekr~;(t erk.apten. 

Sehen Sie, das Problem der falschen Sparsamkeit be
steht nicht nur' auf dem Bildungssektor, es trifft auch 
auf die Krankenhäuser z.u. Wenn heute e in Verkehrs
unfall geschieht, und Sie sind davon betroffen, dann 
nut7.t es Ihnen nichts, wenn man aus Sparsamkeits
gründen erst in den nächsten zehn Jahren an die Pla
nung eines Krankenhauses herangehl und erst dann ein 
Operationssaal mehr vorhanden ist. 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist aber ein Vergleich, der 
sehr het•l>cigezogcn ist!) 

- Nein, der ist gar nicht herbeigezogen! Versuchen Sie 
einmal, wenn Sie irgendwo plötzlich verunglücken, ein 
:Bett zu tie'kommen. 

(Abg. Dr. Kohl : Sehen Sie doch unsere Kranken
hausplanung an; dann werden Sle feststellen.daß 

\•.rir absolut auf der Höhe sind!) 

- Ja. sehen Sie, natürlich! Die Planung ist auf der Höhe. 
Aber im Augenblick ist der Operallonssaal noch nicht 
da. Er h ätte da sein können, wenn wir genügend Mittel 
zur Verfügung gehabt hätten. Ich kenne es aus dem 
cigenen Bereich. Ich bin also der Meinung, da wären 
echte Aufgaben gewesen. E:s ist auch vorhin angespro
chen worden: Versäumtes! Das ist etwa ein Gebiet, in 
das man hätte Mittel investieren können, und heute 
wären eben mehr Plät;>,e da. 
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Zum Thema Altenhilfe kommen aber noch mehr Dinge. 
Erholungsmaßnahmen wurden vorhin schon erwähnt, 
1.um Beispiel auch städteplanerische Maßnahmen, ange
fongen von Grünanlagen bis zu den Einrichtungen der 
Verkehrsbetriebe, die sich auf die alten Menschen ein
stPllen müssen, Treffpunkte, wie die Altentagesstätten 
etwu. Ich bemängele nur, daß sie bis jetzt nur in den 
finanzstark<'n Städten vorhanden sind. In den kleinen 
Gemeinden - weil dort meist auch öffentliche Einrich
tungen fehlen - sind wenig Möglichkeiten da, wo sich 
alte Leute tr<'f!en können, wo Altenklubs entstehen 
können. Außer Fahrten, die auf Kreisebene durchge
führt worden sind, hat man in kleineren Gemeinden 
noch wenig von der Altenhilfe verspüren können. 

(Abg. Dr. Kohl; Das ist aber keine Finanzfrage, 
Ft"au Kollegin; das ist eine Frage mangelnder 

Ideen!) 

- Nein! 

(Abg. Dr. Kohl: Doch!) 

Ich will Ihnen sagen, wenn man zum Beispiel ein Dor!
gcmeinschaft.shaus hat oder einen Raum mit einer Biblio
thek, und kann die Leute sich dort zusammenfinden 
lnssen, dann ist das schon eine Möglichkeit, wie man 
die Dinge lösen kann. 

<Abg. Dr. Kohl: Das ist Ihre Vision vom Leben, 
nicht unsere!) 

- Nein, das ist eine von vielen, Herr Dr. Kohl! 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist Ihre, nicht unsere!) 

kh bin also der Meinung, daß diese Einrichtungen fre
quentiert wcl'dcn sollen, daß wir sie zu scha!!en haben, 
damit Kfüper und Geist und alle schöpferischen Kräfte 
recht lange mobil bleiben. 

Ein weiteres Kapitel is t die Änderung der Richtlinien, 
welche die Erholung in den Randgebieten betreffen. 
Wenn die Städte Mainz oder Ludwigshafen - ähnlich 
wie bei der Kinder-Ferienerholung . - nun die Stadt
randerholung mit einbezogen haben, so meine ich, müß~ 
ten wir auch dafür noch einige Mark aufbringen. 

Ich muß noch einmal darauf zurückkommen, daß die 
Zuschüsse für die Kommunen etwas reichlicher fließen 
könnten. Weiterhin möchte ich darauf hinweisen, daß 
es mir etwas absonderlich erscheint, wenn vorhin er
wähnt wurde, daß notwendige Hilfen sichergestellt wer
den müßten und daß man sogar bereit sei, sie etwa im 
Rahmen der Etatberatungen zu berücksichtigen. Ich muß 
Ihnen wirklich sagen, ich bin erstaunt; denn ich bin 
seither immer von der Auffassung ausgegangen: Wenn 
ich Regierungspartei bin, dann entsende ich die besten 
und die einfallsreichsten politischen Freunde in die 
Lundcsrcgierung. - Diese Landesreglerur1f, hat den Etat 
vorgelegt, und da habe ich erwartet, daß man minde
stens die Auffassung der Regierungspartei darin ver
spürt, daß man sich nicht darauf verläßt, daß während 
der Etatberatungen nun noch groß herumgemodelt wer
den knnn. Soviel Einfluß, glaube ich, hätte ich wohl 
auch auf meine Landesregierung, wenn ich Regierungs
pnrtei wäre. 

(Abg. Schwarz: Der Etat ist ja verbessert worden! -
Abg. Dr. Kohl: Ich kann mir vorstellen, daß Ihr 
Eifer noch sehr viel weitergeht! Aber Sie haben 

heute früh sehr gut zugehört!) 

- Danke schön! 

Ich darf nun zum Schluß kommen und noch etwas Ver
söhnliches sagen. Unsere alten Menschen stehen im 
Herbst des Lebens. Rilke sagt in einem seiner schönsten 
Gedichte: „Wer jetzt kein Haus hat, baut sich keins 
mehr." 

Ich meine, wir sollten dafür sorgen, daß dieses große 
Gebäude, das schützende Dach für den Lebensabend, 
von uns allen gemeinsam gezimmert wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Rothley: 

Weitere \Vortmeldungen liegen nicht vor. Dann kann 
ich diesen Tagesordnungspunkt als erledigt ansehen. 

Ich rufe auf Punkt 6 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der CDU betreffend 
Realschulwesen in Rheinland-Pfalz 

- Drucksache II/206 -

Die Große Anfrage wird begründet durch den Herrn 
Abgeordneten Schwarz (CDU). Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Schwarz: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Wir haben heute morgen das Wort von der Bil
dungskatastrophe gehört. In der vergangenen Woche 
haben wir das Schlagwort - oder nennen Sie es, wie Sie 
wollen - von der Mobilisierung der Begabungsreserven 
gehört. Wir hören jedenfalls rundherum in der Bundes
republik in der öffentlichen Diskussion im Augenblick, 
daß es um unsere Bildungssituation schlecht bestellt ist. 
Die einen sagen Katas trophe, die anderen sagen Mobili~ 
sierung der Reserven. 

Ich darf etwas zu dieser Notstandssituation in der Bun
desrepublik sagen. Ich glaube, die Notstandssituation 
in der Bundesrepublik ist, so ernst man die Bestands
aufnahme nehmen muß, die wir auf dem Bildungssek
tor haben, ein politisches Schlagwort. 

(Abg. Barthel: Tatsachen erkennen Sie wohl 
nicht an!) 

Wir haben in der Nachkriegszeit in Deutschland schon 
sehr viele Notstandssituationen gehabt, angefangen im 
Jahre 1948 mit der „Katastrophe" der sozialen Markt
wirtschaft, über die „Katastrophe" der Wehrpolitik in 
nri11t~,...hl~nr4 i"rh,::Ji„ tiiiP 'R"!'.:flt~~tr"nhP" nl3-r A tnmnnHfilc-

~~di;·A~ge~bllck-·i~t "~; di~- ~K~tastr-;;ph;;,-·d;; "i3i1~ 
dungspolitik. Ich bin überzeugt, wir sind mit den Pro
blemen, die ich eben angesprochen habe, auch ohne 
Sozialdemokraten fertig geworden. 

(Abg. Kuhn: Ei, ei, ei !) 

Wenn wir die Fragen der Bildungspolitik als Gemein
schaftsaufgabe - so hat man bei der Sozialdemokl'atie 
gesagt - aufgrei!en, werden wir auch mit diesen fertig 
werden. Trotzdem, wenn wir diese Bestandsaufnahme 
der Bildungssituation richtig werten wollen - ich darf 
darauf verzichten, die Zahlen vorzulesen, das hat Herr 
Kollege Dr. Storch he ute morgen getan -, dann ist es 
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notwendig im Vergleich zu den !:ikandinavischen Staaten, 
zu I•;n~land, Frankreich und Holland, doch auf einiges 
lli111.uwc: i>it'n . WPnn im Jahre 1950 einer gesagt hätte, 
jl'1zt \Vollen wir zunächst einmal schöne Schulen bauen, 
rl;inn hätte man diesen Politiker für verrückt erklärt, 
wdl es 1950 normal war, zunächst einmal die notwen
digsten Lebensbedingungen zu ordnen, so daß es gar 
kE>ine Fragf' ist, warum die Bundesrepublik bei der Be
slandsaufnahme etwas schlecllter wegkommt als andere 
Liinder. 

Z.:inige Kollegen aller Parteien waren vor einigen Wo
ch<•n für e inige Tage in England und haben dort fest
gc•stellt . <laß die Engländer im Bereich des Schulwesens 
ri~sige Schl'it.te nach vorne gekommen sind. Die Eng
li\nrlf.'r h;ihf'n im .Tahre 1944, also vor zwam:ig Jahren, 
d1.: .i.\t>~l"t.zlichen Voraussetzungen geschaffen, uni das zu 
ern?idwn. wai: !'ie heute haben. Das sind jetzt zwanzig 
Jahre her. Sie sind schon sehr weit gE'kommen, aber 
n"'rh nicht am Ende. 

<Unruhe und Widerspruch bei der SPD. - Zuruf 
von der SPD: SiE> haben es bis vor einem Jahr 

verhindert!) 

- Warum sind Sie so aufgeregt? Ich stelle hier nur Dinge 
f•.·st. HahE>n Sie E>1wa Sorgen, daß Ihre Positionen etwa 
vc>rlorC>ngehen. 

i.Widt>rsprud1 bei der SPD.) 

Hilrlungi>politik ist keine Sache, die man mit Schlag
worlen regeln kann. wie Sie das von der Sozialdemo
k1·atie seit . . Jahren tun. Da muß man auch bereit sein, 
einmal eine Analyse zu machen. 

<H•.~irall bei der CDU. - Unruhe bei der SPD.) 

kh bin dabei. eine Bestandsaufnahme z.u machen, aber 
wenn ::iie dauernd dazwischenreden, dann scheinen Sie 
r\iP Rei1 liti\1 nicht ;:ehen zu wol1Etn, sondern im Augen
blick nur da~ negative Ergebnis. 

<Widerspruch bei der SPD. - Zuruf von der SI'D : 
Sie haben dodt gehört, was der Herr Kollege 

Dr. Storch lhnen heute morgen gesagt hat!) 

lt.:h darf Ihnen s::tgcn, daß die Situation, wie wir sie 
heute in der Bundesrepublik und insbesondere im Lande 
Rht>inl::tnrl-Pfalz haben, noch ein Zusätzliches hat. Die
~cs Land im We:<tPn <ies Dculsd1en Rciclles, im Westen 
Preußens und im Westen Bayerns, das ist hier, glaube 
kh. schon einmal gesagt worden, 

<Abp;, Walzel: War Aufmarschgebiet!) 

war Aufmarschgebiet . Man hat keine Gymnasien in die 
Eile>l ges.E>tzt. Man hat keine Realschulen oder Progym
HH;ci•: n in rlPr Westpfalz gebaut. weil man sich sagte, es 
h11t keinen Sinn; rlenn im nächsten Krieg mit Frank
n •ich w~rdcn ~ii:> wieder kaputtgeschossen. 

rm ubri,gen ist die Struktur dieses Raumes so, daß dort 
nicht:; gei;dlieht. Wenn wir heute im Bereiche der ncal
!'Cbule fo<;tst.E>ltPn. daß von 1957 bis 1963 in Rheinland
Pl'i!lz die Zflhl der Realschüler um 98 Prozent ges tiegen 
i ~.l und ·wir damit an zweiter Stelle in der Bundesrepu
blik im Zuwachs liegen, dann können ·wir stolz darauf 
sein. daß wir hier dazu übergegangen sind, mit der Re
gi«rungskoalition, die die Politik zu verantworten hat, 
r.•inf> Politik in die Wege geleitet zu haben, deren Ertolg 
sich bereits zeigt. 

(Bdfall bd der CDU.) 

Wenn hier Zahlen vorgetragen worden sind über das, 
was im Jahre 1970 gegeben sein wird - -

(Abg. Barthel: Ihre Kollegen glauben nicht daran, 
was Sie sagen!) 

- Ich gehe auf Ihre Zwischenrnfe nicht ein. Ic:h bin am 
Mikrophon und gegebenenfalls lauter als Sie. Sie brau
chen sich also wil·klich nicht zu bemühen. 

<Abg. Barthel: Vielen Dank für das Erkennen
gebcn Ihrer Geisteshaltung!) 

Wenn wir heute feststellen. daß wir durch neue Bau
maßnahmen und durch völlig neue Standorte der wei
terbildenden Schulen am Anfang oder auf dem Weg 
einer Entwicklung stehen, die dem Rechnung trihrt. was 
heute in Deutsch.land gefordert wird, nämlich auch die 
Bildung unserer jungen Men:<chen der Entwkklunp, an
zupassen, wie sie sich vom wirtschaftlichen Druck her 
zeigt, dann meine ich, haben wir gar keine Veranlas
sung, hier unser Licht unter den Scheffel zu stellen. 

Es ist gar keine Frage, daß durch den Zuwachs an jun
gen Menschen, durch die Steigerung der Geburtenzahl 
die begonnenen Maßnahmen und Ans t rPl1P.UnP,e!l nicht 
nur fortgesetzt, sondern nach Möglichk~ll ll.Uch noch 
verstärkt werden müssen. 

Wir haben in unserem Lande mit unserem Realschul
gesetz die äußere Form des Realschulwesens geklärt. 
Wir haben morgen auf der Tagesordnung die Neufas
sung des Abkommens zwischen den Ländei·n der Bun
desrepublik zur Vereinheitlichung auf dem Gebiet des 
Schulwesens stehen. Diese Vereinbal'Ung der Ministel'
präsidenten wird uns zweifellos auch in unserem Lande 
zu neuen und zusät7.lichen Obc1·legunP.<>n auf dcm Ge
biete der Realschule bringen, was den äußeren Ausbau 
des Realschulwesens angeht. 

Wir haben im Bereich des Gymnasiums d as Aufbau
gymnasium als staatliche Einrichtung. Die Minister
präsidenten haben sich zur Aufbaurealschule bekannt. 
Es wird für un~ notwendig sein, i.n diesem Lande die 
F.1:a,ge der Auibaugymnasien wohlwollend zu prüfen, 
zu klären und - wie es im AbkommC'n der Mini:stE>r
präsldenten heißt - gegebenenfalls die ~esetzlichel1 Vo1·
aussetzun1;?en für die vierjährige Aufbaurealschule zu 
schaffen. 

Wir werden weiter die Frage des Gymnasiums in der 
Aufbauiorm, das an die Realschule anschließt, zu klä
ren haben. Wir werden Überlegungen anstellen müssen. 
um den Platz der Realschule im Ri1hmc n um;E'r~!: all
gemeinbildenden Schulwesens richtig zu sehen und zu 
würdigen. Wenn wir alle diese ~ußeren Voraussetzun
gen realisieren und unseren Realschulpla n, den wir in 
acht Jah1·en verwirklichen wollen, <lurch fiihn'tt wnllcn, 
dann bleibt für . uns die Frage: Wie sieht es um den 
Realschullehrer aus? Die innere Situation der R ealschule 
war die Begründung für unsere Anfrage, die ja schon 
bei früheren Tagesordnungen einige Male abgesetzt 
werden mußte. Wir von der Fraktion der CDU glauben, 
daß der bishe1· beschrittene Weg. was den äußeren 
Ausbau angeht, ein guter Weg gewesen ist. Wir glau
bcu, daß die Regierungskoalition nicht erst seit dem 
vet·gan.genen Jahre, sondern schon in den letzten Jah
ren auf dieser Ebene gute Arbdt geleistet h a t, die nicht 
nur auf dle Gegenwart, sonden1 auch aur die Zukunft 
ausgerichtet war, bevoL' die ö!fentliche Diskussion in 
Deutschland um die Bildungssituation die Breile ein
genommen hat. wie es heute der Fall ist. Aus der Sorge, 
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wie es im Innern dieser Schule aussehen wird, haben 
wir die Große Anfrage wegen der Realschullehreraus
bildung gestellt. Ich darf darauf verzichten, die Fragen 
im einzelnen vorzutragen, da sie Ihnen mit der Druck
snchl.' vorgelegt wot'den sind. 

Wir hoffen, daß wir mit der Beantwortung dieser An
frage und mit der Diskussion um diese Dinge ein Stück 
weiterkommen. Auch der Realschullehrerverband hat 
hierzu konkrete Vorschläge auf lange Sicht vorgelegt 
und Nahziele aufgezeigt. Wir glauben, wenn wir jetzt 
die Frage der Realschullehrerausbildung etwa auf der 
Basis der Vorschläge des Realschullehrerverbandes 
prüfen und die Schritte tun, die kurzfristig notwendig 
sind, und die Weichen auf lange Siu~t stellen, daß \Vir 
dann eine gute Lösung für die Realschulen und, w as 
noch wichtiger ist. auch für die jungen Menschen fin
den. die die Realschule besuchen wollen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsid<'nt Rothley: 

Zur Beantwortung der Großen Anfrage erteile ich das 
Wort dem Herrn Kultusminister. 

Kultusminister Dr. Orth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bitt'" 
Sie um etwas Geduld bei der Beantwortung dieser Gro
ßen Anfrage, weil so viele Fragen gestellt wurden, daß 
ich dieses ganze Problem der Realschulen und ihre n 
Aufbciu, in dem wir uns ja im Augenblick in Rheinland
Pfalz befinden, etwas umfassend darstellen muß. 

Für die Entwicklung des allgemeinbildenden Schul
wesens in unserem Land bedeutet - der Herr Kollege 
Schwarz hat darauf hingewiesen - die Verabschiedung 
des Rc>alschulgesetzes die Grundlage, und zwar deshalb, 
weil damit eine Lücke in unserem Schulgesetz und un
serer Schulgesetzgebung geschlossen und der zeitge
mäßen Entfaltung des mittleren Schulwesens ein ent
sprechendt>r Raum zugeteilt wurde. 

Im Realschulgesetz, das am 8. März 1963 in Kraft trat , 
folgten unmittelbar mit Runderlaß des Ministerium vom 
15. Märi 1963 auch die Richtlinien für den Bau von Real
schulen. Diese waren notwendig, da infolge der durch 
das Geseti nunmehr geregelten Trägerschaft, und zwar 
der kommunalen Trägerschaft, und Finanzierung mit ei
nem spürbaren Anstieg des Interesses der Gemeinden 
an der Enichtung von Realschulen zu rechnen war. 
Deshalb hcibc ich damals unverzüglich mein Ministe
rium bc'1u!tragtt die Planung für eine sinnvolle Streu
ung von Realschulen im ganzen Land, und zwar gerade 
unter Berücksichtigung des großen Nachholbedarfs in 
den Regierungsbezirken Pfalz und Rheinhessen und 
unter Berücksichtigung auch des echten schulischen 
Bedürfnisses im Blick auf die Volksschule auf der ei
nen Seite und die höhere Schule auf der anderen Seite 
zu forcieren. 

Inzwischen waren bereits im Kulturpolitischen Aus
schuß des Landtages diese Planung und die Frage der 
Finanzierung Gegenstand von Debatten und Verhand
lungen, deren Ergebnis war, daß in Rheinland-Pfalz in 
einem Zeitraum von zehn Jahren - so viel haben wir 
uns e inmal hier vorgenommen - etwa 30 bis 35 Real-

schulen neu errichtet werden sollen. Zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Realschulgesetzes gab es in 
Rheinland-Pfalz 37 öffentliche Realschulen. 1963 sind 
drei gebaut worden, im Jahre 1964 fünf Schulen, die 
neu h inzukamen. 

Es bestehen also im Augenblick 45 staatliche Realschu
len in Rheinland-Pfalz und außerdem gibt es zehn 
private Realschulen, also 55 im Lande Rheinland-Pfalz. 
Ein stetes Anwachsen der Schülerzahlen an den Real
schulen ist von Monat zu Monat und von Jahr zu Jahr 
festzustellen. 1962 wurden 11 300 Schüler an Realschulen 
unterrichtet. Im Schuljahr 1964 sind es bereits 14 694 
Schüler. Das bedeutet einen Zuwachs von 3 500 Real
schülern oder - um hier einmal in Prozenten zu reden -
30 Prozent. Ich habe gerade vorhin gesagt: Mit Prozen
ten soll man immer vorsichtig sein. Wer nämlich gan.: 
unten steht, für den ist die Prozentsatz immer sehr 
hoch. Steht man aber schon hoch oben, dann ist ein Zu
wachs prozentual gar nicht mehr so ins Auge fallend. 
Also. 30 Prozent, das sind 3 500 Schüler, besuchen heute 
die Realschulen unseres Landes mehr als vor zwei 
Jahren. 

Dem entspricht auch ein Zuwachs von haupt- und 
nebenamtlichen Lehrern von etwa 24 Prozent. Es wer
den im Augenblick in 412 Realschulklassen von 537 
hauptamtlichen und 230 nebenamtlichen Lehrern ins
gesamt 14 700 Realschüler unterrichtet. Infolge der ge
planten Vermehrung der Realschulen und des natür
lichen Abgangs der Lehrkrä.fte ist in den nächsten Jah
ren mit einem steigenden Bedarf an Realschullehrern 
zu rechnen. Um diesen Mehrbedarf decken zu können, 
habe ich fast alle Bewerber für das Realschullehrer
examen vom Universitätsstudium h er, die gemäß § 2 
der Realschullehrerprüfungsordnung nur in besonde
r en Fällen zugelassen werden sollen, samt und sonders 
zugelassen. Außerdem finden seit dem Jahre 1962 jedes 
Jahr nicht wie seither eine, sondern zwei Prüfungen 
statt. 

Vor dem Hinte rgrund dt>s äußeren Aufbaues hat sich 
der innere Ausbau des Realschulwesens vollzogen. Auch 
dazu muß ich ein paar Worte sagen. Hierbei wird sich 
eine Reihe von Maßnahmen als notwendig t>rwcisen. 
In den letzten Jahren ist die Diskussion um die innere 
Ges taltung der Realschule nicht mehr zur Ruhe gekom
men. Man muß dazu über die Grenzen unseres La ndes 
hinausschauen. Für unser Land ist die Frage der eigen
s tändigen Realschule durch Gesetz entschieden. Nun 
kommt es aber darauf an, daß diese t>igenständige Real
schule nicht in einer Isoliertheit gesehen wird, sondern 
daß auch ihre Brückenstellung einmal zwischen der 
Volksschule und einmal zwischen der höheren Schule 
entsprechend berücksichtigt wird. Das s ind zwei Aspekte, 
die be i dem inneren Ausbau des Realschulwesens be
sondere Beachtung finden müssen, und zwnr 

l. Die institutionelle Selbständigkeit der Realschule, 
begründet durch das ihr eigene Bildungsziel und die 
ihr e igene methodisch-didaktische Ausprägung der 
Unterrich tsarbcit, 

2. auch ihre Stellung innerhalb des allgemeinl.lildcn
den Schulwesens. 

Zu l. ist zu sagen, daß die Realschule wie jede andere 
allgemeinbildende Schule zunächst und vor allem auf 
Menschenbildung abzielt. Sie hat aber auch, ebenfalls 
wie jede andere Schule, ihren besonderen Bildungsauf
trag, der ihr durch die Erfordernisse der modernen 
Gesellschaft und durch die Begabungs- und Interessen-



1!192 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

<Kultusminister Dr. Orth) 

struktur ihrer Schüler auferlegt worden ist. Die mo
derne Gesellschaft b t•nötigt einen guten Nachwuchs für 
die mittlere Führunlölssd:lichi in den gewerblich-indu
striellen, in den sozialen und in den administrativen 
Bel'Ufen und verlangt dafür nach einem jungen Men
schen mit einer gehobenen Allgemeinbildung und mit 
einem geschärften Urteil und Urteilsvermögen sowie 
auch mit einem besonderen Verantwortungsbewußtsein. 

Für diesen Menschen, !ür den denkenden Praktiker, so 
sagt man, soll die Realschule zukünftig die adäquate 
Bildung~stätte sein. Damit ist sie bestimmten Berufs
feldern zugeordnet, ohne daß sie den Charakter einer 
allgemeinbildenden Schule aufgibt. Es ist somit ein
deutig für die innere Gestaltung der Realschule festzu
stellen, daß Begabungs- und Interessenstruktur und 
damit die Bildungsmöglichkeit in der Realschule korres
INHdicren müssen mit einem gesellschaftlichen Inter
esse und mit den Ansprüchen eben eines neuen, aber 
künrti~ sicherlidl. eines breiten Berufsfeldes. Gleic;.h
zeitig je<foch ist die Realschule die Schule, mit deren 
erfolgreichem Abschluß die Ingenieurschulen aller Art 
und die sonstigen höheren Fachschulen ebenfalls von 
entsprechend begabten Absolventen besucht werden 
können. 

Nicl!t minder wichtig ist es, auch innerhalb der Real
schule und von der Realschule aus Wege anzubahnen, 
die den Übergang von Absolventen - hier selbstver
süindlich wieder entspre<:hend der Begabung - zu der 
hijllt:'l'l'll Sdwle, und zwnr mit dem Recht und dem Ziel 
zu einer Hodlsch.ulrei!e zu gelangen, zu ermöglichen. 
F..s i~t selo~t.verständlich, daß die Realschule zur Be
wiiltigung ihrer Aufgabe des dafür besonders ausge
bildeten Lehrers bedarf. der befähigt ist, gerade dieser 
Schulgattung ihr eigenes und das ihr zustehende Ge
präge :w geben. Der Realschullehrer soll also Fachleh
rer eigener Art sein. der allerdings nicht nur Fachleh
rt!I" i,;t, sondern seinen Blick übe1· die Fachgrenzen hin
aus au( das Humanum zu richten imstande ist. Dies 
war weitgehend gewährleistet durch die Realschul
leht'Pl'. die vordem Volksschullehrer waren. Nachdem 
sdt .Jahren der Prozentsatz der au! der Universität 
au~gPbildeten Realschullehrer wächst, muß die Befähi
gung dieser Lehrer, das Ganze zu sehen, ein nicht zu 
unterschiit:mndPr Teil der Ausbildung vor und vor allem 
auch nach dem ersten Examen werden. 

Vun d<>m besonderen Bildungsauftrag der Realschule 
ht>r ergibt sich auch die Notwendigkeit für eine cigcn
stRndige Realschulpäda·gogik und -didaktik. Der Ar
beitsstil innerhalb der Realschule muß se1ne eigene 
Ausprii~ung edahren. Er kann weder von der Volks
schule noch von der höheren Schule her einfach über
nomm .... 11 Wtwden. 

Die Frage nach der Stellung der Rea lsdrnle Innerhalb 
des allgemeinbildenden Schulwesens stellen, heißt, ruach 
dem gesamten allgemeinbildenden Schulwesen fragen. 
Von der entscheiden<len und selbstverständlichen For
dP1111rw, her nach j5leid1en Bildungschancen .für alle darf 
keine Schukitattung nur sich selbst ·und sich allein sehen. 
Vielmehr müssen alle Möglichkeiten des Übergangs 
von einer Schulgatt.ung zu ein~ anderen im Interesse 
des Kindes, aber auch im Intere.;;;;e der Gesellschaft 
wHhn;t>m,mmen werden können. 

Es liegt auf der Hand, daß der Real.schule auch im 
ll!nblick auf <:iie Frage der Durchlässigkeit zwischen 
den Hchulgatt.ungen, alw Volksschule und, höhere 
Schule. e-inP bt?~c;ondere Aufgabe zufällt. Alle Schul
gatmngen zusammen erfüllen den Bildungsauftrag, den 

sie \Ion der Gesellschaft und vom Staat her erhalten 
haben. Dieser Bildungsauftrag gewinnt in den ver
schiedenen Scliulgatt•ungen unterscl!iedliclle Ausprä
gung, je nach der Bildungsfähigkeit., je auch nach der 
Bildungswilhgkeit der Schüler. Dabei spielen natürlich 
•auch die Erfordernisse und die Bedürfnisse der Ge
~lbsl!l~c.q .. ~ine ganz besondere Rolle. 

Wir haben uns für die Dreiglieclrigkeit des Schulwe
sens entschieden, und ich glaube, wir können in einem 
Flächenstaat im Augenblick auch gar keine andere 
Glieder:ung, wie sie für Stadtstaaten - wo man t•ben 

· wenn man eine Schule verläßt, vielleicht nur um ein~ 
Striaßenecke zu gehen braucht, um eine andere Scliule 
zu finden - sicherlich geeignet ist, treffen. lch meine, 
dort sind die Dinge ganz anders gelagert. Wenn wir 
aber im Flächenstaat zunäd1st einmal von der Drei
gliedrigkeit des Schulwesens ausgehen, müssen wir 

, auch in besonderer Weise auf die Durchlässigkeit des 
. ..j ... ___ Bildiungs~~.,:~s. ~~~n . . Denn eines steht ohne Zweifel 

1 fesT:-Onne eme weitgehende Ven·virklichung der Durch
- lässigkeit würde dle grundsätzliche Dreiglieclriigkelt des 

allgemeinbildenden Schulwesens mit Sicherheit eines 
Tages fragwürdig, wenn nicht sogar unmöglich sein. 

(Abg. Barthel: Sie ist es schon. Herr Minister!) 

- Das kann man nicht sagen, Herr Kollege Barthel. 
Glauben Sie mir, wir haben die Dinge sehr genau unter
sucht. Ich habe gar keinen z·..,·eifel, daß man mit einem 
horizontalen Aufbau in einer Großstadt oder in großen 
Ballungsräumen recht gute Erfahrungen machen kann. 
Ich glaube jedoch - und da gehen die Meinungen der 
Päclagogen kaum auseinander -, daß, allerdings unter 
der Voraussetzung einer erstklassigen Durcl!lässigkeit 
- das muß ich noch einmal bt'tont•n - für den Flächen
staat der Dreigliedrigkcit der Vorzug zu geben ist. 

Die Frage der Durchlässigkeit steht deshalb im Augen
blick auch im Mittelpunkt besonderer Überlegungen, 
und ich darf darauf hinweisen, daß der Übergang von 
der Realschule zur höheren Schule in der Zeugnis- und 
Versetzungsordnung für R.ealschuk·n in Rheinland-Pialz 
bereits - durch einen Erlaß über den Übergang beson
ders l>t:.C~hlgter Schüler mit dem Abschlußzeugnis einer 
Realschule auf die Oberstufe der höheren Schule vom 
3. Februar und 15. Mai 1959 - festgelegt und geregelt 
wurde. Darüber hinaus verweise ich auch noch einmal 
auf den Schulversuch mit dem gemeinsamen Unterbau 
der beiden ersten Klassen des Gymnasiums sowohl -
also Sexta und Quinta - als auch der Realschule, den 
wir in Altenkirchen durchgeführt haben. Schließlich 
verweise ich noch au! die seit dem L April zunächst ein
mal zur Probe eingeführte neue Stundentafel bei der 
Realschule, die zum Ziele hat, sowohl das eigenständige 
Bild der Realschule zu prägen als auch - und daraui 
legen wir Wert - den Übergang von der Realschule zur 
h<ih'"ren Schule in den zwei ersten Jahren zu ermög
lichen. 

So darf ich also nunmehr zu den einzelnen Punkten 
der Anfrage folgende Antwort geben. 

Zunächst zur Frage 1: Die geltende Ordnung der Prü
fung fü1· das Lehramt an Realschulen in Rheinland
P!alz vom 13. November 1957 sieht in § 2 Abs. l vor, 
daß Bewerber zur P1-üfung :wgdassen werden. die die 
erste l!Pd., die z1"-"eite Prüfung für das Lehramt an Vollcs
schulen bestanden und sich danach im Volksschuldienst 
auch bewährt haben sowie den Nachweis einer hin
reichenden fachlichen Vorbereitung aui: die Prüfung er
bracht haben. ln Absatz 2 heißt es dann, daß in beson-
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deren Fällen auch solche Bewerber zugelassen werden 
können, die ein mindestens sechssemestriges Universi
tätsstudium in zwei Realschulfächern sowie ein zwei
scmestriges pädagogisches Studium in Verbindung mit 
einem Schulpraktikum nachweisen können. 

Diese Prüfungsordnung geht also von der Voraus
setzung aus, daß die Realschule normalerweise ihren 
Lehrernachwuchs aus der Volksschullehrerschaft erhält, 
ein Zustand, den ich, wenn wir ihn halten können, 
außerordentlich bC'grüßen würde. 

(Abg. Barthel: Der aber nicht mehr besteht!) 

- .ra, ich komme gleich darauf zu spredien. !c.11 sage, 
ich bedauere das. Ich würde das andere wünschen; und 
wenn wir zu dieser Regelung wieder zurückfinden 
könnten, wäre kaum jemand darüber glücklicher als ich. 

Wenn aber bei dem bestehenden Lehrermangel inner
halb der Volksschulen und bei der Vermehrung von 
Rcalschullehrerstellen der Lehrerbedarr im Bereich der 
Realschule aus diesem Kreis nich.t mehr gedeckt wer
den kann, Herr Kollege Barthel, so ist es - leider Got
tes - notwendi,!:(, zunehmend Bewerber zuzulassen, die 
auf dem Weg über das Universitätsstudium Realschul
lehrer \Verden wollen. Das hat dann allerdings zur 
Folge, daß der Ausbildung dieser Bewerber eine beson
dere Aufmerksamkeit geschenkt werden muß, zumal 
sich gezeigt hat, daß die bishet'ige Durch.führung der 
schulpraktischen Ausbildung innerhalb der Zeit des 
zweisemestrigen pädagogischen Studiums im AnschluH 
an die sechs Fachsemester an der Universität wegen 
des Anwach::;cns der Teilnehmerzahl trotz vorsorg
liche1· Maßnahmen nicht ausreichend den - vor allem 
pädagogischen - Erfordernissen entspricht. Bei der Be
antwortung der Frage 3 werde ich noch Näheres zur 
Realschullchl'et·ausbildung auszuführen haben. 

lch komme nun zum Punkt 2 der Antrage. In den letz
ten drei Jahren hat sich das Verhältnis der Bewerber 
aus der Volksschullehrerschaft zu denen mit Univer
sitätsstudium grundlegend gewandelt. 1961 haben 57 
Bewerber an der Prüfung teilgenommen; davon kamen 
38 aus der Volksschullehrerschaft und 19 vom Univer
sitätsstudium. Im Jahre 1963 haben 137 Bewerber teil
genommen; davon kamen nur noch 41 aus dem Volks
schullehrerdienst und 86 vom Universitätsstudium. In
zwischt.•n liegt auch die Zahl der Bewerber für die bei
den Meldetermine des Jahres 1964 vor. Dort werden 
insgesamt 139 Bewerber zur Ablegung der Realschul
lehrcrprüfung zugelassen. Davon sind leider nur noch 
27, also 19,4 Prozent, Volksschullehrer, und 112 (80,6 
Prozent) kommen von der Universität. 

Ich habe bereits bei Punkt 1 ausgeführt, daß vor allem 
die Ausbildung der zukünftigen Realschullehrer mit 
Universitätsstudium mit besonderer Aufmerksamkeit 
verfolgt werden muß. Das bedeutet p!'aktisch eine Neu
gestaltung der Realschullehrerausbildung, insbesondere 
hinsichtlich des schulpraktischen Teils dieser Prüfung. 

Zum Punkt 3 der Anfrage: Eine in Aussicht genom
mene Neugestaltung der Realschullehrerausbildung 
muß unter drei Aspekten gesehen werden: 

1. das Fachstudium an der Universität, 

2. die sch.ulpraktische Ausbildung und 

3. die Ausbildung der Volkssch.ullehrer, welche die 
Realschullehrerprü!ung anstreben. 

Das Fachstudium an der Universität oder an einem 
Hochschulinstitut hatte bisher in zwei Realfächern zu 
erfolgen. Dazu kommen dann die Studien in Philoso
phie, Pädagogik, Psychologie und Sozialwissenschaft. 
Sie betragen insgesamt - das wurde auch. gefragt -
sech.s Semester. Das siebte Semester ist dann das Prü
fungssemester. Das Fachstudium schließt mit der Fach.
pri1fung und einer Prüfung in Pädagogik den ersten 
Teil der Realschullehrerprüfung ab. Hieran ist 
neu, daß die Fachprüfung sich. unmittelbar an das 
Fachstudium anschließt, während bei der bisherigen 
Lösung auch die Fachprüfung erst im Anschluß an das 
pädagogische Studium abgelegt werden konnte. Weiter
hin wird in Abweichung von der bisherigen Ordnung 
die schulpraktisc..J.ie P..usbildung in einem Vorbere itungs
dienst von etwa 18 Monaten an Studienseminaren für 
das Lehramt an Realschulen durchgeführt werden. 
Diese Ausbildung wird abgeschlossen mit der päd
agogischen Prüfung für das Lehramt an der Realschule 
als zweite Realschullehrerprüfung. Ist diese Prüfung 
bestanden, erhält der Bewerber die Lehrbefähigung 
für das Lehramt an Realschulen. 

Volksschullehrer, die das Lehramt an der Realschule 
anstreben, müssen - wie bisher - die erste und die 
zweite Prüfung für das Lehramt an Volksschulen ab
gelegt und sich in zwei Realschulfächern hinreichend 
weitergebildet haben, wenn sie sich der Prüfung un
terziehen wollen. Ich bin bestrebt, für diese Bewerber 
Ausbildungsmöglichkeiten einzurichten, weil wir ge
rade aus diesem Stand mehr Lehrer haben wollen, 
insbesondere Ausbildungsmöglichkeiten für die Fächer 
Musik, Kunsterziehung, Nadelarbeit und Hauswirt
scha!t, aber auch für wissenschaftliche Fächer, vor 
allem für die Fächer, in denen der Lehrermangel be
sonders groß ist, also in den Naturwissenscha!ten, 
Mathematik, Physik, Chemie usw. Für die Kunster
ziehung werden wir die Staatliche Werkkunstschule in 
Anspruch nehmen. Auch für die anderen Fächern wer
den von meinem Hause in Kürze neue Ausbildungs
möglichkeiten geschaffen werden. 

Ich sagte schon, daß wir auf Realschullehrer, welche 
aus der Volksschule kommen, auch. künftig in R11ein~ 
land-Pfalz unter keinen Umständen verzichten wollen, 
und zwar erstens wegen ihrer pädagogischen Erfah
rung, die sie - vor allem bei einem so relativ jungen 
Lehrkörper - mitbringen, zweitens wegen der besse
ren Gewähr eines reibungslosen Ansch.lusses der Real
schule an die Volksschule, und drittens deswegen, weil 
der Volksschullehrer nach seinem ganzen Herkommen 
und nach seiner Ausbildung immer mehr bestt·ebt sein 
wird, Unterricht und Erziehung ganzheitlich zu sehen 
und somit nach wie vor für die besondere Gestaltung 
der Realschule prägend zu wirken. 

Zur Frage 4: Es ist zunächst daran gedacht, zwei Stu
diensemester für das Lehramt an Realschulen einzu
richten, voraussichtlich je ein Seminar in Mainz und 
Koblenz. Hierin werden die Absolventen des ersten 
Teils der Rcalschullehrerprü!ung - der oben erwähn
ten Fachprüfung - aufgenommen. Im Studienseminar 
werden die Bewerber auf ihre schulpraktische Tätig
keit vorbereitet. Bei der Ausbildung stehen daher 
methodisch-didaktische Fragen im Vordergrund. 

In einer neuen Ausbildungs- und Prü!ungsordnung 
wird auch eine Ordnung für den Vorbereitungsdienst 
vorgesehen. 

Für die Einrichtung des Studienseminars für das Lehr
amt an Realschulen werden jährlich an Personal- und 
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Sl-lchkoRWn - ich möcht.1~ das hier sagen, weil es ge
fragt wurde - etwa 200 000 DM aufzuwenden sein. 
Nicht berücksichtigt ist der Kostenaufwand, der durch 
die Anwärter im Vorbereitungsdienst entstehen wird. 
Die künftii;"en Realschullehrer sind während ihres Vor
be!'eitungsdienstes - wie bei der höheren Schule -
Beamte auf Widerruf. Im Schnitt werden je Anwärter 
monatlich etwa 340 DM für die Ausbildung einzusetzen 
sc-in; das bedeutet bei jährlich etwa 100 Anwärtern, 
mit denen zu rechnen ist, rund 400 000 DM. 

Zum Punkt 5 der Anfrage ist zu sagen, daß mit der 
UnivE'rRität und den Dekanen der in Frage kommen
dem Fakultäten bereits Besprechungen geführt wurden, 
um mit diesen Vereinbarungen über den Studiengang 
der StudiPrendPn ;r.u treffen, die von Anfang an das 
Lehramt an Realschulen anstreben. Es geht dabei um 
die }'rage des Latinums, des Erwerbs von Übungs
sdwi twn und um die Zulassung zu Hauptseminaren 
sowif' llm andere Dinge. Auf Grund der Ergebnisse 
dieser Verhandlungen werden im Augenblick Merk
blätter vorbereitet, die den Studenten als Anhalt für 
die GE•stalttmg ihres Studiums dienen köna.en. 

Das Sludium in dem Fach .,Leibeserziehung" am In.sti
tul für Leibesübung an der Johannes-Gutenberg-Uni
vc'rsität. ist für die künftigen Realschullehrer geregelt, 
l'lwnsn das Studium im Fach ~Musik" am Staatlichen 
Hochschulinstitut für Musik. Wegen des Studiums im 
Fnch ._Kunsterziehung" bedarf es noch weiterer Ver
handlungen mit dem Staatlichen Hochschulinstitut für 
Kunst- und Werkerziehung. 

kh komme nun zur Frage 6: Die Begründung für eine 
besondE're und sachgerechte Ausbildung der Realschul
l~hrcr liegt natürlich in dem, was diese Lehrer an 
einer sulc:hcn Srhule zu leisten haben. Die Realschule 
- ich sagte es schon - ist eine Schule mit einem eigcn
stiindigen Bildungsa uftrag. Dab~i darf ich auf den 
allgemeinen Teil meiner eben vorgetragenen Ausfüh
rungl'n vE'rwcisen. 

L assen Sie mich jedoch aoch zwei Dinge vortragen: 
·wiP _ i<'h schon angedeutet habe, wurde auf Grund der 
Erülhrungcn und der eini;!ehenden Beratungen mit dem 
1. April 1964 versuchsweise eine neue Stundentafel für 
dif' Realschule unseres Landes in Kraft gesetzt. Ihre 
be;,•mde!'en Kennzeichen sind eine gewisse Beweglich
kc•it und eine Anpassungsfähigkeit an personelle Ge
~ebenhPi t4"'n und besondere örtliche Bedürfnisse. Im 
9. und 10. Schulj::thr sieht sie Kern- und Kursunter
richt vor, um den verschiedenen Begabungsrichtungen 
und Interessen der Schüler zu entsprechen. Der Fran
:t,ü:;isd1-Unterricht erhält im Vergleich zu der bisheri
g('n Losung eine Aufwertung mit dem Ziel der Durch
Hissigkcit - ich habe vorhin bereits davon gesprochen -
1.ur h•llleren Schule. Ferner bringt die neue Stunden
t,,;fd eine Hebung und Verstärkung des naturwissen
schaftlichen Unterrichti:; im Hinblick auf die Erforder
llls~e ch·r technischen Berufe, auf die ja die Realschule 
vnrbereit('ll soll. vor allem in bczug auf die Ingenieur
sdll.ilf'n. Gedacht ist auch an eine weitere Betonung 
dPr m1isisch1?n Fächer eventuell als eine dritte Wahl
möglichkeit bei gleicher Bewertung neben dem Fach 
„F'ranzös isch" und den zusätzlichen mathematisch
n<thirwi~R..-.ns<'haftlichen Arbeitsgemeinschaften, zwi
schen denen sich die Schüler im 9. und 10. Schuljahr 
Pt1(~ ~+1 <c> idt>n können. 

Die irn Unterricht der Realschule vorgesehene Ver
füi;(unl{sstunde wird in mehrfacher Hinsicht an Be
d1• tH 11 rw; gewinnen. Sie dient der Gemeinschaftserz.ie-

hung, also der Gemeinschaftskunde; sie dient der 
Schülermitverantwortung im weitesten Sinne des Wor
tes und betont den gegenwart8be'logenen Unterrkht. 

Sollte der Unterricht nach der neuen Stundentafel 
durchgeführt, und sollten damit in etwa die damit ver
bundenen Absichten verwirklicht werden, so ist es not
wendig, davon auszugehen, daß bei der Besetzung der 
Stellen 1,5 Ld1r~r pru Klasse berechnet werden. Diese 
sind au.eh im Etat des Jahres 1965 bereits vorgesehen. 

Die neue Stundentafel wird wesentlich dazu beitragen, 
sowohl die eigenständige Prägung der Realschule zu 
fördern und gleichzeitig - das scheint mir eine wich
tige Forderung zu sein - den Übergang für begabte 
Schüler :i:ur höheren Schule zu erleichtern und auch 
einen Übergang für die höhere Berufsfachschule besser 
voo:uben::iten, . 

Lassen Sie mich t1un zwn letzten Punkt der Anfrage 
kurz folgendes sagen: Auch hierbei kann ich auf den 
ersten und allgemeinen Teil meiner Ausführungen 
und auf die Beantwortung der einzelnen Punkte hin
weisen. 

Wie ich schon verschiedentlich betont habe, soll die 
Realschule nicht isoliert betraclitet werden. sondern in 
ihren vielfältigen Beziehungen zu den anderen Schul
gattungen gesehen werden. Was wir anstreben, ist ein 
vielfältig ausgebautes Schulwesen mit sinnvoll einge
bauten Übergangsmöglichkeiten, Das bedeutet ein 
Schulwesen, in dem jeder die Schule seiner Begabung 
finden kann und in dem Fehlleitungen des Schülers 
nach Möglichkeit vermieden und ausgeschaltet we1·den. 

Noch einmal sei betont, daß es unser Bestreben sein 
muß, alle Begabungsreserven auszuschöpfen und jedem 
Kind eben entsprechend seiner Begabung den Weg zu 
einer Reifeprüfung freizumachen. 

Ich darf noch zum Schluß erwähnen, daß begabte 
Volksschüler von dem 5. Volksschuljahr ab, in dem 
wir ja jetzt die Pflichtsprache einführen, wenn sie 
dort mit Erfolg einen F.nglisdmnterricht besucht haben 
- auch von der 5. und 6. E.lasse -, noch von der Volks
schule in die Realschule übertreten können. Wenn wir 
also de_m äußeren Aufbau des Realschulwesens, nach 
dem in der Anfrage gefragt wurde, den inneren Aus
bau zur Seite stellen, so möchte ich hoffen, daß wir 
in immer steigendem Maße in unsere m Land bald ein 
mittleres Schulwesen entwickelt haben, das im vollen 
Sinne integrierender Bestandteil unse~s gesamten 
allgemeinbildenden Schulwesens ,;;13[n k~nn. 

(Beifall der CDU und des Abg. Martenstein.) 

Vizepräsident Rothlr~·: 

Ich eröffnet die Aussprache und erteile das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Martenstein (FDP). 

Abg. Marteostein: 

Herr Präsident, meine sehe verehrten Damen und Her
ren! Lassen Sie m ich im Auftrag meiner Fraktion 
einige wenige Bemerkungen zu den sehr umfang
r~ichen Ausführungen des Herrn Ministers anfügen. 
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Wfr begrüßen die Erklärung des Herrn Ministers, daß 
die Realschul0n in sinnvoller Streuung über das Land 
V<!rtdlt wct·den sollen. Wir sind der Auffassung, daß 
damit am ehesten den Grundsätzen des Schulbedürf
nisses, das da und dort gegeben ist, entsprochen wird, 
und wir wünschen insbesondere, daß die örtlichen 
dringlichen Schulbedürfnisse einzelner größerer Ge
meinden oder ~meindezentralen dabei die gebüh
rende Berücksichtigung finden. Wir wünschen also im 
ganzen gesehen eine ausgewogene Dichte dieser Real
schulen, verstreut über das ganze Gebiet des Landes. 
Dabei möchte ich aber doch eine Bemerkung machen, 
nämlich die, daß diese Realschulen, diese Mittelschulen, 
keine Konkurrenzschulen werden sollen zu den Auf
baugymnasien, die da und dort schon zu finden sind, 
wic wir überhaupt bemerken möchkn, daß uns die 
Förderung der Aufbaugymnasien ebenso wichtig er
scheint wh• die Förderung der Realschulen selbst. 

fAbg. Sehwal'~: Es darf überhaupt keine Kon
kurrenz zwischen den Schultypen geben 1) 

Es sind Konkurrenzverhältnisse gegeben, Herr 
Schwarz. kh lwbc davon gehört, und deshalb erlaube 
ich mir, hier diese Bemerkung zu machen. Ieh könnte 
hier mit Ortsangaben dienen. 

(Allg. Schwarz: kh meine, das dürfte nicht sein!) 

- Das dürflü nicht sein! Da stimmen wir völlig über
ein. Abor die Konkurrenzverhältnisse sind in der Tat 
gegeben. Ieh könnte mit Ortsangaben dienen. 

Duß bei dom Aufbuu dieser Realschulen die Richtlinien, 
die fi.ir den Ausbau der Häuser• gegeben worden sind, 
bctlchtct v.;crdcn sollent ist selbstverständlich. Wir 
cknkcn hier an die ausreichende Zahl von naturwissen
schaftlichen Räumen. an Werkräumen und so fort, an 
hauswirt~chafllichc Raumgruppen, an Turn- und 
Sporthalle>n. Ich möchte abct· gleichzeitig mit großem 
Nachdruck aussprcehen, daß bei aller Beachtung die
scl' pä<l:.igogischen Forderungen nicht aufwendig ge
baut wird. Immer wieder glauben wir, da und dort 
fost~tellen zu müssen, daß manchmal zu viel des Gu
ten getan wird, daß man mit dem Kostenaufwand für 
vict· Schulen wahrscheinlich bei einer etwas sparsame
rl'n Verwendung der Gelder auf fünf Schulen hätte 
kommC'n können, und daß man auf diese Weise sehr 
viel schneller zur El'füllung des Realschulplanes kom
men würde, als wenn man diese Grundsätze nicht be
nt-hlct. 

Schließlich wünschen wir im Zusammenhang mit der 
D0liatte über die Realschule, daß die Lehrpläne unse
rer rheinl:md-pfälzischen Realschulen - soweit mög
lich - abgestimmt werden mit den Lehrplänen in an
deren Bundesländern. Das scheint mir ein sehr großes 
und beachtenswertes Anliegen zu sein, wie uns auch 
der Berechtigungswert des Abschlußzeugnisses der 
Rculschule nach wie vor nicht eindeutig genug um
schrieben ist. Auch da müßte noch einmal eine zusätz
liche Aussage von seiten des Ministeriums gemacht 
werden, insbesondere in der Bemühung, dieses Real
schul-Absehlußzeugnis noch mehr als bisher von seiten 
der Landesverwaltung als eine gute Empfehlung für 
den Anfang der Diensttätigkeit in unserem Lande an
sehen zu lassen. 

Wir danlten dem Herrn Minister, daß er sich sehr aus
führlich mit der Ordnung der Studien der Realschullehrer 
beschäftigt hat. Daß hier Zweigleis igkeit gegeben ist, 

wissen wir. Wir teilen die Auffassung, die er vorge
tragen hat, in Richtung des Wertes der Mitarbeit der 
Volksschullehrer an den Realschulen, weil man auch 
nach unserer Meinung und nach der Erfahrung, die wir 
mit den Herren, die aus dem Volksschuldi<:>nst gekom
men sind, gemacht haben, sagen muß, daß sie uns be
sonders qualifiziert erscheinen, Realschullehrer zu wer
den. Das hindert uns aber nicht, gleichzeitig zu sagen, 
daß man von seiten des Ministeriums darauf sehen 
muß, daß die unterschiedlichen Wertigkeiten, die die 
Vorbildung mancher Realschulleht'er mit sich gebrucht 
hat - bisher mit sich gebracht hat -, in Zukunft aus
geschlossen werden sollten. Unterhaltungen, die ich 
mit Herren des Ministeriums in dieser Richtung hatte, 
bestätigen durchaus diese meine Bctrnchtung. 

Wenn ich dann, ohne Angehöriger des Rcah;chullehrer
standes zu sein, noch etwas von der Wunschvorstellung 
der Realschullehrer zusätzlich sagen darf, dann das 
eine, daß die Realschullehrer ihre eigene Schulaufsicht 
haben möchten, und daß - das scheint in sicherer Aus
sicht zu stehen - bei der bevorstehenden Verabschie
dung unserer Besoldungsgesetzgebung - der Novelle 
zum Besoldungsgesetz - mehr als bisher die bcrechtil~
ten Wünsche der Realschullehrer in Richtung ihl'er Be
zahlung berücksichtigt werden. Das ist eine Aufgabe, 
die wir gleichfalls zu beachten haben. Und wenn wir 
diese einzelnen Dinge, so wie sie heute hier gesagt wor
den sind, im Zusammenhang sehen und wahrnehmen, 
glauben wir sagen zu müssen, daß wir dieses zweifel
los bedeutsame Realschulwesen im Lande ein gutes 
Stück voranbringen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat nun der Herr Abgeordnete Barthel CSPD). 

Abg. Barthel: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich hatte 
eigentlich gedacht, daß wir bei diesem Thema zur Frage 
der Ausbildung der Realschulleht•et' sprechen, und daß 
sich sowohl derjenige, der diese Große Anfrage der 
CDU begründet, als auch der Minister, der sie beant
wortet, seht' ausführlich mit diesem Thema beschäfti
gen würden. Aber vielleicht ist das mangelnde Interesse 
bei den Anfragern selbst, denn ich sah die Bänke der
jenigen, die bei dieser Großen Anfrage der CDU hätten 
zuhören sollen, schon bei der Begründung leer. Viel
leicht hat das mangelnde Interesse auch einen Grund, 
nämlich den, daß man zu dem Problem gar nicht sehr 
viel zu sagen hat und deswegen ausgewichen ist auf 
das gesamte Problem des Realschulwesens. 

(Abg. Schwarz: Wir hatten doch die Anfrage prä
zise .formuliert!) 

- Sie haben die Anfrage präzise formuliert i Sie haben 
aber nicht begründet, was Sie so präzise formuliert 
haben. Ich werde darauf noch eingehen. Sie haben die 
Anfrage noch mehr ausgeweitet. Der Herr Kollege 
Schwarz hat hier die Meinung vertreten, daß das Wort 
von der Bildungskrise und Bildungskatastrophe, das 
heute früh gefallen ist, ein politisches Schlagwort sei. 
Wenn auch dieses Wort heute früh von der Fraktion 
der FDP h er gefallen ist, wir haben dem zugestimmt. 
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D<.>r Herr Kollege Dr. Storch hat eine Reibe von Be
gründungen dafür gebracht. Der Herr Kollege Marten
s tein hat sich allerdings heute nachmitl.ag wieder sehr 
brav in der Koalition eingefunden. 

Nun, wetm Sie. Herr Kollege Schwarz - ich muß leider 
auf die Dinge eingehen, die Sie in der Begründung 
gesagt. haben, obschon ich mich eigentlich auf die Frage 
der Realschullehrerausbildung beschränken wollte -, 
bei den Zahlen, die Sie heute früh gehört haben - ich 
ho!ie. Sie haben wenigstens zugehört -, 

!Abi(. Schwarz: Das ist eine Unverscblim!heit 
HE'rr Kollege Barthel, was Sie jetzt gesagt haben! 

Wir spred1en uns wieder!) 

nicht doch das Gefühl hatten, daß dieses Land Rhein
land-Pfalz und die Bundesrepublik noch einen außer
ordenUichen Nachholbedarf haben im Bereich der Bil
dungsangebote an ihre Bürger. dann muß ich Ihnen 
noch ein paar Zahlen nachtragen. Vielleicht hilft das 
wieder nid\1.. Es kann sein, daß Sie Zahlen nicht über-
7.c-ugen. 

Trotzdem möchte il'h - -

(Abg. Schwarz: kh habe die Zahlen nicht bestritten!) 

- Sie haben die Zahlen nicht bestritten, aber Sie wei
gern sich, die Konst!(lucnzen aus diesen Zahlen zu zie- ·· 
hen. 

<Abg. Schwarz: Auch nicht! Das ist der Tatbestand! -
Das habe ich gesagt!) 

- Welche Konsequenzen ziehen Sie dann daraus, daß 
beispielsweise Schleswig-Holstein, das eine Million we
niger Einwohner hat als Rheinland-Pfalz. heute 41 000 
Mittel~chüler hat und das Land Rheinland-Pfalz nur 
12 OOO't Ist d::is nun eine Bildungskatastrophe ode1· ist 
das kc-ine? 

(Abg. Schwarz: Nein, Sie vergessen, daß 100 Pro
zent hinzugekommen sind in kürzester Zeit. Das 

isL die Konsequenz, die wir gezogen haben!) 

- Ich bestreite nicht, daß 100 Prozent seit 1957 hinzuge
kommen sind; denn wir hatten damals 6 000. und heute 
haben wit· 12 000 Realschüler. Obwohl also nun tatsäch
lich 100 Pl'Ozent dazu gekommen sind, sind wir docll 
bd 4,3 PJ"(izent der 13jährigen oder bei 7,7 Prozent der 
Realschulahgänget·. Das Land Schleswig-Holstein ist bei 
26 Prozent. 

<Abg. Schwarz:: Wir brauchen weiter neue Schulen!) 

Sie sind also damit einverstanden, daß wir in den Din
gen noch einen außerordentlich großen Nachholbedart 
haben"/ 

(Abg. Schwarz: Selbstverständlich!) 

- Gut. dann darf man auch das Wort von der Bildungs
kris<> oder von dem mangelnden Bildungsangebot nicht 
vHnPinen. oder diese Zahlen haben Sie nicht über
zeugt. 

(Ahg. Sdiwarz: Doch!) 

Sie haben sich - so scheint es mir - noch nicht einmal 
durch Ihren Besuch in England überzeugen lassen; denn 
Sie haben hier ausgeführt, unser Land habe eine solche 
Stniktvr. daß andere Sch1Jlverhältnisse nicht möglich 
Sf~ij>n, Ich hi:ittP. eigEmtlich gedacht. daß Sie gerade aus 

England - das wir gemeinsam besucht haben - das ~
fühl mit nach Hause gebracht hätten, die haben zwan
zig Jahre früher angefangen; aber wer hat denn eigent
lich verhindert, Herr Kollege Schwarz, daß wir 20 Jahre 
früher angefangen haben? 

(Beifall bei der SPD.} 

Sie habtln noch im Jahre 1962 jedem Dorf seine Schule 
gewünscht und jeden. der dem Dorf nicht die Schule 
erhalten wollte, den haben Sie einen Kirchenzerstörer 
genannt. So kann man nicht argumentieren. 

leb wlll weiter auf Zahlen verzicht~m . Ich wollte Ihnen 
nur einmal zeigen: Es gibt in England eine Grafäch.aft, 
die strukturell genauso ist wie uni;er I„::ind, nämlil'.:..'1 
Norfolk; die viertgrößte Grafschaft der Fläche nach. 
aber die dreiundzwanzigstgrößte Grafschaft der Be
völkerungszahl nach. Trotzdem gibt es dort keine Ober
stufen der Volksschule mit weniger als etwa 500 Kin
dern. 

(Abg. Schwarz: 20 Jahre!) 

Sie haben es doch bisher lelder verhindert! Darum geht 
es doch. Insbesondere habe ich beim Lesen der Frage 7 
gedacht, daß eine kleine Umkehr in der CDU-Fraktion 
und im CDU-Denken eingebrochen wäre; denn diese 
Frage 7 klingt eigentlich sehr verheißungsvoll. Es heißt 
dort: 

Welche Vorstellungen be:;tehen in diesem Zusammen
hang in bezug auf die Gestaltung des gesamten 
Schulwesens im Sinne einer umfassenden Einheit 
desselben? 

Aber leider hat das anscheinend jene Schwalbe, die 
keinen Sommer macht, in Ihrer Fraktion hineinge
schrieben, und derjenige, der es begründen sollte, wußte 
nichts damit anzufangen. Auch der Herr Minister wußte 
damit nichts an.zufangen. 

(Kultusminister Dr. Orth : Ich habe es doch beant
wortet!) 

- Aber wie Sie es beantwortet haben, Hen Minister. 
Sie haben davon gesprochen, daß die Realschule nicht 
isoliert stehen solle, daß vielfältige Beziehungen zwi
schen der Realschule, der Volksschule und der höheren 
Schule bestehen sollten bei Beibehaltung der grund
siitzlichen Dreigliedrigkeit. Sie können reden wie Sie 
wollen, die Beziehungen zwischen der Volksschule und 
der Real.schule werden bei Ihrer Konstruktion nur da
durch Ge-~tel~;;n_, daß die Kinder aus der Realschule in 
die Volksschule zurückkehren können. 

(Kultusminister Dr. Orth: Das habe ich doch ge
sagt, Hei·r Kollege Barthel!) 

- Das ist a"ber nicl!t die Beziehung, die wir wollen. 

<Kultusminiiotn Dr. Orth : Hinüber und herübert) 
" • '•'"" "''"' • • I ' 

- Aber das werden Sie auf dem ·wege nicht erreichen. 

Ich habe davon gesprochen, daß ich eigentlich aut 
Grund dieser Frage 7 e1·hof!t hatte. daß man zu einer 
fortschrittlicheren Bildungskonzeption hier kommen 
werde, aber wir müssen eben noch ein paat· Jahre war
ten; hoffentlich nicht noch einmal zwanzi.g Jahre; denn 
dazu haben wir nicht mehr die Zeit. 

(Abg. Haehser: St!hr richtig!) 
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Diese Anfrage ist überhaupt eine sehr konfuse Ange
legenheit. Sie trägt die überschrift „Realschulwesen in 
Rheinland-Pfalz" und befaßt sich dann ausschließlich 
mit der Ausbildung der Realschullehrer. Das ist das 
eine. 

Das andere ist, daß man den Grund dafür, daß nun 
dieses Realschulwesen in unserem Land Rheinland
Pfalz so uneinheitlich entwickelt ist, einfach den Ver
hältnissen zuschreibt; denn die Verhältnisse sind nun 
einmal so. Eine verantwortliche Landesregierung hätte 
nicht einfach zusehen dürfen bis zum Jahre 1963, bis 
sich schon die Märzwinde hier ankündigten, daß man 
endllch ein Gesetz macht und endlich eine gewisse Ini
tialzündung bringt. Die Ausführungen des Herrn Kul
tusministers begannen auch erst im Jahre 1963. Es 
soll nicht bestritten werden, seit der Zeit tut sich im 
Realschulwesen einiges. Das will ich auch gerne aner
kennen. 

E:> werden neue Realschulen gebaut, insbesondere im 
Südteil des Landes ist der Plan vorhanden, aber auf 
all<:> diese Dinge haben wir, die Bevölkerung und auch 
die ÖHcnllichkeit gedrängt. Von der Realschullehrer
ausbildung ist in der gesamten Begründung verhältnis
mäßig wenig die Rede gewesen. Insbesondere ist nicht 
davon die Rede gewesen, daß beispielsweise im Jahre 
1963i64 von 90 Teilnehmern an der Prü!ung für den 
Realschulleht·erdienst sich nur 35 füJ." die Anstellung in 
Rheinl<1nd-Pfalz beworben haben. Herr Minister, das 
muß doch irgendwie einen Grund haben. Ich hätte ge
dacht, daß Sie uns diesen Grund einmal nennen, warum 
60 Prozent derjenigen, die im Lande Rhcinland-P!alz 
die Realschullehrerprüfung ablegen, nicht im Lande 
Rheinland-Pfalz bleiben. Nachdem Sie den Grund nicht 
genannt haben, möc.~te ich versuch.en, einige Gr'..inde 
dafür aufzuzeigen. Es hält sich sehr hartnäckig das Ge
rücht, daß in der letzten Zeit eine ganze Reihe von Real
schullehrern auf andere Länder verwiesen worden sind 
und von den Herren der Ministedcn und der Bezirks
regierungen, obwohl die Durchschnittsklassenziffer der 
Realschulen bei uns die höchste in der ganzen Bundes
republik ist. Es würde mich interessieren, ob das stimmt. 

(Abg. Völker: Sind die ausgewiesen worden. 
oder ... ? - Lebhafte Heiterkeit bei der SPD.} 

- Icli weiß es nicht. Ich hoffe, daß der Herr Minister 
nachher die Antwort geben kann, warum GO Prozent 
derjenigen, die die Prü!ung machen, nicht im Lande 
Rheinland-Pfalz bleiben. Das hat sicherlich auch einen 
Grund in der Besoldung; denn obwohl der Herr Mini
~tm·pr~sident im Jahre 1961 auf eine Anfrage der sozial
demokratischen Fraktion gesagt hat, er würde aller~ 

schnellstens dafüt· sorgen, daß das Besoldungsgefälle 
zu den Nachbarländern beseitigt würde, ist bis zur 
Stunde dieses Besoldungsgefälle nicht beseitigt. Das 
ist ein Grund. 

Ein zweiter Grund ist sicherlich, daß unsere Realschul
lehrer, wenn sie ihr Studium an der Universität absol
viert haben, ein volles Jahr völlig in der Luft hängen. 
Sie machen in diesem Jahr drei Prüfungen, bekommen 
aber keinen P!ennig Geld. Sie sind also auf sich selbst 
und ihre Eltern angewiesen. In anderen Ländern ist 
das anders. Und da, Herr Minister, liegt vielleicht der 
wichtigste Grund. Ich verstehe nicht, daß Sie nicht 
schon längst, nachdem Sie wenigstens ab dem Jahre 
1963 das Realschulwesen ein wenig in den Griff be
kommen haben, auch die Realschullehrerausbildung ein 
wenig in den Griff bekommen habe n. Statt dessen be-

antworten Sie die Große Anfrage der CDU zusammen
gefaßt wie folgt: 

Zur Frage 3: Sie seien bestrebt, Aui;bildungsstätten ein
zurichten, und das im Jahre 1964. 

Zur Frage 4: Sie würden beabsichtigen, einige Semi
nare zu errichten. 

Zur Frage 5: Es bedürfe noch weitcrct· Verhandlungen 
mit dem Institut für Kunsterziehung. 

Und das alles im Jahre 1964 und nicht im Jahre 1944, 
Herr Kollege Schwarz, nämlich vor 20 Jahren, als die 
Engländer ihren Education Act beschlossen haben. Ich 
erwarte von Ihnen nicht, daß Sie das im Jahre 1944 
schon hätten machen können. Ich hätte aber erwarten 
können, daß es die Landesregierung bei uns etwa im 
Jahre 1950 begonnen hätte. 

Es wird auch vom Realschullehrerverband behauptet -
ich kann das nicht prüfen, vielleicht wird der Herr 
Kultusminister uns darauf eine Antwort geben -, daß 
nicht genügend Planstellen eingestellt seien. Das ist 
eine Behauptung, die der Realschullehrerverband in 
seiner Schri!t aufstellt, die mir allerdings auch der 
Herr Minister selber in einem Brief bestätigt hat. Als 
ich nämlich für das Jahr 1964 für Kaiserslautern mehr
mals nachgestoßen habe, daß dort die Realschule er
richtet werden sollte, hat der Herr Minister mir 
fast wörtlich geantwortet, daß im Haushalt des Jahres 
1964 leider keine Mittel für einen Zuschuß für Bau
maßnahmen eingesetzt seien und außerdem auch keine 
Planstellen zur Verfügung stünden. Ja sind wir denn 
so kurzlebig im Lande Rheinland-Pfalz, daß wir noch 
nie.ii.t eir.u.i.nal für eine einzige RealsCL11ule im Lande Er
satzplanstellen eingeplant haben, eine Frage, die ich 
vielleicht bitten darf zu beantworten. 

Der Herr Minister hat davon gesprochen, d1,1H es ihm 
ein echtes Anliegen sei, daß der Volksschullehrer weit 
mehr in den Realschuldienst überwechseln möge als 
das seither der Fall ist. Er hat hier für einige Zahlen 
genannt und ihre zurückgehende Tendenz bedauert. 
Ich bin mit ihm einig, daß die geringe Zahl der Volks
schullehrer, die in den Realschuldienst überwechseln, 
zu bedauern ist. Ich weiß nur nicht, ob der Herr Mini
ster nicht weiß, warum ein solcher Rückgang stattfindet. 
Ich will es Ihnen sagen. Wenn man den Volksschul
lehrer, völlig auf sich allein gestellt, zu Hause in seinem 
stillen Kämmerlein neben einer Klasse mit 60 Kindern 
- ja, Sie schütteln den Kopf, das ist doch so, soll ich 
Ihnen die Prozentzahten vorlesen der Klassen mit 50, 00 
oder 65 Kindern? -

(Abg. Schwarz: Es hat keinen Zweck. mit Ihnen 
darüber zu reden!) 

läßt und von ihm verlangt, daß er in privatem Studium 
sich auf die Realschullehrerprüfung vorbereitet, dann 
kann man nicht erwarten, daß eine große Zahl von 
Lehrern diesen Weg geht. Die Verbände, sowohl der 
Katholische Lehrervel'band als auch die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft, sind hier in eine Lücke 
eingesprungen, die eigentlich das Ministerium längst 
hätte füllen müssen. Warum es diese bis zum heutigen 
Tage nicht gefüllt hat, entzieht sich meiner Kenntnis. 
Denn bereits im Jahre 1953 hat die Kultusminister
konferenz Richtlinien für eine Prü!ungsordnung für 
den Realschuldienst herausgegeben. Neben den Richt
linien für eine Prüfungsordnung müßte ein verantwort-
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liches Kultusministerium auch dafür sorgen, daß die 
K<1ndida ten zur Prüfung entsprechend vorbereitet wer
dC'n_ Im .Jahre 1961 hat der Deutsche Realschullehrer
\'Prband eine Denkschrift herausgegeben zur Realschul
lchrerausbild~ - bitte. im Jahre l!l61! -. Ich darf mit 
Gen<"hmigung des Herrn Präsidenten daraus zitieren: 

Aus 11Jlem folgt, daß die Ausbildung d es Realschul
lehrers dringend einer Überprüfung und grund
legenden Neuordnung bedarf. Ein autodidaktisches 
St.udium und selbst ein durch Kurse und Arbeits
J!emeinsch<if~en gelenktes Selbststudium entsprechen 
i~ieht dem h eutigen Bildungsauftrag des Realschul
wesens. Sie sind Rückstände auf der Anfangsent
wid\lung der Realschule und können heute nur 
noch a ls Notbehelf angesehen werden. Die Länder
regierungen können sich der Vcrp!lich.tung nich.t Iän
~el' ent.dehen, die Realschullehrerausbildung mit 
dem Ziel einer geschlossenen staatlich geregelten 
und s t<111tlich getragenen Institution grundlegend zu 
a11dt>n1. 

Vai; w111· im Jahre 196L Im Jahre 1963 haben wir das 
Realschullehrergesetz verabsch.iedet. Auch da hat das 
Kullu,;ministerium noch keine Veranlassung gesehen, 
die Realschullehrerausbildung zu ordnen. Warum'! -
E1·s t. al~ dann im Mai 1964 die Denkschrift des rhein
land-pfälzischen Realschullehrerverbands kam und noch 
dnmal auf diese Mängel hinwies, hat endlich auch. die 
CDU reall(iert und ihre Anfrage gestartet. Nun, das 
\\'<.iren noch Nachwirkungen des März-Windes. Cnd ich 
hatte eigentlich gehofft, daß die Nach.wirkungen des 
Oktober-Windes uns ein kleinwenig mehr zusammen
fuhren würden alt:: das. was Sie, Herr Kollcp,e Schwarz 
und 8it>. Herr Minister. beLite hier vorgetra.11:cn haben, 
11iirnlkh daß die Dreigliedrigkeit unseres Sch.ulwesens 
ciurch dit> ~tnikt.11 1· 1_inseres L-<i_ndes begründet sei. Das 
sin<i Vnrst.ellungen aus dem 19. Jahrhundert. Lassen 
Sie sich das gesagt sein. Diese Vorschläge werden spä
t„slens in 1:> .Jahren genauso überwunden sein wie 
die Vrirstet!une:. dais eine clnklassige Sch.ule eine ideale 
.'-'ctl u I<' sei. 

(Bt>if<ill hei der SPD1. 

Wir h1<hen schon wiederholt in diesl'm Hause die ge
:;etzli<:he Regelung der Lehrerbildung verlangt. Im 
Rahmt:-11 der ~esetzlichen Regelung der Lehrerbildung 
biitte man auch die gesetzliche Regelung der Realschul
lehi·er;-rnsbiidung durchführen können. Aber nein, das 
geschi'o'ht in Verordnungen oder überhaupt nicht. Und 
in die•~m Falle ist es leider überhaupt nicht g:esch.ehen. 

Sow1>lll der Herr Kollege Schwar7. als auch der Herr 
Kultusminister und der Herr Kollege Martcnstein ha
ben sich noch über eine Frage verbreitet, auf die ich 
heute nicht eingehen möch.te. nämlich die Frage der Au!
b<it1t'1•<-<li::chul11n und der Autbaugy mm1sien. Ich werde 
m•H'gen die Ehre haben, wahrscheinlich die Anfra~e der 
Fraktion (ier SPD zu diesem Problem zu begrunden 
und mücht.„ rlt-!~Weil:en jetzt dai-auf verzicliten •. .. Abo;:r 
·Jllch hiPr können Sie b<•weisen, ob 8ie endlich dyna
:nii;chP Schulpolitik betreiben wollen oder ob Sie immer 
11„<'h bf:'h<1ft.et sind in den Vorstellungen von vor 50 
,J<1hrPn. 

{B<>ifall bf'i der SPD.J 

\'i·1,t:priisidcnt. Rothley: 

J)<i,.; 'P·>rt h«I- Herl' Ab~eordneter Schwarz (CDU). 

Abg. Schwarz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Einige Be
merkungen des Herrn Kollegen Barthel veranlassen 
mic;:h, hi~r nl)ctl dnmal z.um Podium zu gehen. 

Der Herr Kollege Barthel ist der Meinung, daß wir 
selten eine so konfuse Anfrage gestdlt hätten wie 
diese hier. Ich. weiß nich.t. ob es Unfähigk~it. des Herrn 
Kollegen Barthel is t oder ob es sonst etwas ist, daß er 
eine solche Bemet·kung hier machen kann. 

CWi(ierspruch. bei der .SPD.) 

- Wir haben schon manch.es gehöl't, was der Herr Kol
lege Barthel hier vorgetragen hat. Selten haben wir 
so spitze oder trennende Bemerkungen gehört, wie sie 
der Herr Kollege Barthel hie1· aus~esprochen hat. Herr 
Kollege Barthel, Sie sagten, 20 J ahre habe man in Eng
land gebraucht. k h habe darauf hingewiesen, daß die 
Zahlen stimmen. Wenn Sie e twas gu!Pn Willen rnr Ge
meinsamkeit hätten, hätten Sie hier a11gef<1ßt und fest
stellen können, daß ich die Zahlen nicht angezwei(ell 
habe. Ic..l1 habe gesagt, daß es dringend notwendi.g sei, 
daß wir in unserem Raum weiter 11rbeiten am Aul-ihnu 
von Realschulen. 

Und, Herr Kollege Barlhel: Nicht im Jahre 1963 hat 
man in diesem Lande a ngefangen, Realsch.ulen zu 
bauen. Von 1957 bis 1963 sind in diesem Lande 21 neue 
Realschulen gegründet worden. Wenn Sie sagen, man 
hätte erst 1963 begonnen, so isl das nicht wahr. Es ist 
bewußt die Unwahrheit l!lesagt, wenn Sie behaupten, 
daß erst seit dem Jahre 1963 in diesem Lande Real
schulen gebaut würden. 

(Abg. Schadt: Die Initiative kam aber von uns!) 

- Natürlich., nur die Sozia ldemokrati>n habi>n bis l!l6:J 
die Initiative entwickelt; andere könmm das nicht! 

(Abg. Haehser: So ist es!i 

Wir haben in diesem Lande am Nullpunkt angefangen. 
Und wir sind stolz darauf, daß wir die ersten Schritte 
machten, um aus der sch.lechten Agrar- und Hildungs
struktur, die in diesem Lande bestand, herauszukom
men und erhebliche Schritte nach vorne mach.len. \\7ir 
sagen das - das betone ich. ausdrücklich - im vollen 
Bewußtsein, daß wir in der ausgesprochen sch.lecllten 
Au!>ganll(sposiliu11, in der wir waren, größte Anstren
gungen machen mußten, um das Ziel zu erreichen, was 
uns allen vorschwebt. Nur, Herr Kollege Barthel, wenn 
Sie England 20 Jahre 7.ubil!ieen, dann können Sie in 

! Deutsch.land nich.L das Jahr 1950 anführen. Ich wLeder
' --hole, was tdi. gesagt habe: 

'l\'Pnn im Jo:ih1·c 1950 an di~Pr Slf'llP jemand gestan
den und gc•rngt h~itte, j e tit wollen wir anfangen, gut.e 
Realschulen zu bauen, dann hiüt.f'n auch Ihre Leute 
gesagt: Da steht einer, der spinnt; wir haben wich
tigere Dinge zu tun. 

(Unruhe tw i dP!' SPD.) 

Ich c1·innere mich. in diel':em Zus<1mmenh1:1ng an die 
MaBnahmen zum Au.sb«tt der UniversitiH in diesem 
Lande, und ich weiß aus Protokollen dieses L andtags, 

(Zuruf des Abi'(. Barthel.) 
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daß die Sozialdemokraten damals der Meinung waren, 
der Ausbau der Mainzer Universüät sei eine ausge
sprochen über!lüssige Angelegenheit. Und heute wol
len Sie sich hinstellen und so tun, als ob Sie die Retter 
der Bildungspolitik wären! Das ist unwahr, das ist 
nicht richtig argumentiert, Herr Kollege Barthel! 

<Unruhe bei der SPD.) 

Wir sind bereit, Gemeinscha(tsarbeit zu leisten. Nur 
kann man sich dann nicht hinstellen und eine Fraktion 
für konfus erklären. Das kann man nicht machen, Herr 
Kollege Barthel. Wenn man es tut - und Sie haben es 
getan -, dann müssen Sie sich auch darauf gefaßt ma
cr,cnt daß man entsprecJ1cnd antwortet. 

(Zuruf des Abg. Barthel.) 

Wir sind im Realschulwesen wesentliche Schritte vor
angekommen, und wir werden auf diesem Wege fort
schreiten. 

Was nun die Frage der Durchlässigkeit angeht: Wir 
sind noch n ichl so weit, Herr Kollege Barthel, daß der 
Bremer Plan in diesem Lande realisiert "'rird, noch 
nicht so wl'it, daß wir die Einheitsschule haben. 

(Abg. Barthel: Ich habe das Wort ,.Bremer Plan" 
gar nicht angesprochen!) 

- Aber den Gedanken haben Sie sehr deutlich ange
srrochen. 

<Abg. Haehser: Herr Sclnvat·z, Herr Schwarz!) 

Wir tun alks, um jedem Kind den Weg von der Volks
sdrnle zur Realschule und höheren Schule zu ebnen. 
Wir lassen mit uns reden übe1· Aufbaurealschulen, Auf
baugymnasien und diese Dinge, weil wir wissen, daß 
wir hier weiterkommen müssen. Sie können sicher se in, 
wir habc.)n - auch ich, der ich mit dabei war - in Eng
land aufmerksam die Schulsituation studiert. Ich bin 
der Meinung, daß wir nicht 20 Jahre Zeit haben, wie 
s ie die Engländer gehabt haben, um auf den heutigen 
Stand zu k()tntnen, daß wir aber trotzdem, gemessen 
auch an den finanziellen Notwendigkeiten und Mög
lichkeiten, die wir haben, unsere Anstrengungen dar
uu.r richten müssen, schrittweise voranzugehen. 

lfot·1· Kollege Barthel, ich kann Ihnen nur eines sagen 
- und das bedauere ich eigentlich -: Ich hatte geglaubt, 
dieses gemeinsame Erlebnis unserer Englandfahrt wäre 
Cü1· Sie Anlaß gewesen, auch einmal ein Wort zur Ge
meinsamkeit zu !inden. Sie wollen nicht gemeinsam 
arbeiten. Herr Kollege Barthel, was Sie heute getan 
hah<'n. war : bewußt trennen wollen! 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizcpräsldenl RothJey: 

Weitere Wortmeldungen? - Das Wort hat der Herr Kul
tusministe1·. 

Kultusminister Dr. Orth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich muß 
aur die Fragen, die der Herr Kollege Barthel an mich 
gerichtet hat, doch eine Antwort geben, und zwar er
s tens: 

Eine Prüfungsordnung und die Ordnung über die Zu
lassungsvoraussetzungen zur Realschullehrerprüfung 
und zum Realschullehrer sind im Jahre 1957 im Lande 
Rheinland-Pfalz erlassen worden. Also, Sie können 
nicht sagen, daß hier seit Jahren keine Ordnung und 
keine Prüfungsordnung gewesen wäre. 

(Abg. Barthel: Ich habe nicht von der Prü!ungs
ordnung, sondern von der Ausbildungsordnung 

gesprochen, Herr Minister!) 

- Auch diese Ausbildungsordnung ist In jenem Jahre 
erlassen worden; sie hat also existiert, und jeder hat 
gewußt, wie er sich zum Realschullehrer ausbilden 
kann. 

Nun, ich habe von vornherein gesagt: Wir stehen noch 
im Aufbau unseres ganzen Realschulwesens. Sie kön
nen nicht davon reden, daß in England schon 1944 
solche Vorstellungen bestanden hätten. Im Jahre 1944 
waren wir leider Gottes noch mitten in einem Krieg, 
der uns auf - -

(Abg. Barthel: Die Engländer auch!) 

- Ja, aber doch nicht in dem Ausmaß und 1n der Zer
störung wie wir! 

(Weiterer Zuruf des Abg. Barthel.) 

- Ja, Herr Barthel, hätten vielleicht Sie im Jahre 1944 
eine Ordnung erlassen? Wie hatten doch unter den da
maligen Verhältnissen überhaupt nichts zu sagen. Also, 
ich bitte Sie, wie man mit solchen Argumenten kom
men kann, das verstehe ich wirklich nicht! 

(Abg. Dr. Skopp: Herr Minister, der Herr Kol
lege Barthel hat - da waren Sie beschäftigt -

vom Jahre 1950 gesprochen!) 

- Nein, vom Jahre 1944 hat er gesprochen! Aber, Herr 
Kollege Skopp, wollen wir das lassen. 

Ich stehe nicht an, zu wiederholen, daß wir uns erst 
im Aufbau unserer Realschulen befinden. Wir haben 
im Kulturpolitischen Ausschuß - und da haben Sie, 
Herr Kollege Barthel, mitgewirkt, deshalb verstehe ich 
nicht, was Sie jetzt hier an Kritik vorgebracht haben -
einen Zehnjahresplan aufgestellt und beschlossen. Wir 
haben uns dabei 30 bis 35 Realschulen vorgenommen. 
Hätten Sie uns dort im Ausschuß gesagt oder einen 
Weg gezeigt, woher wir das Geld nehmen sollen, dann 
hätten wir 60 Realschulen eingeplant und eben sehen 
müssen, wo und wie wir diese 60 Schulen bauen. Aber 
die Dinge kann man dod1 nicht gemeinsam in einem 
Ausschuß beraten und, nachdem man sich in der Aus
schußsitzung einig ist über einen Aufbauplan, dann 
wieder kommen und sagen: Das alles interessiert mich 
nicht! 

(Abg. Barthel: Aber, Herr Minister, ich habe 
doch anerkannt, wenn Sie die Rede nachlesen, 
daß seit 1963 einiges Erfreuliches geleistet wor-

den ist auf diesem Sektor!) 

- Ach, Herr Barthel, was haben Sie denn anerkannt? 
Das, was Sie hier vorgetragen haben, war meiner Mei
nung nach zum Teil doch auch eine Kritik, die den 
Realitäten überhaupt nicht standhält. Ich will es Ihnen 
gleich aufzeigen. Sie haben davon gesprochen - -

(Abg. Haehser: Sie dürfen nicht so böse sein, 
Herr Minister!) 



1100 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, v. Wahlperiode 

(Kultusminister Dr. Orth) 

- Nun, wenn einem so etwas vol."gesetzt wird, dann 
wird man böse. Also, entschuldigen Sie, dann merkt 
man die Absicht und wird verstimmt. 

{Beifall bei der CDU.) 

Hi-1T Kollege Barthel! 

iAbg. Barthel: Das war doch alles harmlos!) 

- NPin, so harmlos war das nicht! 

tWeiterer Zuruf des Abg. Barthel.) 

- Nun. aber hören Sie doch einmal zu. 

'Wenn \'On 90 Kandidaten. von denen der Großteil hier 
an der Universität studiert hat, nur 35 im Lande ge
hlieb<.>n. die übrigen aber in ein anderes Land gegan
g<'n :srnd, dann wissen Sie zunächst einmal so gut wie 
ich, d;:iß viele dieser Studenten gar nicht aus Rhein
land-Pfalz waren und sich auch nicht in Rheinland
Pfal7. zum Realschullehrer bewerben wollten. Daraus 
können Sie nun doch nicht dem Ministerium einen 
Vo1·ww·f machen. Wir haben die Freizügigkeit. Wer 
hier studiert, kann sich an der Univel."Sität einem Exa
men untPrziehen und dann seinen Beruf suchen, wo 
f'r wiH. Wenn er - das mag sein - vielleicht in der 
Nachbarschaft, in einer Großstadt wie Frankfurt oder 
i;on1<two, €'ine stellt:'! als Realschullehrer gefunden odel." 
ein Angebot hat und dieses einer Realschule, die bei 
uns auf dem Lande liegt, vorzieht, dann sind das doch 
Dinge, die wir nicht irgendwie dirigistisch steuern 
können. Wir müssen den ausgebildeten und examinier
ten Lehrer dorthin gehen lassen, wohin er will. Ich 
weiß nicht, ob ein Besoldungsgefälle zwisch~n Rhein
land-Pfalz und einem anderen Land besteht. Mir ist 
davon nichts bekannt. 

Abe>r das andere, was Sie angedeutet haben - Sie ha
ben zwa1· gesagt, es hält sich hartnäckig des Gerücht; 
so geschickt waren Sie gerade noch, diese Kurve zu 
nchml'.'n -: daß wir <l.i.e Leute aus dem Lande verwie
::;pn hiilten. IclJ. bitte Sie! Wir geben jedem Realschul
lehret·, wenn er sein Examen gemacht hat, eine Liste 
über alle freien Stellen im Lande Rheinland-Pfalz und 
bitt?n ihn darum, sich auch um eine solche Sielle zu 
bewerben. Wenn aber nunmehr von diesen examinier
ten R0alsrhullehrem einige sagen, wir bevorzugen eine 
Stt>lle in einer Großstadt und warten lieber noch ein 
oder zwei Jahre, bleiben also solange noch im Volks
schuldienst, von wo sie herkommen, tätig, dann kön
mm wir sie doch nicht zwingen und sagen: Das gestat
ten wil" euch nicht; ihr habt hier sofort eine der freien 
Stellen anzunehmen. - Also, ich hätte wirklich die 
Bilt€', daU man doch die Dinge nicht so darstellt, wie 
c;.; hier gemacht wurde. 

Planstellen haben bis jetzt bei uns nicht gefehlt. Al
le>rdings haben wh· eine Anzahl Planstellen, vor allem 
bei kleineren Realschulen draußen auf dem Lande, zu 
dt•nen sich die Bewerber nicht so hindrängen. Wir ha
ben Realschulen - hie!." in Mainz oder sonst in einer 
der GroßstiidtP. - , wo die Leute natürlich hindrängen. 
Da ist das Angebot an Lehrern größer, bei den Real
schulen auf dem Lande hingegen entsprechend ge
l'inger. 

Dann noch ein weiteres, was Sie gesagt haben: Wir 
würd•.'n unsere Kandidaten während und nach der 
Lehrerprüfung sozusagen in der Luft hängen lassen; 

die würden da also noch ihren Eltern oder sonst je
mandem auf der Tasche liegen. Die Leute können sich 
bei uns zur Realschullehrerprüfung melden. Sie wis
sen, daß l':ie dann ein halbes Jahr Zeit haben: und das 
ist ein halbes Jahr, in dem sie sich noch mlt auf die 
Prüfung vorbereiten sollen. Nach der Prüfung hat je
der, wenn er eine der freien Stellen, die wir ibm 
nachweisen, annehmen will, die Chance, am nächsten 
Tage in den Dienst als Realschullehrer des Landes 
Rheinland-Pfalz .'einzQtreten. 1Also, hier haben Sie 
wirklich Vorwürfe erhoben, die man so nicht hinneh
men kann. 

Und nun, Herr Kollege Barthel, ein letztes. Niemand 
von uns soll jetzt so diktatorisch sagen: Die Dreiglie
drigkeit der Schule ist überholt; oder: de[' horizontale 
Aufbau ist der bessere. - Das ist bei Gott nicht bis ins 
letzte erprobt. Ich gt!~tehe Ihnen zu, daß für die Groß
stadt andere Bedingungen herrschen als für einen 
Flächenstaat. Und es gibt auch Flächenstaaten in der 
Bundesrepublik, wo de[' Kultusminister aus Ihren 
Reihen gestellt wii·d, die ebenso die Dreigliedrigkeit 
des Schulwesens haben. 

Aber ich sage Ihnen doch: Wir bleiben nicht starr bei 
dieser Dreigliedrigkeit stehen, sondern die Durchläs
sigkeit von der Volksschule zur Realschule auch in der 
5. und 6. Volksschulklasse - ich habe es vorhin darge
legt - ist bei uns gegeben. Der Übergang der Real
schule in der ersten und z.weiten Klasse in die höhere 
Schule ist gegeben. Der Weg von der höheren Schule 
wieder zur Realschule ist nach dem Lehrplan - wie 
wir es in Altenkirchen praktiziert haben - gegeben. 
Diese Durchlässigkeit ist doch der Teil einer horizon
talen Gliederung. Man kann dann doch nicht sagen, 
wir würden an diesen Dingen vorbeigehen, und Sie 
hofften, daß wir uns nicht erst ln 20 Jahren über diese 
Dinge zu unterhalten hätten. Ich meine, wenn wir uns 
auseinandersetzen, dann sollten wir es mit Argumen
ten tun. die auch eine gewisse Sachlichkeit ausstrahlet?.. 

(Abg. Meyer ; Sehr richtig!) 

Her!." Kollege Barthel, es tut mir leid, aber ich muß 
Ihnen das sagen. Was ich vorgetragen habe, war mir 
wirklich ernst und \Var auch eine Sorge um alle unsere 
Schulen. Aber der Unterton, der bei Ihnen mitge
schwungen hat, ist - Sie gestatten mir, wenn ich es 
Ihnen sage - für den, den Sie ansprechen, immer ver
letzend. 

(Beifall der CDU.) 

Vizepräsident Rothley: 

Weitere Wo['tmeldungen Magen nicht vor. Damit ist auch 
dieser Tagesor~nungspunkt als erledigt anzusehen. 

Ich rufe auf _P~nkt 7 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der FDP betreffend 
Prüfungs- und Studienordnungen und Studien

daµ.er an der Landesuniver~ität 

- Drucksache !1'239 -

Ich e1·teile dazu das Wort dem Herrn Abgeordneten 
W!!lllaue.i;, {FD~). 
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Abg. Wallauer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
vorhin gehört - so etwas hintenherum -, daß einige 
Mitglieder dieses Hauses sich gern das Fußballspiel -
oder ein Fußballspiel - ich glaube Schweden gegen 
Deutschland ansehen wollten. 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Vöker: 1:1 - Abg. 
Haehser: 1 :1 - Zurufe: Es ist schon aus!) 

Ich darf hier zum Ausdruck bringen, daß ich es keinem 
der Herren übelnehme, wenn er dieses Fußballspiel -
ich habe vot· 40 Jahren auch Fußball gespielt -

{Heiterkeit und Bravo-Rufe im Hause.) 

der Großen Anfrage vorziehen würde. Wenn ich das 
rechb:eitig gewußt hätte, würde ich mich anders ein
gerichtet haben; ich hätte dann den Herrn Präsidenten 
gebeten, diese Große Anfrage vorzuziehen, da ich mor
gen nicht da bin. 

Meine Damen und Herren! Da auch beim Realschul
wesen die Konzentration auf das Thema nicht immer 
ohne weiteres gegeben war, will ich versuchen, mich 
etwas kürzer zu fassen, auch wenn das Thema etwas 
vielschichtig ist. Wir haben aus dem großen Bereich 
der Bildungsproblematik - meine Damen und Herren, 
ich sage jetzt einmal „Bildungsproblematik", nicht Bil
dungskrise und nicht Kulturkrise - -

Ich möchte aber das, was der Herr Kollege Barthel 
vorhin angedeutet hat, daß wir heute morgen diese 
Linie und nachher wieder eine andere Linie vertreten 
hätten, daß wir einmal von einer Krise und dann wie
der nicht von einer Krise gesprochen hätten, zurück
weisen. Das, was wir heute morgen gemeint haben, ist 
sehr deutlich vom Herrn Kollegen Dr. Storch formu
liert worden. Wir sind der Meinung, daß es nicht so 
ist, daß in diesem Lande - da möchte ich der Regie
rung beitreten - auf kulturpolitischem Gebiet nichts 
getan wol'den ist. Daß wir eine besondere Volksschul
problematik haben, ist heute morgen genügend zum 
Ausdruck gekommen. Daß mit ihrer Bewältigung viel
leicht früher hätte begonnen werden müssen, darin 
sind wir mit Ihnen einig. Aber wir wollen nicht von 
Bildungskat.astrnphc und sokhen Dingen sprechen; das 
ist des Guten zuviel. Ich würde vielmehr sagen: Bil
dungsproblematik! 

Wir nehmen heute in unserer Großen Anfrage Druck
sache II/239 einen wichtigen Teilbereich heraus, näm
lich die Frage der Verkürzung der bisherigen Studien
dauer bei den verschiedenen Fakultäten, und damit im 
Zusammenhang die Frage der Stoffbegrenzung. Wir 
haben diese Anfrage im Juli gestellt. Sie wurde von 
uns ergänzt durc.'i eine weitere Kleine Anfrage, die 
einen Teil dieses Bereiches betraf. Ich glaube, es er
leichtert dem Herrn Kultusminister die Sache, wenn 
ich die Antwort anführe, die unser anfragender Kol
lege Herr Dr. Völker schon bekommen hat. Er hat 
speziell angefragt, wie es mit der Abkürzung der Stu
diendauer und der Vorbereitungszeit für das zweite 
Staatsexamen bei den Juristen stehe. Daraufhin hat er 
vom Herrn Justizminister eine sehr klare Antwort er
halten, die mitten in die Problematik hineinführt. 

Es ist sehr interessant, dieser Beantwortung zu entneh
men, daß das juristische Studium noch vor einigen 
Jahren in unserer Studienordnung auf sechs Semester 
Mindestzelt festgesetzt war und erst nach dem Erlaß 

des Deutschen Richtergesetzes die Mindestdauer von 
sieben Semestern erhalten hat. E.s ist festgestellt wor
den, daß in den Jahren 1959 bis 1963 insgesamt 
nur 21 Kandidaten nach Ablauf von sieben Semestern 
ihr Examen bestanden bzw. versucht haben, es zu be
stehen, daß aber rund ein ganzes Drittel der Jura Stu
dierenden acht Semester gebraucht hat. Aus dieser Ant
wort geht aber auch weiter hervor, daß vom neunten 
Semester an und darüber hinaus die Ergebnisse des 
Studiums nicht mehr so gut waren wie bei den Studen
ten, welche nur acht Semester gebraucht haben. Der 
Prozentsatz der Kandidaten, welche mit „voll befrie
digend" bzw. „befriedigend" bestanden haben, ist je
weils um sieben Prozent zurückgegangen; das längere 
Studi~~ hat also nichts genützt. 

Unsere Anfrage dient zwei Zwecken: einmal dem - er 
komint In den Ziffern I und II der Anfrage zum Aus
druck -, eine Bestandsaufnahme zu machen und festzu
stellen: Wie sieht es wirklich zahlenmäßig aus mit der 
durchschnittlichen Semesterzahl des Fachstudiums bei 
den Kandidaten, die das juristische Studium, oder 
denen, die das Studium in der philosophischen Fakul
tät zur späteren Erlangung der Befähigung für das 
höhere Lehramt betrieben haben oder schließlich denen, 
die die medizinische Staatsprüfung bestanden haben, 
und wie hoch war das Lebensalter aller dieser Kandi
daten im Augenblick des Bestehens der Prüfung? 

Wir sind der Meinung, daß man Folgerungen erst dann 
ziehen kann, wenn man die Tatsachen festgestellt hat. 
Erst dann können Schritte getan werden, die etwaige 
Mäpgel beseitigen sollen. 

Es ist nicht so, daß dies der einzige Zweck unserer Gro
ßen Anfrage ist, auch wenn es nach dem Wortlaut so 
scheint. Wir verbinden mit dem Ansprechen dieses The
mas auch schon eine bestimmte Wertung. Wir tun das, 
nachdem die Dinge durch die Diskussion in der Öffent
lichkeit über die Verminderung der Dauer des Stu" 
diums und die Begrenzung der Stoffauswahl in Gang 
gekommen sind. Den Anstoß gab vor allem eine Denk
schrift und ein späterer Vortrag des CDU-Abgeord
neten Dr. Dichgans, auC den in früheren Debatten hier 
schon verschiedentlich Bezug genommen worden ist. 
Aus diesem Vortrag hat die „Frankfurter Allgemeine" 
einen Auszug veröffentlicht, was wohl zur Folge hatte, 
daß Dr. Dichgans einen weiteren Vortrag auf dem 
H9chschullehror-Verbandstag dieses Jahres gehalten 
und sich vor einigen Wochen in einem Artikel in der 
„Zeit" erneut äußerte unter dem Titel „Die akademi
schen Tabus: Sollen die Politiker in Universitätsfragen 
mitreden?" Das auf dem Hochschullehrertag behan
delte Thema hieß: „Die Aufgaben der Hochschule und 
die Hochschullehrer". Es wurde veröffentlicht in der 
Zeitschrift „Der Hochschullehrer". Der ursprüngliche 
Vortrag hieß: „Erst mit 30 im Beruf, das Ärgernis der 
langen akademischen Ausbildung". 

Sie sehen, daß das Thema von Herrn Dr. Dichgans inzwi
schen ausgeweitet worden ist - man kann sagen -, fast 
auf den ganzen Bereich oder au! einen großen Bereich 
der sogenannten Hochschulreform überhaupt. Das Ist 
aber nicht das einzige, was in die öf!entlichkeit ge
kommen ist. Auch der Gesprächskreis "Wissenschaft 
und Wirtschaft", der durch seine kurzen Thesen auf 
dem ganzen Gebiete des Unterrichtswesens und der 
Bildung schon sehr viel zur Klärung beigetragen hat, 
hat im Juli 1964 eine 20. Entschließung gefaßt, die sich 
mit dem Studium und der Dauer der Ausbildung für 
die akademischen Berufe beschäftigt. Ich will noch 
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eint> dritte Arbeit anführen, die das Interesse für dle
:;en Fragtmbcreich Jn der Öffentlichkeit angesagt hat, 
d1wn Artikel des Hamburger Pädagogischen Ordina
rius Hans Wenke - in „Christ und Welt" veröffentlicht 
ani 11. September 1964 -: Wie können Schulzeit - die 
.Schulzeit ist also zum Studium hinzu genommen wor
rkn - und Studium verkürzt werden? - In diesem 
Artikel sind auch schon praktische Vorschläge gemacht 
worden. die unter Umständen die Änderung der Hoch
sdrnlgeset.7.e bedingen würden. 

Meine Damen und Herren! Ich will hier nicht etwa den 
Inh;,ill ;.iller dieser Belegstellen vortragen. sondern ich 
will nur kur:r, andeuten, womit sie slch beschäftigen 
und was die Problempunkte sind, die nun behandelt 
wer<lt•n sollen. Ich schlage Ihnen vor - ich nehme an, 
daß dP.r Herr Kultusminister die von uns verlangten 
Znhlen zum Teil wenigstens nennen kann - und be
ant rnge im Namen unserer Fraktion, daß diese Große 
Anfrage äls Material dem Kulturpolitischen Ausschuß 
überwie~f'n wird, damit wir dort die Fragen einmal 
diskutieren, vielleicht in der Weise, daß man Vertreter 
d<>r Universität und Mitglieder des Philologenverban
dcs hinzuzieht. Ich habe auch nicnts dagegen, daß die 
Gewt'rkschaft „El"liehung und Wissenschaft" dabei ist, 
obwohl sich ihr Interesse ja hauptsächlich auf die Frage 
dn Volksschule konzentriert. 

Es is t interessant, daß bei der Frage der Verkürzung 
der ShidiE>ndauer doch von mehreren Seiten auch schon 
die Vt'rkürzung der Schulzeit verlangt wird, nnd zwar 
mit folgender AltPm<1ti ve: Sowohl Herr Wenkeals auch 
Hf'rr Dichgans werten in die Debatte, daß bei einem 
Teil un~erer Volkss<'hüler auch eine dreijährige Grund
schule genügen würde. Sie verweisen auf die Erfah
J·u ngc11. die früher gemadl.t worden sind. Herr Kollege 
Dr. Kohl, Sie schütteln den Kopf, aber idl. finde, man 
soll das nicht ohne weiteres aus der Diskussion aus
scll Jießen. Sie können dazu Ihre Meinung haben, natür
lich! 

<A~. Dr. Kohl: Ma n soll clic Diskussion auch nicht 
mit so i-c1iionellen Argumenten belasten und die 
menschlich-psychologische Seite so unterbewerten, 
wh.• t•s \"On diesen Herren zum Teil geschehen ist!) 

- lch erwähne es heute nur. Wir können im Ausschuß 
dar<tuf zurückkommen. Das würde nämlich bedeuten, 
wr~nn wi1· unter besonderen Umständen die Grund
schule im Einzelfall auf drei Jahre verkürzen könnten, 
ci<ifl dann die neun Jahre Schulzeit in der höheren 
Schule erhalten bleiben ·würden. Die beiden Vertreter 
ein<>r vPrkürzten Sc.:hulaus bildung, also eines Abiturs 
mit 18 J ah ren, sehen a ls Alternative die Verkürzung 
dPr Gymnasialzeit von dreizehn au! zwölf Jahre, was 
selbst.verständlich den Widerspruch der Philologen und 
vielleicht <tttch den Widerstand der Universitätslehrer 
hervorrufen wird , was a ber zw~ifeHos schon deswegen 
diskutiert werden muß. weil angeblich im Ausland nur 
n• 1eh in Österreich und Island - so habe ich es in Er
innerun~ -. di e drt>izt<hnjährige Gesamtschulzeit besteht. 
Das w~re al~o e ine zusätzliche Problematik für nnser 
Thema. aber wir haben speziell ja die Frage der Ver
küJ-1.un~ der Studiendauer zur Diskussion gestellt. Es 
ist [nter~s~ant, daß diese 20. Entschließung der:- Ge
spräch~gruppe ,,Wissenschaft und Wirtschaft", von der 
ich eben gesprochen habe, sdl.on den Anlaß auch zu 
parlamentarischen Initiativen, beispielsweise in Nieder
:mchse>n und Bayern. gegeben hat; in Bayern hat die 
SPD, in Niedersachsen h<tben FDP und SPD zusammen 
einP :-<•>l ('ht> Initiative er griffen. Diese Initiativen - es 

ist eine Anfrage im Bayerischen Landtag - sind eigent
lich nur eine etwas andere Rroaktion derjenigen For
derungen, die der Gesprächskreis „Wissenschaft und 
Wirtschaft'' erhebt: Hiervon greife ich von den 15 
Punkten, die genannt sind, nu r ein ige wenige heraus. 

Den ersten habe ich schon behandelt, und zwar die 
Verkürzung der Schulzeit au! zwölf Jahre. Auch der 
Gesprächskreis „Wissenschaft u nd Wirtschaft" ver
langt das, der zusammengesetzt ist - das darf einmal 
hier gesagt werden für diejenigen, die sich mit diesen 
Dingen nicht ex professo beschäftigen - aus Dcle&ier
ten des Bundesverba ndes der deutschen Industrie, aus 
Leuten, die vom Deutschen Industrie- und Handelstag 
entsandt werden, u nd aus Vertretern, die der Stifter
verband für die deutsche Wissenschaft e ntsendet, also 
Gremien, die durchaus an einer guten Ausbildung 
unserer Schüler, welche die weiterführenden Schulen 
besuchen, interessiert sind. 

Sowohl Herr Wenkc als auch der Gesprächskreis „Wis
senschaft und Wirtschaft" fordern - und dazu möchte 
ich noch ein Wort sagen - generell eine Begrenzung 
der Studienzeit auf acht Sem~ter. 

Meine Damen und Herren! Wir sind durchaus der Mei
nung, daß keine akademischen Tabus gelten sollen, daß 
wir diese Fragen durchaus behandeln müssen, daß wir 
den Mut dazu habe n sollen, ohne damit dem R uf unse
rer Un iversitäten zu nahe zu t reten. Aber so ganz 
generell zu sagen: Die Studienzeit. - und so is t es ge
sagt - da rf bei allen Fakultäten nicht mehr als acht 
Semester betragen, -

(Abg. Dr. Kohl : Das ist ja abwegig; wie will man 
da Chemie s tudieren !) 

so kann man es nicht sagen. Man kann es nur so ma
chen, daß m an für jede Fakultät d as im einzelnen fest
stellt. kh bra uche nur den Vergleich zwischen Juristen 
und Philologen zu geben. Schon vor 30, 40 J ahren war 
es so, daß es eine ganze Menge Juristen gab, die m!t 
sechs Semestern hinkamen. Nach der Antwort, die der 
Herr Justizminjster uns jetzt gegeben hat, ist es im 
Jahre 1963 nur noch einer gewesen. Es w.ar aber auch 
damals so, daß das Normale für d en Philologen doch 
schon ein Studium von acht Semestern war. 

Für die Naturwissenschaften u nd die Technische Hoch
schule fühle ich mich nicht zuständig, deshalb will ich 
hier darüber auch nichts sagen. Ich weiß aber doch 
auch wie Sie vom Hörensagen, daß dort, insbesonde re 
bd den Chemikern, die Aui>bildung noch viel länger ist. 

(Abg. Dr. Kohl: Vierzehn Semester ist der 
Regelfall!) 

- J a, und von da eine Reduktion auf acht Semester -
dns liegt ja in der Natur der Sache - ist ein unmög
liches Vorhaben. 

Dle Studienzeit muß für jedes Fad1 bei;onders f estMe
legt werden. Audi nach der Verkürzung der Fächerzahl 
für die Philologen von drei auf 7.wei Fächer ist es nicht 
möglich, die Philologen einfach den .Juristen und Na
tionalökonomen gleidl.zustellen und sie in gleicher 
Welse zu behandeln wie diese bt-iden. 

Im übrigen geben wir uns bei aller Reform- und Ver
besserungsfreudigkeit doch keinen Täuschungen hin, 
daß keineswegs der Zustand vom Jahre 1920 wleder
hergestelli werden kann. 
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Bei den Juristen bestehen sogar zusätzliche Hinder
nisse, weil ja das juristische Studium zur Zeit vom 
dcuts<.:hen Richlcrgesctz und von den Landes-Richter
gesetzen - insofern eigentlich eine gewisse Beschnei
dung der Zuständigkeit der LandeskultusminiJSter - an
derweitig geregelt ist. Aber ich glaube, das würde keine 
Schwierigkeiten machen, wenn die pädagogische Dis
kussion nach dieser Richtung geht, daß dann auch da 
eine Reduktion wieder eintreten könnte. Es ist ande
rerseits ganz natürlich, daß sich das Studium doch auch 
vom Stof! her weitläufige[" gestaltet hat. Nehmen Sie 
etwa bei den Juristen Fächer wie das Arbeitsl"echt, das 
Sozialrecht oder das Wirtschaftsrecht. 

Man kann heute keinen Studenten mehr zum Referen
dar machen, ohne daß er eine Vorlesung über Arbeits
recht gehört hat. 

(Abg. Dr. Kohl: Er sollte aber auch Philosophie, 
Soziologie und Geschichte gehört haben!) 

- Herr Kollege Kohl, ich glaube, daß der Schlüssel zur 
Lösung unte1· anderem darin liegt, daß man sehr wohl 
vorschreiben kann, daß die Studenten eine Reihe von 
Dingen einmal gehört haben müssen, daß man aber 
nicht alle diese Fächer auch als Prüfungsfach ansetzen 
kann. So ist es etwa mit dem Sozialrecht, dem Arbeits
recht und dem Wirtschaftsrf-'Cht bestellt. 

Man hfü't auf der anderen Seite gerade bei den Philo
logen so oft den Gedanken, daß die Professoren ihre 
Stcckenpforde prüfon, und wenn dann der Betreffende 
nicht reüssiert, daß man ihn dann kalten Blutes durch
fallen läßt. Ich meine, Derartiges hat es immer gege
ben, das gibt es sicherlich jetzt noch und wird es auch 
in der Zukunft geben. Das kann man a~r nid1t. rcglc-
mcntict·en, weil es in einem solchen Falle an der ent
spl'echenden Weite der Persönlichkeit dieses Hochschul
lehrers mangelt. Etwas Derartiges ist aber bei den 
Hoch::;chullehrem doch wohl eine Ausnahme. Man sagt 
ja aud1, eins man die Parallelprofessuren, die wir <loch 
au! Grund der Empfehlungen des Wissenscha!tsrates 
so sehr bdürwortet haben, nur mit Bedenken einrich
ten könne, weil sich bereits ergeben habe, daß zum 
Beispiel bei zwei Professoren, die dasselbe Fach ver
treten, der Professor A bei der Prüfung nicht darau:f 
verzichtet, von dem Kandidaten die Lehrmeinung zu 
hören, die er selber, die aber nicht der Kollege B hat. 
Aber auch das, glaube ich, dürfte doch wohl eine Aus
nahme sein. Ic.:h kann mir nicht denken, daß gerade 
Ordinarien, die ihr Fach wirklich beherrschen, die also 
die Lehrmeinungen kennen, nicht großzügig genug sein 
sollten, um Verständnis dafür zu haben, daß der Stu
dent natürlich nicht alles gehört haben kann. Auch die
ses Problem hat es übrigens früher schon gegeben. Neh
men Sie etwa die Historiker. Es gab an jeder großen 
deutschen Universität für das Fach der mittelalter
lichen und neueren Geschichte zwei oder drei Profes
soren. Jedcl" hat sein Gebiet anders angefaßt. Diese 
Mannigfaltigkeit in der Darbietung des Stoffes sollte 
man nicht reformieren. Das wäre ein sehr großer Feh
ler, wenn man so weit gehen wollte. Man kann nicht 
sagen, es müsse ein Kanon eines bestimmten Unterrichts
sto!fes in den geisteswissenschaftlichen Fächern fü1· 
jeden Studenten ·gelten. Es ist Geschmacksache, ob ein 
Hi::;toriker, der das Mittelalter lehrt, die Geschichte der 
Kaiserzeit mit zwei oder vier Stunden wöchentlich an
setzt oder ob er im 19. Jahrhundert den Stoff so oder 
anders abgrenzt. 

Daß Steckenpferde nicht geprüft werden sollten, das 
kann man den Professoren bei einer solchen Anhörung 

ruhig einmal sagen, wenn wir diese Frage im Kultur
politischen Ausschuß behandeln. Man kann den berech
tigten Wunsch zum Ausdruck bringen, daß eine gewisse 
Rücksicht genommen werden muß au! die begrenzte 
Kapazität der Studenten, insbesondere dann, wenn wir 
zu der Verkürzung der Studiendauer bei den jeweili
gen Fakultäten einmal gekommen sind. 

Es ist mit Recht ferner gefordert worden - das würde 
von uns auch zu überlegen sein -, daß die Studienan
leitung und die Studienberatung in den ersten Seme
stern intensiviert werden, daß der Student mehr Hilfe 
bekommt, damit er nicht so hilflos in den ersten Übun
gen und Seminaren bleibt, wie es heute zum Teil der 
Fall ist. 

Eine weitere Frage, die gar nicht so ohne weiteres zu 
entscheiden ist, ist die der Zwischenprüfungen. Man 
kann nicht von den Erfahrungen in der Medizinischen 
Fakultät - weil dort das Physikum in der Mitte des 
Studiums steht - odel· von den Vorprüfungen bei den 
Technischen Hochschulen ausgehen, als ob man es in 
jeder anderen Fakultät ohne weiteres auch so machen 
könnte. Wenn ein acht- oder zehnsemcstl"iges Studium 
in den Geisteswissenschaften - also in der Philologie, 
in der Geschichte, in der evangelischen und katholi
schen Theologie-, von Zwischenprüfungen unterbrochen 
wird, wenn sogar statt einer, zwei und mehr Zwischen
prüfungen stattfiinden, dann kann sich sehr leicht ein 
sogenannter Prüfungskomplex bei den Studierenden bil
den, der darin besteht, daß man immer nur Sorge um 
die Prüfung hat und nur noch auf sie hinarbeitet, 
und wenn die ers te Zwischenprüfung vorbeigegangen 
ist, daß man dann deren Sto!f beiseite legt und sich 
überhaupt nicht mehr mit ihm beschäftigt. 

Ich bringe zu diesem Punkt nicht die Meinung der Frak
tion zum Ausdruck, aber ich bin überzeugt, daß auch 
die Meinungen bei der CDU wie bei der SPD durch
aus auseinandergehen, denn das sind ja keine prinzi
piellen Fragen. Ihre Lösung muß aber sehr genau über
dacht werden. Herr Wenke schlägt im Gegensatz zu 
Zwischenprüfungen einen anderen Weg vor. Er sagt, 
man soll bis zu einem bei;timmten Zeitpunkt - etwa 
für die Juristen nach der Vollendung des achten Se
mesters - die Studenten auffordern, sich zu dieser Zeit 
zum Examen zu melden. 

(Abg. Dr. Kohl: Geht das denn?) 

- Herr Kollege Kohl, es müßte ausprobiert werden. 

(Abg. Dr. Kohl : Gestatten Sie eine Zwischenfrage! 
Wir haben ein Überangebot an Studenten der Phar
mazie und an Arbeitsplätzen. Der Student ist im 
vierten Semester noch nicht einmal in der praki
schen Ausbildung. Das ist doch technisch gar nicht 

zu machen!) 

- Da haben Sie vollkommen recht, daß da, wo Arbeib
plätze - -

(Abg. Dr. Kohl: Auch bei den Juristen!) 

- Da ist es schon etwas anders. 

(Abg. Dr. Kohl: Wenn man auf einen staatsrecht
rechtlichen Kommentar drei Wochen wal:"ten 
muß? - Abg. Fuchs: Das sind doch Ausschuß-

gespräche!) 

- Herr Kollege Kohl, das müsse n wir im Ausschuß be
spl"echen. Wir wollen dem Herr n Kolleg<m Fuchs kei-
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nen Anlaß zur Beanstandung geben, daß wir hier die 
Einzeldinge zu weit ausbreiteten. Sie sehen aber doch 
wohl ein, daß die Frage der Zwischenprüfung es wert 
b;l, einmal im Ausschuß behandelt zu werden. 

Es heißt weiter noch unter der Forderung 7; In allen 
Disziplinen sollen Lehr- und Examensstoffe ständig 
auf mögliche Konzentration hin überprüft werden. -
Dann noch eine letzte Forderung: Das akademische 
Jahr sollte aus zweimal vier Vorlesung.smonaten be
stehen. Das kommt auf die Forderungen des Herrn 
Dichgans hinaus, der sagt: Ich will Euch Professoren 
ja gar nichts anhaben. Ihr sollt zu Eurem Recht kom
men, aber bitte fangt an zu lesen im Sommer am 
1. Mai und im Winter am 1. Oktober und nicht erst 
am Hi. Okt.ober und 15. Mai. Und hört nicht zu früh 
auf! Auf der Hochschullehrertagung wurde ihm aber 
in der Diskussion erwidert, wie es wäre, wenn die 
Studenten ihrerseits so lange aushielten, daß sie die 
angebotenen Stunden auch zu Ende hörten. 

Melnf> Damen und Herren! Damit habe ich in einzel
nen Punkten \venigstens den Stoff umschrieben, dessen 
Behandlung wir in unserer Anfrage nicht nur stati
stisch, sondern auch stofflich substantiell anstreben 
wollten. Es ist interessant, daß im bayerischen Land
tag auch schon eine Anfrage bezüglich der Prüfungs
kandidaten des Lehramtes an den h<.iheren Schulen von 
dem dortigen Kultusminister beantwortet worden ist. 
Es haben nach acht oder neun Semestern nur 20 Pro
zent rlas Examen gemacht, nach zehn Semestern 44,7 
Prozent, während 25 Prozent 11, 12, 13 und mehr Se
mester gebraucht haben, sicherlich auch mit dem Prü
fungserfolg, den bei uns der Herr Justizminister fest
gestellt hat, daß bei einer zu langen Dauer das Stu
dium nicht mehr erfolgreich gewesen ist. 

Ich p;laube, ich kann damit scl1lfeßen und bitte Sie, dem 
zuzustimmen, daß das Material der Großen Anfrage 
mit der nnch bevorstehenden Beantwortung durch den 
Herrn Kultusminister und eventuell Meinungsäuße
rung aus Ihrem Kreise dem Kulturpolitischen Aus
schuß übet•wiesen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Rothlcy: 

Die Große Anfrage wird beantwortet durch den Hen·n 
Kultusminister. Ich erteile ihm das Wort. 

KuUusmlnisfor Dr. Orth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Id1 glaube, 
icl1 bin in einer ziemlich mißlichen Lage, und zwar 
merkt man, daß die Geduld der Abgeordneten nicl1t 
m<~hr allzu sehr strapaziert werden darf und umge
kehl't ist doch Ihre Anfrage, Herr Kollege Wallauer, 
so umfangreich - sie hat ja nicht weniger als drei 
Hauptfragen und zehn Unterfragen -, so daß ich das 
leider nicht in ein paar Sätzen beantworte n kann und -
:so l<•id es mir tut - noch ein wenig um Aufmerksamkeit 
unrt Geduld bitten möchte. 

<.Abg. Dr. Kohl: Herr Präsident, icll bitte ums 
Wort zur Geschäftsordnung!) 

Vizepräsident Rothley (unterbrech.end): 

Bitte, Herr 1Abgeordnl.'ter Dr. Kohl (CDU). 

Abg. Dr. Kohl: 

Ich bin ernsthaft der Meinung, eine so überaus wlcl1-
ti6te Frage nkht vor efnem zu einem Drittel gefüllten 
Hause abzuwickeln. Nehmen Sie mir das nicht übel. 
Aber ich halte si~ wirklich für eine zent.riile kultur-
1>0llti:lche Frage. Wir dlskutieren hier wesentlich peri
pherere Dinge, offensichtlich mit sehr viel mehr Liebe, 
weil sie 'vdrdergrUndig sind. 

Es ist ernsthaft die Frage, ob wir die Beantwortung 
der Großen Anfrage nicht auf den morgigen Vormit
tag verlegen. 

(KuitusminlstE>r Dr. Orth : Dafür wäre ich sellr 
dankbar!) 

An steh hätte es die Sache verdient. Ich hätte auch 
wirklich dle Absicht gehabt, etwas dazu zu sagen. Ich 
häbe allerdings Verständnis für die ~fühle der Kol
legen, daß sie jetzt nicht mehr zuhören wollen. Die 
Frage der Studiendauer ist eine Frage, die sehr sehr 
weitreichende Bedeutung hat. 

(Kultusminister Dr. Orth: Das ist eine zentrale 
Frage der Hochschulreform überhaupt! - Glocke 

des Präsident~n.) 

Vlzepriisldent Rothley: 

Ich habe diese Frage - es ist eine Geschäftsordnungs
frage - schon vor Aufruf des Tagesordnungspunktes 
an die Fraktion der FDP ger ichtet . F:s ist mir gesagt 
worden, daß der Herr Abgeordnete Wallauer morgen 
n icht da sei und deshalb von der Fraktion aus Wert 
darauf gelegt würde, die Angelegenheit ht!ul~ abscltlie
ßend zu behandeln. Ich \•,;eiß nicht, ob die Fraktion 
noch zu dieser Meinung steht. - Herr Dr. Storch, Sie 
wollten sich äußern. 

Ich habe gerade mit Herrn Wal!auer gesprochen. Wir 
sind bereit, die Antwort mm·gen ~ntgegcnzunehmt!n. 
Wir können also, wenn Sie mitmachen, jetzt schließen. 

Vi.%epr!isldent Rothley: 
' "' „ ,~,. ' '„ 1 

Bel dieser S ituation, meine Damen und Herren, k ann 
ich nur feststellen, daß wir in der Tagesordnung mor
gen fortiahren. Ich schließe die Sitzung und berufe die 
nächste ein für morgen, den 5. November 1964, V'or
mittags 9.30 Uhr. 

Schluß der Sitzung: 17.23Uhr. 


